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Liebe Leserinnen 
und Leser,
was tun, wenn internationale Verhandlungen sich so festgefressen 
haben, dass kaum noch etwas vorangeht? Eine Frage, die sich 
viele stellen, aber kaum jemand hat sie bisher befriedigend be-
antworten können. Die Welthandelsorganisation WTO gehört zu 
denjenigen Organisationen, in denen kaum noch etwas vorangeht, 
weil sich die unterschiedlichen Interessenlagen gegenseitig seit 

mehr als zehn Jahren blockieren.
Dennoch geht die Liberalisierung des Welthandels und die Deregulierung der Wirtschaft 

weltweit kaum gebremst voran. Offenbar geht das auch ohne WTO. Die Protagonisten dieser 
Politik sind recht einfallsreich, wenn es darum geht, ihre Politik international durchzusetzen. 
Bilaterale Freihandelsabkommen, Investitionsschutzabkommen, Freihandelszonen – alle mit dem 
Ziel, die Globalisierung der Weltwirtschaft weiter voranzutreiben. Etwas umständlicher und 
unübersichtlicher als mit der WTO, aber aus ihrer Sicht immer noch besser als nichts.

Erstaunlich ist aber, dass die öffentliche Diskussion darüber kaum stattfindet, ganz im Ge-
gensatz zur WTO vor 15 Jahren. Dabei ist die Wirkung praktisch dieselbe. Seit der Finanzkrise 
2008 gilt es zwar als gesellschaftlicher Mainstream, dass jetzt wieder mehr reguliert werden 
müsse, real passiert aber das Gegenteil. Einen neuen enormen Deregulierungsschub würde 
das geplante transatlantische Freihandels- und Investitionsschutzabkommen zwischen der EU 
und der USA bringen, das sogenannte TTIP. 

Aus Sicht von Umwelt und Entwicklung birgt die einseitige Priorisierung von Freihandel 
und Investitionsschutz erhebliche Risiken und Nebenwirkungen. Wenn die vielzitierte »Trans-
formation« zu einem nachhaltigen Wirtschaftssystem, das planetarische Grenzen respektiert 
und gerechte Zugangsmöglichkeiten zu den Ressourcen für alle gewährleistet, gelingen soll – 
dann muss leider etwas mehr getan werden als einer deregulierten Wirtschaft zuzusehen, wie 
sie business as usual betreibt. Das vorliegende Heft beleuchtet daher aktuelle Entwicklungen 
in der Handelspolitik in der Hoffnung, dass die gesellschaftliche Diskussion darüber wieder 
intensiviert wird und die Anliegen von Umwelt- und Entwicklungspolitik stärker Gehör finden.

Jürgen Maier
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TTIP
Die falsche Freiheit

Die Transatlantische Handels- und Investitionspartnerschaft (TTIP) dient dem 
globalen Expansionskurs der EU- und US-Konzerne. Insbesondere Sozialstan-
dards, Umwelt und Demokratie bleiben auf der Strecke.

N eue, dauerhaft verbindli-
che Marktliberalisierungen für 
Investitionen, Güter und Dienst-

leistungen auf höchstem Niveau sind 
Gegenstände der TTIP-Verhandlungen. 
Wohlstand soll wachsen durch die Be-
seitigung von Zöllen, die erweiterte 
Öffnung von öffentlichen Beschaffungs-
märkten, die erweiterte Öffnung von 
Dienstleistungsmärkten, dem Abbau 
nichttarifärer Handelshemmnisse durch 
Harmonisierung und gegenseitige An-
erkennung von Standards. Investoren 

sollen mit einem extrem und einseitig 
privilegierten Investorenschutz ihre 
Macht und Dominanz stärken können.

»EU-Auto-Exporte um 150 Prozent 
steigern«
Die beteiligten Politiker werben mit 
großen Versprechungen. TTIP sei ein 
kostenloses Konjunkturprogramm, das 
erhebliche Impulse für Wachstum und 
Beschäftigung, sowohl in den USA als 
auch in Europa bringe: »500 Euro Zu-
satzeinkommen für jede Familie in der 

EU«, »119 Milliarden Euro Wirtschafts-
wachstum pro Jahr«. Die EU-Autoin-
dustrie könne »ihre Ausfuhren in die 
USA um 150 Prozent steigern«. Dieser 
Ausblick der TTIP-Befürworter hält ei-
ner kritischen Prüfung nicht stand.1 Die 
tatsächliche Bedeutung des transatlan-
tischen Handels ist zu gering, um durch 
eine Stärkung und neue Vernetzung die-
ser Austauschbeziehungen die Konjunk-
tur zu beleben. Die US-Binnenwirtschaft 
und nicht die Exportwirtschaft bestimmt 
den US-Konjunkturverlauf. Europa ist 
nur der drittwichtigste Handelspartner 
der USA. Der Anteil der EU-Exporte in 
die USA beläuft sich auf nur 6,5 Prozent 
aller europäischen Exporte. Der Anteil 
der US-Einfuhren nach Europa (EU 27) 
umfasst ebenfalls nur 4,5 Prozent aller 
Importe. Drei Fünftel des EU-Handels 
findet innerhalb der europäischen Gren-
zen statt. Der transatlantische Handel 
ist geprägt durch den Austausch indust-
rieller Güter. Die Einfuhrzölle auf Indus-
triegüter sind aber bereits sehr niedrig. 
Ihre kurzfristige Abschaffung wird den 
transatlantischen Handel kaum beleben. 
Die angestrebte Angleichung von Qua-
litätsstandards, technischen Normen 
und Kennzeichnungspflichten dauert 
länger und hat somit auch keine kurz-
fristigen positiven Konjunktureffekte. 
Das Versprechen von Wachstums- und 
Beschäftigungseffekten eines transat-
lantischen Freihandelsabkommens hat 
allein das Ziel, die spezifischen Interes-
sen großer US-amerikanischer und eu-
ropäischer Unternehmen als Allgemein-
interesse auszugeben. Tatsächlich geht 
es den bereits großen und mächtigen in 
USA und EU beheimateten Konzernen 
um die Festigung und den Ausbau ihrer 
starken Positionen im globalen Konkur-
renzkampf.

Auch große private Dienstleistungs-
unternehmen haben ein ausgeprägtes 
Interesse an einem transatlantischen 
Freihandelsabkommen. Sie wittern 
große Rendite durch die weiteren Li-
beralisierungen und Deregulierungen 
im Dienstleistungsbereich. Im Bereich 
der Finanzdienstleistungen beispiels-
weise könnten Liberalisierungen in 
Verbindung mit »standstill«-Klau-
seln, die  – wenngleich schwierigen  – 
Revisionsmöglichkeiten nach GATS-
Art. XXI aushebeln, wodurch eventuell 
stabiltätsinduzierende (Re-) Regulie-
rungen (z.B. Transaktionssteuern, Ver-
kehrs- und Handelsbeschränkungen) 
erheblich erschwert würden.
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Wasser und andere Gemeingüter 
sollen Handelsware werden
Wasser, Energie, Verkehr, Bildung und 
Gesundheit zählen zu den Sektoren, 
in denen ein Weltmarktgeschäft lockt. 
Die Allianz der öffentlichen Wasserwirt-
schaft (AöW) warnt vor den Gefahren 
der geplanten Transatlantischen Han-
dels- und Investitionspartnerschaft 
zwischen EU und USA (TTIP). Die 
AöW sieht als Interessensvertretung 
der öffentlichen Wasserversorger, 
Abwasserbetriebe und verbandlichen 
Wasserwirtschaft die Strukturen und 
die Qualität der öffentlichen Wasser-
versorgung, Abwasserbeseitigung und 
Gewässerunterhaltung in Deutschland 
und Europa in Gefahr. Deshalb fordert 
die AöW: Weil Wasser Gemeingut und 
keine übliche Handelsware ist, darf die 
öffentliche Wasserwirtschaft nicht von 
einem Abkommen für Freihandel er-
fasst werden. 

Auch wenn die EU derzeit noch 
nicht alle Liberalisierungen in ihrem 
Gebiet zulässt, so bleiben außerhalb 
der EU große Optionen für Expansion 
und satte private Gewinne im Geschäft 
mit den alltäglichen Bedürfnissen aller 
Menschen. Der Preis für den Wohlstand 
der Investoren ist atypische Niedrig-
lohnbeschäftigung und die Aushöhlung 
von Sozialstandards.

Nachhaltigkeitskapitel – Nur ein 
Feigenblatt
Die EU schlägt für das TTIP-Kapitel 
zur nachhaltigen Entwicklung der ILO- 
Declaration on Fundamental Rights 
and Principles at Work von 1998, die 
Declaration on Social Justice for a Fair 
Globalization aus dem Jahr 2006 und 
handelsbezogene Elemente der decent 
work-Agenda vor. Neben dem Verweis 
auf international anerkannte Standards, 
freiwillige Initiativen oder Corporate 
Social Responsibility-Praktiken, bleiben 
Vorschläge zur Implementierung und 
zum Monitoring allerdings wenig kon-
kret. Der Einbezug von Stakeholdern 
beziehungsweise zivilgesellschaftlicher 
Akteure bleibt weitgehend auf Informa-
tions- und Anhörungsrechte begrenzt. 
Diese Absichtserklärungen für das 
Nachhaltigkeitskapitel sind nur Fei-
genblatt und ein untauglicher Versuch, 
das bisherige Fehlen von sozialen Stan-
dards mit Durchsetzungsinstrumen-
ten, Klagerechten mit Sorgfalts- und 
Haftungspflichten zu vertuschen. Auch 
der häufige Verweis auf die angeblich 

hohen Standards in den USA und der 
EU tragen nicht. Zwar haben die USA im 
Unterschied zum EU-Staat Deutschland 
einen gesetzlichen Mindestlohn, doch 
sind in den USA fundamentale Rechte 
auf Gewerkschaftsfreiheit im Kontrast 
zu den Kernarbeitsnormen der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation in gra-
vierendem Umfang beschränkt. Das 
spüren seit Jahren auch die Beschäf-
tigten der US-T-Mobile, einer Tochter 
der Deutschen Telekom AG. Diese be-
kämpft in den USA das Bemühen von 
Beschäftigen zur Anerkennung ihrer 
Gewerkschaft mit massiven Einschüch-
terungen und Entlassungen. Hier zeigt 
sich die volle Wahrheit von Konzernen, 
die in Deutschland mit dicken Nach-
haltigkeitsberichten um ein schickes 
Image buhlen.

Das wahre und sozial unverantwort-
liche Interesse an billiger und recht-
loser Arbeit zeigte sich in den letzten 
Jahren am millionenfachen Leid von 
Arbeiterinnen und Arbeitern in Bang-
ladesch, Pakistan, China und anderen 
Ländern in der globalen Lieferkette 
der Konsummarken und Händler aus 
der EU und den USA. Dort wird für 
Hungerlöhne über 70 Stunden in der 
Woche geschuftet. Tausende verloren 
bei Bränden und Fabrikeinstürzen ihre 
Leben oder trugen schwere Schäden 
für ihre Gesundheit davon. Das TTIP 
wird Drittländern im transatlantischen 
Markt keine Vorteile einräumen. Damit 
verschlechtern sich ihre Absatzchan-
cen auf diesem Markt. Das ist gewollt. 
Wollen Drittländer ihre Marktanteile 
halten, so müssen sie sich künftig den 
neuen bilateral bestimmten Regeln 
beugen und den bestehenden Lohn-
unterbietungskampf verschärfen. 

Auch ver.di formuliert Forderungen 
für eine andere Handelspolitik
Die Gewerkschaft ver.di hat bereits vor 
der Mandatsvereinbarung der EU die 
Bundeskanzlerin und Ministerpräsiden-
ten der Bundesländer auf die Einwän-
de und Forderungen ihrer Mitglieder 
hingewiesen: »Die Verfahrensweisen, 
die Transparenz des Verhandlungspro-
zesses und die zentralen Inhalte sollten 
anders gestaltet werden, als dies bei 
bisherigen Abkommen der EU der Fall 
war. Damit ein transatlantisches Abkom-
men eine positive Wirkung entfalten 
kann, müssen die Parlamente und die 
Zivilgesellschaft an den Verhandlungen 
beteiligt werden. Soziale und ökologi-

sche Zielsetzungen sollten gleichrangig 
neben wirtschaftlichen Interessen ver-
ankert werden: Das Abkommen muss 
klare, verbindliche und durchsetzbare 
Regelungen zum Schutz und Ausbau 
von Arbeitnehmerrechten, zum Daten- 
und Verbraucherschutz sowie von So-
zial- und Umweltstandards beinhalten. 
Große Sorgen bereitet uns in diesem 
Zusammenhang der Sachverhalt, dass 
die USA bis heute lediglich zwei von 
acht ILO-Mindestarbeitsnormen ratifi-
ziert haben. Die Berücksichtigung öko-
logischer und sozialer Standards bei 
der öffentlichen Auftragsvergabe darf 
durch das Abkommen nicht unterlau-
fen werden. Das Abkommen darf nicht 
zu einer Liberalisierung oder Privati-
sierung öffentlicher Dienstleistungen 
führen oder deren Regulierung behin-
dern. Es sollten keine Regelungen zum 
Investitionsschutz enthalten sein, die 
zu einer Beeinträchtigung von Arbeit-
nehmerrechten führen könnten, oder 
die staatlichen Handlungsspielräume 
beschränken, um sinnvolle Regelungen 
im Interesse der eigenen Bevölkerung 
zu treffen. Das Abkommen muss die 
UNESCO-Konvention über den Schutz 
und die Förderung der Vielfalt kulturel-
ler Ausdrucksformen beachten, deshalb 
müssen alle kulturellen Bereiche aus 
dem Anwendungsbereich explizit aus-
genommen werden.«

 

 

 

  Uwe Wötzel 

Der Autor arbeitet seit 2001 als 
Gewerkschaftssekretär im Bereich Politik 
und Planung der ver.di-Bundesverwaltung 
auch zu Fragen der Handelspolitik und 
Unternehmensverantwortung.

1	 Neue Untersuchung des Instituts für 
Makoökonomie und Konjunkturforschung 
(IMK): Außenhandel der USA: Europa hat als 
Partner an Bedeutung verloren (16.07.2013) 
http://www.boeckler.de/2728_43696.htm
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TTIP-Verhandlungen 
haben begonnen
EU macht Druck

Vom 8. bis 12. Juli fand in Washington die erste Verhandlungsrunde zwischen der 
EU-Kommission und der US-Regierung über das Transatlantische Freihandels- 
und Investitionsabkommen (Transatlantic Trade and Investment Partnership – 
TTIP) statt. Die Kommission bezeichnete die erste Verhandlungsrunde als »sehr 
produktiv« und stellte befriedigt fest »es hat sich bestätigt, dass beide Seiten 
ein hohes Ambitionsniveau haben«. Bei näherem Hinsehen kann man jedoch 
konstatieren, dass das hohe Ambitionsniveau vor allem bei der EU liegt und die 
USA in den meisten Bereichen eher defensiv agieren. 

A lle Themenbereiche der 
Regulierungs-Harmonisierung 
wurden angesprochen. Im Be-

reich »Inländerbehandlung und Markt-
zugang« (National Treatment and Mar-
ket Access, NTMA) sollen bereits bei 
der nächsten Verhandlungsrunde im 
Oktober erste Textvorschläge beider 
Seiten diskutiert werden. 

Mehr Macht den Konzernen?
Der Investitionsbereich war ebenfalls 
Gegenstand ausführlicher Gespräche, 
wobei es nicht um das »ob« eines In-
vestitionsschutzkapitels ging. Vielmehr 
wurden die gegenseitigen Vorstelllun-
gen ausgetauscht, wie es aussehen 
soll, wie umfassend es sein soll und so 
weiter – die EU machte klar, dass dieses 
Kapitel für sie von zentraler Bedeutung 

ist. Investoren sollen Staaten verklagen 
können, was sie zwar vor der Verwal-
tungsgerichtsbarkeit in jedem norma-
len Rechtsstaat ohnehin können. Aber 
mit dem TTIP soll (wie in anderen In-
vestitionsschutzabkommen auch) die-
ser normale Rechtsweg für Investoren 
nicht mehr nötig sein, sondern es wird 
eine Sondergerichtsbarkeit geschaffen, 
für die zentrale Prinzipien des Rechts-
staats nicht gelten: nichtöffentliche 
Verfahren mit Geheimhaltungspflicht, 
keine Revisionsmöglichkeit, und vor 
allem wird dabei die Pflicht von Poli-
tik und Verwaltung negiert, eine Gü-
terabwägung zwischen öffentlichem 
Interesse und privatem Interesse des 
Investors zu machen. Hinzu kommt: aus-
ländische Investoren erhalten Sonder-
rechte, die inländischen nicht zur Ver-

fügung stehen – sozusagen verkehrte 
Diskriminierung. Worum es geht, steht 
in Artikel 10 des Entwurf für das Investi-
tionsschutzkapitel des TTIP, den die EU 
für die erste Verhandlungsrunde vorge-
legt hat, klipp und klar: »progressively 
liberalising investment conditions«, also 
eine klare neoliberale Absage an sozial-
ökologische Regulierung. Für die EU ist 
Bedingung für das Abkommen, dass ein 
solches Kapitel enthalten ist. Für die 
USA war diese Verhandlungsrunde ein 
Novum: zum ersten Mal sind sie mit ei-
nem Verhandlungspartner konfrontiert, 
der noch mehr Rechte für Investoren 
gegen den Gaststaat verlangt als sie 
selbst. Diese extrem offensive Position 
der EU geht maßgeblich auf das deut-
sche Wirtschaftsministerium zurück. 

Die EU will zudem ein ganzes TTIP-
Kapitel für Finanzdienstleistungen, 
was für ein Freihandelsabkommen ein 
Novum wäre. Die USA sehen dieses 
Ansinnen eher skeptisch und sind der 
Ansicht, Finanzdienstleistungen seien 
problemlos in einem Dienstleistungs-
kapitel abzudecken. Erstaunlicherweise 
ist mittlerweile das Niveau der Finanz-
markt-Regulierung in den USA höher 
als in der EU, und in den USA gibt es 
erhebliche Befürchtungen, dass das 
TTIP zu einer erneuten Deregulierung 
auf das niedrigere europäische Niveau 
führen könnte. Auch in der ersten Ver-
handlungsrunde wurde dies von den 
US-Verhandlern klar formuliert, und die 
EU musste immer wieder betonen, dass 
das nicht ihr Ziel sei. Allerdings steht 
in Artikel 8 der EU-Vorlage »No party 
may impose discriminatory Economic 
Needs Tests prior to the establishment 
of an enterprise in its territory«. Diese 
Economic Needs Tests, also Prüfungen 
auf Volkswirtschaftliche Notwendigkeit, 
werden zur Zeit als Voraussetzung für 
die Zulassung sogenannter »neuarti-
ger Finanzprodukte« diskutiert, deren 
volkswirtschaftlicher Nutzen oft sehr 
zweifelhaft ist. Solche Klauseln wür-
den Investoren Tür und Tor öffnen 
für Schiedsgerichtsklagen gegen Fi-
nanzmarktregulierungs-Maßnahmen. 
Sorgen bereitet den EU-Verhandlern 
auch die amerikanische Forderung, 
dass ihre Bankenregulierungsgesetze 
extraterritorial auch für Tochternie-
derlassungen von US-Banken im Aus-
land gelten sollen. Während in der 
Öffentlichkeit Konsens herrscht, dass 
weitere Finanzmarktliberalisierung so 
ziemlich das Letzte ist, was wir derzeit 
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brauchen – die Agenda der EU für TTIP 
zielt aber genau darauf ab. 

EU besteht auf Marktöffnung
Schlüsselpriorität für die EU ist auch 
die Frage des »public procurement«, 
der öffentlichen Beschaffung. In den 
USA ist es weitaus verbreiteter als in 
Europa, dass Bundesstaaten und Kom-
munalverwaltungen Ausschreibungen 
nur für lokale oder amerikanische An-
bieter machen. Diese »buy American« 
oder »buy local« Klauseln sind der eu-
ropäischen Industrie schon lange ein 
Dorn im Auge. Wenn diese mit TTIP so 
weitgehend wie möglich ausgeräumt 
werden könnten, wäre dies eine er-
hebliche Marktöffnung. Die Frage, wa-
rum eine solche Marktöffnung eigent-
lich im öffentlichen Interesse sein soll, 
stellte sich natürlich niemand – sie wird 
aber in den USA sehr schwer politisch 
durchzusetzen sein, zumal es dafür auch 
verfassungsrechtliche Hürden gibt. Die 
EU-Verhandlungsdelegation kündigte 
jedenfalls an, sie werde vor der nächs-
ten Runde eine Liste erstellen mit allen 
»Buy American«-Klauseln, die sie gerne 
mit TTIP außer Kraft setzen möchte. Die 
US-Delegation sagte zu, ein Papier zu 
erstellen, welche derartigen Klauseln 
überhaupt von der Bundesebene außer 
Kraft gesetzt werden können und für 
welche zusätzliche legislative Maßnah-
men erforderlich wären. 

Im Dienstleistungsbereich machte 
die EU klar, dass sie im TTIP ein »Ambi-
tionsniveau über das GATS-Abkommen 
der WTO hinaus« haben möchte (das 
Allgemeine Abkommen über den Han-
del mit Dienstleistungen »General Ag-
reement on Trade in Services – GATS 
der Welthandelsorganisation WTO), 
was die USA eher skeptisch sehen. Kla-
re Marktöffnungsabsichten hat die EU 
vor allem beim Schiffs- und Flugverkehr, 
bei dem es in den USA zahlreiche Be-
schränkungen für ausländische Unter-
nehmen gibt. Die US-Delegation war in 
diesen Fragen ausgesprochen zurück-
haltend und verwies auf einen von 158 
Kongressabgeordneten unterschriebe-
nen Brief, in dem vor Zugeständnissen 
beim Flugverkehr gewarnt wird. 

ACTA durch die Hintertür?
Ein wichtiges Kapitel wird das zu Geis-
tigen Eigentumsrechten, und hier ist of-
fensichtlich, dass die wesentlichen Ziele 
des am öffentlichen Gegenwind ge-
scheiterten ACTA-Abkommens durch 

TTIP erneut auf den Verhandlungstisch 
kommen. Angesichts der Komplexität 
des Themas wurde vereinbart, auch 
zwischen den offiziellen Verhandlungs-
runden Videokonferenzen abzuhalten, 
damit dieses Kapitel vorankommt. 
Vereinbart wurde bereits, dass man 
auch über gemeinsame Rechtsdurch-
setzung in Drittländern sprechen will, 
ferner über die widerrechtliche An-
eignung von Geschäftsgeheimnissen 
durch Drittländer. Abwehr von Wirt-
schaftsspionage also – dabei haben wir 
doch in den letzten Monaten gelernt, 
dass die Geheimdienste der USA und 
Großbritanniens selber die weltweit 
größten Wirtschaftsspionagebetriebe 
sind. Beide Seiten präsentierten um-
fangreiche Listen ihrer Interessen, so 
wollen die USA beispielsweise die ihrer 
Ansicht nach laxe Rechtsdurchsetzung 
in vielen EU-Mitgliedsstaaten beim 
Urheberrecht angehen, oder die EU-
Praxis beenden, dass bei der Pharma-
Zulassung so viele Informationen über 
ein neues Medikament öffentlich ge-
macht werden müssen. Die EU will die 
Reichweite der GEMA bis in die USA 
verlängern und die Patentrechte für 
Saatgut in den USA verschärfen. Man 
kann eigentlich sagen, alle diese langen 
Listen bringen für die Verbraucher nur 
Verschlechterungen, aber Partikularin-
teressen bestimmter Branchen werden 
bestens bedient. Dass das TTIP durch 
zusätzliche attraktive legale Angebote 
mit gutem Preis-Leistungs-Verhältnis 
Urheberrechtsverletzungen wie etwa 
Piraten-Downloads nicht mehr so inte-
ressant machen könnte, steht offenbar 
nicht auf der Agenda. Die Amerikaner 
verwiesen daher schon mal vorsorglich 
darauf, dass die Obama-Administration 
das alles durchaus wolle, aber in wel-
chem Umfang diese Vorstellungen im 
Kongress eine Mehrheit erhielten, sei 
unsicher. Ähnliche Aussagen brauchten 
die Europäer nicht zu machen, da euro-
päische Parlamentarier zu derart selb-
ständigem Verhalten nur selten neigen. 

Die EU hat außerdem deutlich ge-
macht, dass sie erhebliche Interessen 
bei der Frage der geografischen Her-
kunftsbezeichnungen hat, und dem 
Übereinkommen über handelsbezoge-
ne Aspekte der Rechte am geistigen 
Eigentum der WTO (Agreement on 
Trade-Related Aspects of Intellectual 
Property Rights − TRIPS) vergleichbare 
Durchsetzungsmechanismen dafür ver-
langt. Die US-Verhandler signalisierten 

die Bereitschaft zum Entgegenkommen, 
merkten aber an, dass aus Gründen der 
Optik auch die EU hier irgendwelche 
Zugeständnisse machen müsse, die die 
Amerikaner aber noch nicht benennen 
konnten. Für die 2. Verhandlungsrunde 
wurde vereinbart, die gegenseitigen 
Interessenlagen genauer zu konkreti-
sieren. 

Regulierung: die EU legte dar, dass 
sie in vier Bereichen Interesse hat. Dies 
sind die grundlegenden Querschnitts-
fragen, TBT (technical barriers to 
trade), branchenspezifische sektorale 
Bereiche sowie SPS (sanitäre und phy-
tosanitäre Standards im Lebensmittel- 
und Pflanzenschutzbereich). Hierbei 
handelt es sich vermutlich um einen 
der schwierigsten Verhandlungsberei-
che, und die EU stellte dar, dass man 
hierbei »kreativ« vorgehen müsse und 
die Regulierungsbehörden beider Sei-
ten eng beteiligen müsse. Amerikaner 
und Europäer waren sich einig, dass 
man die Unterstützung der politischen 
Entscheidungsträger in dieser Frage 
sicherstellen müsse. Die Amerikaner 
erklärten ihre Absicht, die regulatori-
sche Harmonisierung durch TTIP zu 
einem »Gold Standard« für die ganze 
WTO zu machen. 

Transparenz? Fehlanzeige!
Der Verweis der EU, man müsse durch 
einen transparenten Verhandlungspro-
zess breite Unterstützung aller »Stake-
holder« sicherstellen, bezog sich ver-
mutlich nur auf die Stakeholder in der 
Wirtschaft. Auf eine Informationsfrei-
heits-Anfrage der wirtschaftskritischen 
NGO Corporate Europe Observatory 
musste die Kommission kürzlich einräu-
men: von den 130 Gesprächsrunden, die 
im Vorfeld der ersten Verhandlungsrun-
de stattfanden, waren 119 mit Industrie-
verbänden und Firmenlobbyisten und 
nur elf mit zivilgesellschaftlichen Inte-
ressenvertretern. 

Bei der Diskussion der einzelnen 
Aspekte von Regulierung wurde deut-
lich, dass es noch beträchtlichen Infor-
mationsbedarf gibt über die Details 
des jeweiligen Regulierungsprozesses 
der anderen Seite. Auch hier wurden 
deshalb Videokonferenzen vereinbart, 
die zwischen den nächsten Verhand-
lungsrunden stattfinden sollen. Bei 
der zweiten Verhandlungsrunde im 
Oktober sollen die ersten Grundele-
mente eines Kapitels über horizontale 
Regulierungsfragen diskutiert werden. 
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Die EU sagte zu, eventuell Grundlinien 
eines Kapitels über regulatorische Har-
monisierung vorzulegen. 

Bei TBT lag nur ein Positionspapier 
der EU vor, die Amerikaner wollen ih-
res erst zur zweiten Verhandlungsrunde 
im Oktober vorlegen. Es wurde rasch 
deutlich, dass in dieser Frage nicht nur 
erhebliche Unterschiede im Status Quo 
bestehen, sondern auch große Diffe-
renzen in den politischen Zielen. Ver-
einbart wurde nur, diejenigen Fragen 
zu identifizieren, bei denen man durch 
informellen Austausch Informationsde-
fizite und Interessengegensätze besser 
herausarbeiten könne. 

Vorsorgeprinzip in Gefahr
Im SPS-Bereich haben offenbar die 
Amerikaner die größeren Ambitio-
nen  – kein Wunder, hier sind die für 
die öffentliche Akzeptanz in Europa 
so schwierigen Fragen wie Chlorhühn-
chen, Hormonfleisch und Gentechnik 
angesiedelt. Sie sehen völlig zu Recht 
einen engen Zusammenhang zum Ag-
rarmarktzugang, und wollen die aus 
ihrer Sicht überzogenen EU-Regeln 
aufweichen, allen voran das von ihnen 
abgelehnte Vorsorgeprinzip. In der wol-
kigen Sprache der Handelspolitik heisst 
das dann so: Die Amerikaner wollen vor 
allem »risk-based approaches through 
operational disciplines such as increa-
sed transparency in risk assessment, risk 
management, and risk communication« 
stärken und einen SPS-Ausschuss ein-
richten. Dieser würde dann vermutlich 
anstelle der heutigen demokratisch legi-
timierten Gremien über das Lebensmit-
telrecht entscheiden. Europäische Poli-
tiker betonen zwar öffentlich gerne, die 
europäischen Lebensmittelstandards 
stünden nicht zur Disposition  – aller-
dings hat die EU-Verhandlungsdele-
gation bereits in der ersten Verhand-
lungsrunde die Aussagen getroffen, 
dass dieses amerikanische Interesse im 
Wesentlichen von ihnen geteilt werde, 
man teilweise noch darüber hinaus ge-
hen wolle und man sich ebenfalls einen 
»effektiven« SPS-Ausschuss vorstelle. 
Vereinbart wurde, dass beide Seiten 
ihre Vorstellungen schriftlich fixieren 
und über diese Texte bei der nächsten 
Runde sprechen werde. 

Wohin das führen wird, konnte man 
bereits im Februar in Brüssel sehen: un-
ter massivem Druck der USA stimmte 
das Europaparlament dem Vorschlag 
der Kommission zu, dass künftig US-

Rindfleisch, das mit Milchsäure behan-
delt wurde, importiert werden darf. 
Damit wird es haltbarer gemacht, und 
hygienische Missstände können bes-
ser kaschiert werden. Hauptargument 
der Kommission: Die USA hätten sig-
nalisiert, dass bei einer Ablehnung das 
ganze TTIP in Gefahr sei. Die Frage, ob 
diese Milchsäurebehandlung gut für die 
Verbraucher ist oder nicht, war für das 
EP nur zweitrangig. 

Ein zentrales Verhandlungsthema für 
Europa – und insbesondere Deutsch-
land – sind natürlich Autos. Die EU prä-
sentierte ein detailliertes Papier mit 
ihren Zielen, die Amerikaner hatten 
dazu nur eine Reihe Fragen. Die sollen 
allesamt bis zur nächsten Runde beant-
wortet werden; die EU rechnet damit 
dass die Amerikaner noch mehr Fragen 
stellen werden. Bei Chemikalien waren 
sich alle Beteiligten einig, dass die exis-
tierenden Zulassungsverfahren beider 
Seiten nicht gleichwertig sind. Nur die 
EU präsentierte ein »non-paper«. Deut-
lich wurde, dass die existierenden Zu-
lassungsverfahren beider Seiten nicht 
in Frage gestellt werden, sondern 
innerhalb ihres Rahmens bessere Ko-
operation und Informationsaustausch 
angestrebt werden. In den USA gibt es 
zusätzlich auf der Ebene der Bundes-
staaten regulatorische Kompetenzen – 
die EU möchte, dass die US-Regierung 
die Europäer über alle derartigen Akti-
vitäten informiere, weil sie selber damit 
überfordert sei. 

Im Pharmasektor präsentierte die 
EU bereits ein weitgehend detaillier-
tes »non-paper«, mit dem Fokus auf 
Harmonisierung des Zulassungs- und 
Regulierungsprozesses, das die USA 
zur Kenntnis nahmen. Die amerikani-
sche Seite ist noch nicht so weit, aber 
sie seien im Großen und Ganzen auf 
derselben Linie. Allerdings müssen sie 
die Vorschläge ihrer Industrie noch aus-
werten, ebenso wie die europäischen 
non-papers. Exakt genauso stellte sich 
das Bild bei Medizintechnik dar, auch 
hier sind die Amerikaner noch längst 
nicht so weit wie die Europäer. 

Bei Rohstoffen und Energie sind die 
Amerikaner sogar der Meinung, ein 
eigenes Kapitel dafür sei gar nicht not-
wendig. Die EU dagegen präsentierte 
ein Positionspapier, in dem ihre Interes-
senlage im Bereich Preisfestsetzung bei 
Energierohstoffen, Zugang zu Leitungs-
netzen und Pipelines, Abschaffung von 
Handelsmonopolen, und Genehmi-

gungsverfahren für die Exploration 
und Förderung von Erdöl und Erdgas 
beschrieben wurde. Außerdem will die 
EU Exportbeschränkungen für Energie 
und Rohstoffe abschaffen. Die Amerika-
ner reagierten darauf mit erheblicher 
Zurückhaltung, die Europäer wollen 
noch detailliertere Texte zur zweiten 
Verhandlungsrunde vorlegen. 

Keine allzu großen Meinungsver-
schiedenheiten gibt es offenbar im 
Bereich Vereinfachung der Zollforma-
litäten – Ziel ist die Einrichtung eines 
»shared transatlantic customs environ-
ment«, welch ein Wort. Beim Kartell-
recht und der Frage der Behandlung 
von Staatsunternehmen hätte man 
erwartet, dass die USA die weiter rei-
chenden Interessen hätten. Weit ge-
fehlt, die EU präsentierte ein »concept 
paper« mit einer derart weitreichenden 
Liberalisierungsagenda, dass die ameri-
kanische Seite die Frage stellte, ob die 
EU eigentlich erwarte, dass die USA 
für TTIP ihre Verfassung ändere, in der 
Staatsbetriebe von gewissen Aspekten 
des Kartellrechts freigestellt sind. Hier 
gibt es offensichtlich noch erhebliche 
Differenzen. 

Eine eher entspannte Diskussion war 
das Kapitel über »Sustainable Develop-
ment«; beide Seiten präsentierten ihre 
aktuelle innenpolitische Herangehens-
weise und man verabredete, dass zur 
nächsten Sitzung Hintergrundpapiere 
erstellt werden. Ähnlich unkontrovers 
ging es bei der Frage zu, ob man ein 
Kapitel über »kleinere und mittlere Un-
ternehmen« einfügen sollte. Die EU soll 
zur nächsten Runde ein Papier vorle-
gen; verhandeln will man aber erst in 
der dritten Runde. 

Die nächste Verhandlungsrunde ist 
für den 7. bis 12. Oktober in Brüssel an-
gesetzt, die dritte vom 16. bis 21. Dezem-
ber in Washington. 

 

 

 

  Jürgen Maier

Der Autor ist Geschäftsführer des Forums 
Umwelt und Entwicklung.
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Entschließung des Bundesrates zur 
Aufnahme von Verhandlungen zwischen der 
EU und den USA über ein transatlantisches 
Handels-und Investitionsabkommen (TTIP)

Da es sich bei dem Transatlantische Handels- und Investitionsabkommen TTIP 
um ein so genanntes »gemischtes Abkommen« handelt, muss es sowohl vom 
Bundestag als auch vom Bundesrat ratifiziert werden. Am 7. Juni 2013 wurde im 
Bundesrat über die Aufnahme der Verhandlungen zwischen der EU und der USA 
beraten und folgender Entschluss gefasst1:

D er Bundesrat möge die Ent-
schließung in der nachfolgen-
den Fassung beschließen:

1.  Der Bundesrat begrüßt die Verein-
barung zwischen der EU und den USA, 
Verhandlungen über ein transatlanti-
sches Freihandelsabkommen zeitnah 
zu beginnen. Der Bundesrat betrach-
tet ein transatlantisches Freihandels-
abkommen als Chance, der derzeiti-
gen Wirtschafts- und Finanzkrise und 
der hohen Arbeitslosigkeit in einigen 
Mitgliedstaaten der EU mit einer ge-
meinsamen transatlantischen Agenda 
im Bereich der nachhaltigen Wettbe-
werbsförderung zu begegnen.

2.  Der Bundesrat erkennt erhebliche 
Chancen für die europäische wie auch 
für die US-amerikanische Wirtschaft 
und befürwortet, dass durch ein sol-
ches Abkommen qualitative Arbeits-
plätze geschaffen werden sollen und 
der Wohlstand auf beiden Seiten des 
Atlantiks gemehrt werden soll. Dies 
betrifft nach Auffassung des Bundes-
rates die Chancen in einer Vielzahl von 
Marktsegmenten für einen einfacheren 
Marktzugang, den Abbau nichttarifärer 
Handelshemmnisse, den Zollabbau und 
die Harmonisierung industrieller Nor-
men. Für Unternehmen liegt ein erheb-
liches Potential in der Generierung neu-
er Handelsanreize sowie in 
der Möglichkeit, Kosten einzusparen.

3.  Der Bundesrat fordert die Bun-
desregierung auf, sicherzustellen, 
dass ein besonderes Augenmerk auf 
die Errungenschaften in der Europä-
ischen Union im Bereich der Sozial-, 
Umwelt-, Lebensmittel-, Gesundheits-
und Datenschutz-standards sowie der 
Verbraucherrechte gelegt wird. In den 
Verhandlungen soll darauf hingewirkt 

werden, weitere Verbesserungen für 
die Partner in diesem Bereich zu er-
möglichen. Der Bundesrat verweist in 
diesem Zusammenhang auch auf den 
»acquis communautaire« der EU im 
Bereich der Produkt-sicherheit, des 
Umweltschutzes, des Gesundheits-und 
Tierschutzes sowie der ILO-Standards 
und des Arbeitsschutzes. Das Vorsorge-
prinzip darf in den Verhandlungen nicht 
abgeschwächt werden. Um ein höchst-
mögliches Schutz-niveau für europäi-
sche und amerikanische Verbrauche-
rinnen und Verbraucher zu erreichen 
und zu sichern, sollte der jeweils hö-
herwertige Standard des Partnerlandes 
übernommen bzw. anerkannt werden.

4.  Der Bundesrat fordert die Bundes-
regierung auf, sicherzustellen, dass für 
den Agrarsektor in den Verhandlungen 
und im Mandatstext besondere Rege-
lungen vorgesehen werden. Aus gutem 
Grund haben sich die EU und die Mit-
gliedstaaten entschieden, in Europa 
bestimmte Produkte nicht zuzulassen 
und entsprechende Importverbote er-
lassen. Dies betrifft vor allem Produk-
te, die nicht der EU-Kennzeichnungs-
richtlinie entsprechen, GVO-Produkte 
(Produkte, die aus gentechnisch ver-
änderten Organismen bestehen oder 
daraus hergestellt werden), Tiere, die 
mit Wachstumshormonen behandelt 
wurden, und das Inverkehrbringen von 
Lebensmitteln von geklonten Tieren. 
Gleiches gilt für Lebensmittel, die mit 
Substanzen behandelt wurden, die in 
der EU verboten sind.

5.  Die Bundesregierung wird aufge-
fordert, darauf zu dringen, dass in den 
Verhandlungen über Investitionsregeln 
auf einen Interessenausgleich geachtet 
und das bereits erreichte hohe Niveau 
des Rechtsschutzes in Europa berück-

sichtigt wird. Bei den Verhandlungen 
muss weiter sichergestellt werden, 
dass rechtlich gesicherte Freiheiten 
im Internet nicht eingeschränkt wer-
den. Hinsichtlich der Patentrechte 
bei Pflanzen und Tieren muss sich die 
Bundesregierung für die im interfrakti-
onellen Beschluss der Regierungs-und 
Oppositionsfraktionen des Deutschen 
Bundestages genannten Forderungen 
(BT-Drucksachen17/8344 und 17/8614) 
sowohl im Verhandlungsmandat als 
auch im Verlauf der Verhandlungen 
einsetzen. 

6.  Der Bundesrat weist darauf hin, 
dass für den Bereich der Dienstleistun-
gen das multilaterale GATS-Abkommen 
bereits vielfältige Verpflichtungen zur 
Liberalisierung enthält. Insbesondere 
für die gemischt-finanzierten Bildungs-
dienst-leistungen hält er daher weitere 
Liberalisierungsschritte nicht für erfor-
derlich.

7.  Der Bundesrat bekräftigt, dass 
die EU-Institutionen im Rahmen der 
gemein-samen Handelspolitik die Be-
fugnis besitzen, für die EU-Handels-
abkommen mit anderen Ländern und 
Regionen auszuhandeln, abzuschließen 
und umzusetzen. Der Bundesrat betont 
zugleich, dass Abkommen, die nicht nur 
Zuständigkeiten der EU, sondern auch 
solche der Mitgliedstaaten betreffen, 
auch die Zustimmung der Mitglied-
staaten und je nach nationalem Verfas-
sungsrecht auch die der jeweiligen nati-
onalen Parlamentskammern erfordern.

8.  Angesichts der Ankündigungen 
von EU-und US-Entscheidungsträgern, 
das beabsichtigte Freihandelsabkom-
men inhaltlich sehr weit zu fassen, weist 
der Bundesrat vorsorglich auf seine ver-
fassungsrechtlichen Kompetenzen hin.

9.  Der Bundesrat fordert angesichts 
der Tragweite und Bedeutung des zu 
verhandelnden Abkommens die Bun-
desregierung auf, sich für die Veröf-
fentlichung der Verhandlungsmandate 



8	 |    Forum Umwelt & Entwicklung – Rundbrief 3/2013

Sc
h

w
er

pu
n

kt

Welche Ziele verfolgt die EU bei den 
Verhandlungen um das TTIP?1

Was sich die EU-Kommission von dem 
transatlantischen Abkommen verspricht

D as Handels- und Investiti-
onsaufkommen zwischen der 
EU und den USA soll durch die

Mobilisierung der ungenutzten Poten-
ziale des transatlantischen Marktes 
gesteigert werden. Das Abkommen 
soll für Beschäftigung und Wachstum 
sorgen, indem es den Zugang zum 
US-amerikanischen Markt erleichtert, 
die Kompatibilität der Regulierungs-
maßnahmen der EU und den USA ver-
bessert und den Weg zur Festlegung 
globaler Normen ebnet. Sollte ein 
derart ehrgeiziges Abkommen zustan-
de kommen und vollumfänglich ange-
wandt werden, wird das Einkommen 
eines durchschnittlichen europäischen 
Haushalts pro Jahr voraussichtlich um 
545 EUR steigen. Außerdem dürfte 
das Bruttoinlandsprodukt der gesam-
ten EU um beachtliche 0,5 Prozent bis 
1 Prozent (immerhin 119 Milliarden EUR) 
zulegen.

Ganz konkret geht es darum, Zölle 
abzuschaffen und andere Beschränkun-
gen des Warenhandels aufzuheben. 
Weitere Ziele sind die Liberalisierung 
kommerzieller Dienstleistungen, ferner 
ein optimaler Schutz und größtmögli-
che Sicherheit und Wettbewerbs-
gleichheit für europäische Investoren 
in den USA sowie ein besserer Zugang 
zu öffentlichen Aufträgen der USA. 

Die Beseitigung unnötiger Regulie-
rungsauflagen im Handel ist eines der 
Kernthemen für die EU, ebenso der 
stärkere Schutz europäischer geogra-
fischer Angaben, die Erleichterung der 
Zollformalitäten und die Wettbewerbs-
regeln.

Die nachhaltige Entwicklung wird 
ein übergeordnetes Ziel sein. Wir wol-
len sicherstellen, dass das Abkommen 
im Einklang mit internationalen Um-
welt- und Arbeitsübereinkünften und 
-normen steht und Umwelt, Arbeit-
nehmer und Verbraucher auf hohem 
Niveau schützt. Wir werden Handel 
und Investitionen nicht ankurbeln, in-
dem wir die betreffenden Standards 
absenken.

Welcher wirtschaftliche Nutzen wird 
erwartet?
Eine ambitionierte und umfassende 
transatlantische Handels- und Inves-
titionspartnerschaft (THIP) könnte, 
wenn das Abkommen erst einmal in 
vollem Umfang angewandt wird, der 
EU erhebliche wirtschaftliche Vorteile 
bringen (jährlich 119 Milliarden Euro), 
ebenso den USA (jährlich 95 Milliar-
den Euro). Die Vorteile für die EU und 
die USA würden nicht zu Lasten der 
übrigen Welt gehen. Im Gegenteil, die 
Liberalisierung des Handels zwischen 

der EU und den USA dürfte sich welt-
weit positiv auf den Handel und die Ein-
kommen auswirken, weil das BIP in der 
übrigen Welt dadurch um nahezu 100 
Milliarden Euro zulegen könnte. Ein Teil 
der verringerten Handelskosten wird 
auch anderen Partnern zugute kom-
men, da die EU und die USA künftig 
gemeinsam darauf hinarbeiten können, 
ihre Handelsregeln zu verbessern und 
ihre Regelungssysteme aneinander an-
zugleichen. Aufgrund des wirtschaftli-
chen Gewichts der EU und der USA 
werden auch ihre Partner bestrebt 
sein, sich den neuen transatlantischen 
Standards anzunähern. Davon profi-
tiert möglicherweise auch die immer 
stärker verflochtene Weltwirtschaft, 
insbesondere weil die globalen Wert-
schöpfungsketten zunehmend komple-
xer werden.

Wird die EU ihre hohen Standards 
für dieses Handelsübereinkommen 
opfern müssen?
Nein, auf keinen Fall. Oberste Priorität 
unserer Handels- und Investitionsver-
handlungen ist es stets, für die Gesell-
schaft, die Bürger und die Unterneh-
men nachhaltige Vorteile zu erzielen. 
Dies gilt auch für die Verhandlungen 
mit den USA.

Daher muss bei allen etwaigen wirt-
schaftlichen Vorteilen des Abkommens 
gewährleistet sein, dass unsere hohen 
Standards in den Bereichen Umwelt, 
Gesundheit und Sicherheit, Schutz der 

sowie eine transparente Verhandlungs-
führung ein-zusetzen.

10.  Der Bundesrat ruft die Bundes-
regierung dazu auf, die Länder in re-
gelmäßigen Abständen zum Fortgang 
der Beratungen im handelspolitischen 
Ausschuss der EU umfassend und kon-
tinuierlich zu informieren, insbesondere 
im Hinblick auf die möglicherweise tan-
gierten Länderkompetenzen und die im 
Falle eines Inkrafttretens möglicherwei-
se umzusetzenden Rechtsvorschriften. 
Der Bundesrat verweist diesbezüglich 

auf die Verpflichtungen, die für die 
Bundesregierung aus dem Lindauer 
Abkommen erwachsen.

Übrigens: Wenige Tage zuvor hatte 
Bundeswirtschaftsminister Philipp 
Rösler bei seinem Besuch in Washing-
ton unterstrichen, dass nicht einzel-
ne Bereiche ausgeklammert werden 
dürften sondern alles miteinbezogen 
werden müsse. Es bleibt abzuwarten, 
wie das mit obigen Entschließungen 
des Bundesrats vereinbar ist. Was die 
Bundesregierung von der Bundesrats-

Entschließung hält, machte sie wenige 
Tage später deutlich: Wirtschaftsminis-
ter Rösler twitterte am 12.Juni »BReg 
hat heute umfassenden #EU-Mandat f 
#Freihandelsabkommen mit USA zuge-
stimmt, ohne Vorbehalte jetzt«. 

1	 Bundesrat Drucksache 464/1/13 
07.06.13 Vertrieb: Bundesanzeiger 
Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 10 05 34, 
50445 Köln Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax 
(02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de 
ISSN 0720-2946.
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Privatsphäre sowie Rechte der Arbeit-
nehmer und der Verbraucher gewahrt 
bleiben. Unsere hohen Schutzniveaus 
sind nicht verhandelbar. Fortschritte 
bei der Verbesserung der Handels- 
und Investitionsbedingungen werden 
nicht auf Kosten unserer Grundwerte 
gehen. Außerdem darf dadurch keines-
falls unser Recht beschnitten werden, 
Regelungen so zu gestalten, wie es uns 
angemessen erscheint.

Was sind die wichtigsten Punkte des 
Mandats?
In den Verhandlungsrichtlinien wur-
den die Themen und Zielvorgaben in 
groben Zügen festgelegt. Das Mandat 
stellt im Wesentlichen auf drei Kernbe-
reiche ab: Marktzugang, Konvergenz 
im Regulierungsbereich sowie Han-
delsregeln, mit denen die globalen 
Herausforderungen bewältigt werden 
können.

1) Marktzugang
Zölle:  Ziel des Abkommens ist es, die 
Zölle im transatlantischen Handel mit 
industriellen und landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen möglichst vollständig 
abzubauen, wobei die sensibelsten 
Erzeugnisse gesondert zu behandeln 
sind. Die Zollschranken im transatlan-
tischen Handel sind derzeit mit durch-
schnittlich 5,2 Prozent für die EU und 
3,5 Prozent für die USA (WTO-Schät-
zungen) vergleichsweise niedrig. An-
gesichts des erheblichen Handelsvo-
lumens zwischen der EU und den USA 
sind die durch diese Zölle verursachten 
Kosten jedoch nach wie vor nicht un-
erheblich.

Ursprungsregeln:  Angestrebt wird 
eine Annäherung der Standpunkte der 
EU und der USA in der Frage der Ur-
sprungsregeln, um dadurch den Han-
del zu erleichtern und gleichzeitig den 
Interessen der Hersteller aus der EU 
Rechnung zu tragen.

Handelspolitische Schutzmaßnah-
men:  Die EU möchte einen regelmä-
ßigen Dialog über Antidumping- und 
Antisubventionsmaßnahmen mit den 
USA aufnehmen, ohne auf ihr Recht zu 
verzichten, von derartigen Maßnahmen 
im Rahmen der einschlägigen WTO-
Regeln Gebrauch zu machen.

Dienstleistungen:  Beide Seiten sollten 
ihre Dienstleistungssektoren zumindest 

so weit öffnen, wie sie es im Rahmen 
anderer Handelsabkommen bereits 
getan haben. Gleichzeitig streben sie 
an, ihre Dienstleistungsmärkte in neuen 
Bereichen, etwa dem Verkehrswesen, 
zu öffnen. Darüber hinaus möchte die 
EU sicherstellen, dass europäische 
Berufsqualifikationen jenseits des At-
lantiks anerkannt werden können und 
dass Unternehmen aus der EU und ihre 
Tochtergesellschaften sich in den USA 
unter denselben Bedingungen betäti-
gen können wie inländische Unterneh-
men. In den Kapiteln Dienstleistungen 
und Investitionen des Abkommens soll-
te zudem der Bereich der öffentlichen 
Verwaltung unterhalb der Bundesebe-
ne angesprochen werden.

Investitionen:  Es soll das höchste al-
ler Liberalisierungs- und Investitions-
schutzniveaus erreicht werden, auf die 
sich beide Seiten bisher im Rahmen 
anderer Handelsabkommen verständigt 
haben. Die EU wird auf den bisherigen 
Erfahrungen der Mitgliedstaaten mit 
ihren bilateralen Investitionsabkom-
men und den bewährten Verfahrens-
weisen in diesem Bereich aufbauen. 
Sie möchte in das Abkommen auch 
Garantien zum Schutz vor Enteignung 
aufnehmen lassen, ferner Regeln für 
den freien Transfer von Geldern, billi-
ge und angemessene Behandlung und 
gleiche Wettbewerbsbedingungen für 
europäische Unternehmen, die in den 
USA investieren. Das Thema Investiti-
onsschutz, einschließlich der Beilegung 
von Investor-Staat-Streitigkeiten, wur-
de in die Verhandlungsrichtlinien auf-
genommen, die außerdem einschlägige 
Schutzbestimmungen enthalten, mit de-
nen jeglicher Missbrauch des Systems 
verhindert und das Recht auf Regulie-
rung geschützt werden sollen.

Vergabe öffentlicher Aufträge:  25 Pro-
zent des BIP der EU und 31 Millionen 
Arbeitsplätze entfallen auf Unterneh-
men, die von öffentlichen Aufträgen 
abhängig sind. Wenn folglich deren 
Vergabe auf allen staatlichen Ebenen 
ohne Diskriminierung europäischer Un-
ternehmen erfolgt, dürften beträchtli-
che neue Geschäftsmöglichkeiten ent-
stehen. Dies bedeutet auch, dass die 
EU darauf hinarbeiten würde, dass die 
Ausschreibungsverfahren transparen-
ter gestaltet und Anforderungen hin-
sichtlich des inländischen Fertigungs-
anteils aufgehoben werden.

2) Regulierungsfragen und 
nichttarifäre Handelshemmnisse: 
stärkere Integration des 
transatlantischen Marktes
Im Regulierungsbereich versprechen 
die Handels- und Investitionsverhand-
lungen den größten Nutzen für die 
Wirtschaft. Die transatlantischen Han-
delsbeziehungen werden heute nicht 
durch die bei der Einfuhr zu entrich-
tenden Zölle am stärksten behindert, 
sondern durch die »Handelsbarrieren 
hinter den Zollgrenzen«, beispielsweise 
voneinander abweichende Sicherheits- 
oder Umweltnormen für Kraftfahrzeu-
ge. Derzeit müssen Hersteller, die ihre 
Produkte auf beiden Seiten des Atlan-
tiks verkaufen wollen, für die Geneh-
migung ihrer Erzeugnisse oft doppelt 
zahlen und unterschiedliche Verfahren 
einhalten. Mit dem angestrebten Han-
delsabkommen sollen unnötige Kosten 
und Verzögerungen für die Unterneh-
men abgebaut werden. Gleichzeitig soll 
ein hohes Maß an Gesundheits-, Ver-
braucher- und Umweltschutz sowie an 
Sicherheit gewährleistet werden.

In diesem Sinne verfolgen beide 
Seiten das Ziel, ambitionierte Vereinba-
rungen über Gesundheit und Pflanzen-
schutz (Gesundheits- und Hygienenor-
men, z. B. für Lebensmittel) sowie über 
technische Handelshemmnisse auszu-
handeln. Zudem werden die Verhand-
lungsführer sich mit der Kompatibilität 
der Regulierungsauflagen in einzelnen 
Branchen befassen, dazu zählen unter 
anderem die Chemie- und die Kraftfahr-
zeugindustrie, die IKT-Branche, ferner 
die pharmazeutische

Industrie und verwandte Sparten wie 
Medizingeräte. Regulierungskonver-
genz ist nicht nur für den Warenhandel 
notwendig. Im Bereich Finanzdienstleis-
tungen sollte bei den Verhandlungen 
beispielsweise geprüft werden, ob ein 
gemeinsamer Rahmen für die aufsicht-
liche Kooperation geschaffen werden 
kann. Europäische und US-amerikani-
sche Interessenträger haben aufge-
zeigt, in welchen Bereichen die größten 
Handelshemmnisse bestehen.

Da sich nicht alle Regelungsunter-
schiede auf einmal beseitigen lassen, 
streben die beiden Seiten Rahmen-
grundsätze für ein »lebendes Abkom-
men« an, bei dem stufenweise nach 
vorab festgelegten Zielen und einem 
festen Zeitplan auf mehr Regelungs-
konvergenz hingearbeitet wird. Da-
durch lassen sich bestehende Hinder-
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nisse beseitigen; gleichzeitig kann aber 
auch verhindert werden, dass künftig 
wieder neue Hindernisse errichtet 
werden.

3) Gemeinsame Herausforderungen 
und Chancen im Welthandel des 21. 
Jahrhunderts
Angesichts der Dimension der transat-
lantischen Partnerschaft und ihres Ein-
flusses auf die globalen Handelsströme 
werden sich die Verhandlungsführer 
auch mit Bereichen befassen, die über 
den bilateralen Handel hinausgehen 
und zum Ausbau des multilateralen 
Handelssystems beitragen.

Rechte des geistigen Eigentums:  So-
wohl die EU als auch die Vereinigten 
Staaten sind entschlossen, im Bereich 
des geistigen Eigentums (und seiner 
Durchsetzung) ein hohes Schutzniveau 
aufrechtzuerhalten und zu fördern. In 
Anbetracht der Effizienz ihrer jeweili-
gen Systeme wird hier keine Harmo-
nisierung angestrebt, vielmehr ist be-
absichtigt, einige spezifische Bereiche 
herauszugreifen, in denen Divergenzen 
abgebaut werden sollen. Auf Seiten der 
EU kommt den geografischen Angaben 
in diesem Zusammenhang besondere 
Bedeutung zu. Im Laufe der Verhand-
lungen wollen wir daher konkrete 
Vorstellungen über deren adäquaten 
Schutz präsentieren.

Handel und nachhaltige Entwick-
lung:  Die EU und die USA wollen im 
Bereich der sozialen und ökologischen 
Aspekte des Handels und der nachhal-
tigen Entwicklung zusammenarbeiten 
und dabei auf den Ergebnissen aufbau-
en, die jede Seite bei der Aushandlung 
ihrer bereits bestehenden Handelsab-
kommen erzielt hat.

Welcher Kompromiss wurde bei 
audiovisuellen Dienstleistungen 
erzielt?
Die audiovisuellen Dienstleistungen 
werden nicht ausgeklammert. Die Eu-
ropäische Kommission hat die Interes-
senträger vor kurzem eingeladen, zur 
Zukunft der digitalen Medien Stellung 
zu nehmen. Da die Rechtsvorschriften 
der EU in diesem Bereich noch nicht 
vollständig ausgearbeitet sind, wur-
de vereinbart, dass die audiovisuellen 
Dienstleistungen im Mandat zwar vor-
läufig ausgespart werden, die Kommis-
sion dem Rat aber zu einem späteren 

Zeitpunkt ergänzende Verhandlungs-
richtlinien vorlegen kann.

Welche Rolle spielen die 
Mitgliedstaaten und das 
Europäische Parlament bei diesen 
Verhandlungen? Wie steht es mit der 
Zivilgesellschaft?
Die Kommission hat heute vom Rat Leit-
linien für die von ihr im Namen der EU 
zu führenden Verhandlungen erhalten. 
Unmittelbar nach deren Abschluss müs-
sen sowohl das Europäische Parlament 
als auch der Rat die Ergebnisse geneh-
migen, bevor sie für die EU verbindlich 
werden.

Dies heißt jedoch nicht, dass die 
Mitgliedstaaten und das Parlament 
bei den Verhandlungen kein Mitspra-
cherecht haben: Die Kommission wird 
regelmäßig mit den im Rat vertrete-
nen Mitgliedstaaten in Kontakt stehen 
und das Europäische Parlament über 
die Verhandlungsfortschritte auf dem 
Laufenden halten, weil diese Akteure 
die endgültige Entscheidung über das 
gesamte Abkommen treffen. Die Kom-
mission wird außerdem mit Vertretern 
der Zivilgesellschaft über dieses

Handelsübereinkommen ganz 
transparent kommunizieren. Bei den 
Verhandlungen ist allerdings auch ein 
gewisses Maß an Vertraulichkeit im In-
teresse der Ziele zu wahren, die von der 
EU angestrebt werden und die letztlich 
zur Schaffung neuer Arbeitsplätze für 
europäische Bürgerinnen und Bürger 
führen sollen.

Ist der Wortlaut des Mandats 
öffentlich zugänglich?
Das Mandat für die Verhandlungen, 
die im Rahmen der transatlantischen 
Handels- und Investitionspartnerschaft 
geführt werden (THIP-Verhandlungen) 
gilt nach wie vor als Verschlusssache. 
Dies ist nötig, damit die Interessen 
der EU und die Aussichten auf ein zu-
friedenstellendes Ergebnis gewahrt 
bleiben. Niemand legt seine Karten 
von Anfang an offen auf den Tisch und 
gibt seinem Verhandlungspartner seine 
ganze Strategie preis. Auch die EU tut 
dies nicht. Die Europäische Kommissi-
on ist indessen bemüht, die Verhand-
lungen für die Bürgerinnen und Bürger 
Europas so transparent wie möglich zu 
führen.

1	 Gibt den Standpunkt der EU-Kommission 
wieder und basiert auf dem MEMO: 
»Mitgliedstaaten billigen bilaterale Handels- 
und Investitionsverhandlungen zwischen der 
EU und den USA.« European Commission − 
MEMO/13/564 15/06/2013.

Die Generaldirektion Handel hat in ihrem 
Internet-Auftritt eine Sonderseite über 
die TTIP-Verhandlungen eingerichtet, die 
regelmäßig aktualisiert werden wird:  
http://ec.europa.eu/trade/policy/in-focus/
ttip/
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Bilaterale 
Freihandelsabkommen 
auf dem Vormarsch 
Aktuelle Entwicklungen der europäischen 
Handelspolitik

D ie EU-Kommission treibt die 
bilaterale Handelsagenda mit 
aller Kraft voran. Welche Ab-

kommen werden gerade verhandelt 
und was sind die zentralen Probleme? 

Freihandelsabkommen mit den 
USA (TTIP-Transatlantic Trade and 
Investment Partnership)
Die Zollbarrieren zwischen beiden 
»Handelsgroßmächten« sind bereits 
sehr niedrig – in den Verhandlungen 
sollen deshalb vor allen Dingen die re-
gulatorischen Hindernisse abgeschafft 
und Standards angeglichen werden. Es 
kann also passieren, dass Fleisch von 
hormonell behandelten Tieren und 
gentechnisch veränderte Lebensmit-
tel leichter in die EU eingeführt werden 
können und Verbote oder Moratorien 
gegen das hochgefährliche Fracking 
erschwert werden. 

Die Kommission begründet das TTIP 
mit einem zu erwartenden Wachstums-
schub. Die Annahmen von 0,5 Prozent 
Wachstum des Bruttonationaleinkom-

mens pro Jahr sind jedoch unglaublich 
überzogen. Beide Wirtschaftsräume 
stellen ähnliche Güter her, so dass kein 
massiver Handelsaufschwung zu erwar-
ten ist. Außerdem stellt sich die Frage, 
wer inmitten von Wirtschaftskrisen die 
Produkte kaufen soll. 

Die Kommission will mit TTIP glo-
bale Handelsstandards setzen – von 
Produktsicherheit, VerbraucherInnen-
schutz, technischen Standards (zum 
Beispiel für Medizin oder Internet) 
und Nahrungssicherheit zu Finanz-
dienstleistungen und so weiter. Die 
TTIP-Verhandlungen umgehen dabei 
bereits stattfindenden Verhandlungen 
für Handelsstandards auf internationa-
ler Ebene. Das TTIP wird demnach nicht 
nur Auswirkungen auf die EU und die 
USA haben, sondern auch auf die Stan-
dardsetzung aller zukünftigen Handels-
abkommen. Wir Grüne haben starke 
Bedenken, dass mit TTIP Verbrauche-
rInnenschutz und Umweltschutz unter 
die Räder kommt. Einem Abkommen, 
dass beispielsweise Gentechnik oder 

Chlorhühnchen erlaubt oder die Rech-
te von InvestorInnen über die Gestal-
tungsfähigkeit der Parlamente stellt, 
können wir nicht zustimmen.

Nächste Schritte:  Verhandlungsrunden 
im Oktober in Brüssel und im Dezember 
in Washington.

Abkommen zum Handel mit 
Dienstleistungen (TISA-Trade in 
Services Agreement)
TiSA ist eines der wichtigsten der-
zeit verhandelten Abkommen neben 
dem TTIP. Mit dem Abkommen sollen 
nationale Dienstleistungsmärkte für 
ausländische InvestorInnen geöffnet 
werden. Nicht nur die Gefahr der Li-
beralisierung öffentlicher Güter wie 
Abfallentsorgung, Bildung und Ge-
sundheit oder anderer Dienstleistun-
gen wie Datenschutz ist problematisch. 
Das Abkommen wird zudem außerhalb 
der Welthandelsorganisation (WHO) 
verhandelt und ebnet somit den Weg 
für zukünftige plurilaterale statt multi-
laterale Abkommen.

Die 21 Verhandlerstaaten, die sich 
selbst »sehr gute Dienstleistungs-
freundInnen« (Really Good Friends of 
Services − RGF) nennen, wollen sich 
auf weitere Standards im Handel mit 
Dienstleistungen einigen. Bislang ist 
dieser im Generelles Abkommen zum 
Handel mit Dienstleistungen (Gene-
ral Agreement on Trade in Services − 
GATS) geregelt, ein Grundlagendoku-
ment der WHO. Weil die Reform des 
GATS derzeit nicht vorangeht, wollen 
die 21 Staaten TiSA außerhalb der Welt-
handelsorganisation durchdrücken. Die 
BRICS-Staaten (Brasilien, Russland, In-
dien, China und Südafrika) sind aller-
dings gegen jegliche Verhandlungen 
außerhalb der WHO. 

TiSA wird den Handel mit Dienst-
leistungen viel weitergehend als das 
GATS liberalisieren. Anders als im 
GATS sollen sich die teilnehmenden 
Staaten nicht mehr zur Liberalisierung 
spezifischer Subsektoren mittels einer 
»Positivliste« verpflichten, sondern nur 
die explizit nicht zur Liberalisierung 
frei gegebenen Dienstleistungen aus-
schließen. Diese »Negativliste« bedeu-
tet, dass alles, was nicht auf der Lis-
te steht, liberalisiert wird! Mit der so 
genannten »Stillhalteklausel« können 
Staaten den Status der Liberalisierung 
der genannten Sektoren beibehalten, 
aber nicht wieder stärker regulieren. 
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Generell gilt, dass wenn eine Dienst-
leistung liberalisiert wurde, sie nicht 
wieder reguliert werden kann (»Rat-
chet Clause«).

Wir Grüne wollen TiSA stoppen.

Nächste Schritte:  Zwei Verhandlungs-
runden fanden bereits statt, die Daten 
für die nächsten Runden sind uns nicht 
bekannt. 

Freihandelsabkommen mit Indien
Die EU verhandelt bereits seit 2007 mit 
dem größten Markt im südlichen Asien 
über ein Abkommen. Fällt nun Indien 
wie geplant aus dem Präferenzsystem 
heraus, kann es seine Waren nicht mehr 
zu reduzierten Zöllen in die EU einfüh-
ren. Der Druck auf Indien, das Freihan-
delsabkommen zügig abzuschließen, 
steigt damit.

Tritt das Abkommen wie geplant in 
Kraft, würde einer der größten Libera-
lisierungsschübe der letzten Zeit ein-
geleitet, und das für einen Raum von 
zusammen fast 1,8 Milliarden Menschen. 
Die Erwartungen an das Abkommen 
sind hoch auf der Befürworterseite. 
Die indische Regierung verspricht sich 
einen leichteren Zugang zum europä-
ischen Arbeitsmarkt, vor allem im IT-
Bereich. Die EU-Kommission und die 
europäische Wirtschaft freuen sich auf 
einen riesigen Markt für Autos im ge-
hobenen Segment, Wein, Spirituosen 
und Agrarprodukte, und vor allem ver-
besserte Niederlassungsrechte − Ge-
winntransferfreiheit eingeschlossen. 
Die europäischen Supermarktkonzerne 
stehen schon in den Startlöchern. 

Doch die Gewinne werden sich sehr 
ungleich verteilen. Obwohl Indien hohe 
Wachstumsraten aufweist, sind die bei-
den »Partner« doch höchst verschieden. 
In Indien leben immer noch die meisten 
Armen der Welt – über 50 Prozent der 
Bevölkerung lebt von weniger als zwei 
US Dollar am Tag. Die Wirtschafts- und 
Beschäftigungsstruktur ist in beiden 
Regionen kaum zu vergleichen. So gibt 
es in Indien über 350 Millionen Men-
schen, die im informellen Sektor arbei-
ten und 83 Prozent Kleinbäuerinnen 
und -bauern. Die europäische Indust-
rieproduktion ist viel stärker entwickelt. 
Hier springt einem schon ins Auge, dass 
sich eine umfassende Liberalisierung – 
rund 90 Prozent aller Zolllinien wird 
angestrebt – unterschiedlich auf die 
Bevölkerung der EU und Indiens aus-
wirken wird.

Ein Spezifikum in diesen Verhandlun-
gen ist Indiens Rolle als Apotheke der 
Welt. 80 Prozent der globalen Gene-
rika werden in Indien hergestellt und 
dann in andere Entwicklungsländer 
– vornehmlich Afrika – exportiert. Vor 
allen Dingen arme Menschen, die mit 
HIV/Aids infiziert sind oder an Malaria 
oder Tuberkulose leiden, sind auf die 
niedrigen Preise solcher medizinischen 
Nachahmerprodukte angewiesen. Eu-
ropäische Pharmakonzerne drängen in 
den Verhandlungen auf hohe Schutz-
standards bei geistigem Eigentum; 
dies jedoch birgt ernsthafte Gefahren 
für die Generikaproduktion in Indien. 
Das ist alles andere als fairer Handel 
und wir werden dem Abkommen nicht 
zustimmen.

Nächste Schritte:  Die Verhandlungen 
stocken gerade und es ist möglich, dass 
vor den indischen Wahlen nicht mehr 
viel passiert. 

Mercosur
Die Generaldirektion Handel hat keine 
Anfrage seitens Brasiliens bekommen, 
dass sie nun alleine ein Freihandelsab-
kommen mit der EU angehen wollen. 
Es gibt derzeit kaum Bewegung bei 
Mercosur. Dass sich das ändert ist un-
wahrscheinlich, nächstes Jahr Wahlen 
in Brasilien, Argentinien und Uruguay 
stattfinden. 

Kanada
Das sogenannte CETA (Comprehen-
sive Economic and Trade Agreement) 
zwischen Kanada und der EU wird seit 
2009 verhandelt. Vom 23. bis 27. Sep-
tember findet die nächste Verhand-
lungsrunde statt. 

China
Das Mandat zum Investitionsabkommen 
mit China wird der Europäische Rat im 
Oktober 2013 erteilen. 

Japan 
Die Verhandlungen zwischen der EU 
und Japan haben im März 2013 begon-
nen, bisher gab es zwei Verhandlungs-
runden und die dritte Verhandlungs-
runde wird vom 21. bis 25. Oktober in 
Brüssel stattfinden.

ASEAN
Die EU hat im Mai 2013 die Verhandlun-
gen mit Thailand begonnen. Thailand 
ist das vierte Land der ASEAN-Region, 

das nun bilaterale Verhandlungen mit 
der EU begonnen hat, nachdem die 
ASEAN-EU-Verhandlungen vor einigen 
Jahren ins Stocken geraten sind. 

Die fünfte Verhandlungsrunde für 
ein Freihandelsabkommen mit Vietnam 
wird in der Woche des 4. November 
stattfinden und die EU führt auch ihre 
Gespräche mit Malaysia fort.

Der Verhandlungsprozess mit Sin-
gapur wurde im Dezember 2012 erfolg-
reich abgeschlossen.

Wirtschaftspartnerschafts-
abkommen (WPAs)
Trotz anhaltender Widerstände in den 
Ländern Afrikas, der Karibik und im Pa-
zifik (AKP-Länder) drängt die Kommissi-
on auf Abschluss der WPAs. Das Euro-
paparlament hat dieses Jahr gegen die 
Stimmen der Grünen der Ratifizierung 
des Interimsabkommens mit Kamerun 
− herausgebrochen aus der Zentralafri-
kanischen Region − zugestimmt. Ebenso 
hat das Parlament gegen unseren Wi-
derstand der Ratifizierung des Interim 
WPA mit Südostafrika zugestimmt. 
Gleichzeitig konnten wir uns gegen 
eine große Mehrheit des Europäischen 
Parlaments nicht damit durchsetzen, 
die Übergangsregelung für verbes-
serten Marktzugang (MAR) für AKP-
Länder zu verlängern. Sie läuft Mitte 
2014 aus und die AKP-Länder fallen 
auf die üblichen Zollstandards zurück 
wenn sie die WPAs nicht unterschrei-
ben. Wir fordern immer wieder, einen 
Reflexionsprozess in der EU zu starten 
und die gesamte Herangehensweise an 
die WPAs zu überdenken – bisher leider 
vergeblich.

Nächste Schritte:  Seit kurzem wer-
den keine Interimsabkommen mehr 
verhandelt und nur noch volle WPAs 
angestrebt, weil jetzt durch Auslaufen 
von MAR der Druck auf die AKP-Län-
der erhöht wurde. Die Abkommen mit 
Westafrika, der Ostafrikanischen Ge-
meinschaft und der südafrikanischen 
Entwicklungsgemeinschaft stehen noch 
aus. 

 

 

 

  Ska Keller 

Die Autorin ist grüne Europaabgeordnete 
und befasst sich mit Handels- und 
Entwicklungsfragen. Wer monatliche Infos 
zu europäischer Handelspolitik erhalten will, 
kann an franziska.keller@europarl.europa.eu 
schreiben.
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Eine 
transatlantische 
Verfassung der 
Konzerne
Investitionsschutz im EU-USA 
Freihandelsabkommen würde politische 
Gestaltungsräume dramatisch einschränken

Die EU-Kommission möchte im Freihandelsabkommen zwischen der EU und 
den USA (Transatlantic Trade and Investment Partnership − TTIP) weitreichen-
de Rechte für ausländische Investoren verankern. Schon heute nutzen Konzerne 
entsprechende Rechte, um weltweit Politik zum Schutz des öffentlichen Inter-
esses anzugreifen und astronomische Schadensersatzsummen einzuklagen. Auf 
beiden Seiten des Atlantiks machen zivilgesellschaftliche Gruppen gegen die 
geplante transatlantische Verfassung der Konzerne mobil.

Schon heute garantieren welt-
weit über 3.000 internationale In-
vestitionsabkommen Konzernen 

weitreichende Klagerechte in einem pa-
rallelen, internationalen Rechtssystem. 
Die Abkommen ermöglichen es auslän-
dischen Investoren, gegen jede Politik 
im Gaststaat zu klagen, die ihre Eigen-
tumstitel und die geplanten Gewinne 
aus ihren Investitionen bedroht  – sei 
es wegen Gesundheits- und Umwelt-
schutzauflagen oder durch eine Sozial- 
und Wirtschaftspolitik, die ihre unter-
nehmerischen Freiheiten beschränkt.

So verklagt beispielsweise der Ener-
giekonzern Vattenfall derzeit die Bun-
desrepublik Deutschland, weil ihm der 
Atomausstieg nicht passt. In Australien 
und Uruguay geht Philip Morris gegen 
Warnhinweise vor den gesundheitli-
chen Folgen des Rauchens auf Ziga-
rettenpackungen vor. Der kanadische 
Öl- und Gaskonzern Lone Pine verklagt 
über eine US-Niederlassung seine ei-
gene Regierung, weil die Provinz Que-
bec aufgrund von Umweltrisiken bei 
der Gasförderung ein Moratorium für 
die als Fracking bekannte Tiefenbohr-

technik erlassen hat. Und der Ölmulti 
Chevron greift auf Basis eines Investi-
tionsabkommens ein ecuadorianisches 
Gerichtsurteil an, das ihn zur Zahlung 
von 18 Milliarden US Dollar Schadenser-
satz wegen massiver Umweltzerstörung 
im ecuadorianischen Amazonas-Gebiet 
verdonnert hat.

Ein paralleles Rechtssystem
Bis Ende 2012 gab es mindestens 514 
solcher Investor-Staat-Klagen, die 
Dunkelziffer dürfte höher liegen, die 
Tendenz ist steigend. Die Verfahren 
laufen vor internationalen Schiedsge-
richten, die in der Regel aus drei von 
den Streitparteien benannten Privat-
personen bestehen. Meist finden sie 
hinter verschlossenen Türen statt, in 
irgendeinem Hotelzimmer in London, 
Paris oder Washington. Die Schieds-
sprüche sind bindend, eine Revision 
ist nicht möglich – und das, obwohl es 
aufgrund zahlreicher Interessenskon-
flikte weit verbreitete Zweifel an der 
Unabhängigkeit der SchiedsrichterIn-
nen gibt.

Die Gefahren für öffentliche Haus-
halte und demokratische Politik liegen 
auf der Hand: Investor-Staat-Klagen 
können Entschädigungszahlungen in 
Milliardenhöhe nach sich ziehen. So 
möchte Vattenfall von der Bundesregie-
rung beispielsweise mit 3,7 Milliarden 
Euro für den Atomausstieg entschä-
digt werden. Gewinneinbußen einzel-
ner Unternehmen, die durch politische 
Reformen verursacht sind, werden auf 
diese Weise sozialisiert – selbst wenn 
die Regulierungen zum Schutz des Ge-
meinwohls notwendig sind.

Häufig reicht allein die Androhung 
einer Klage, um geplante Gesetze abzu-
würgen oder zu verwässern. Fünf Jahre 
nach Inkrafttreten des Freihandelsab-
kommens zwischen Mexiko, Kanada und 
den USA (North American Free Trade 
Agreement – NAFTA) beschrieb ein ka-
nadischer Regierungsbeamter dessen 
Auswirkungen wie folgt: »Bei beinahe 
jeder neuen umweltpolitischen Maß-
nahme gab es von Kanzleien aus New 
York und Washington Briefe an die ka-
nadische Regierung. Da ging es um che-
mische Reinigung, Medikamente, Pes-
tizide, Patentrecht. Nahezu jede neue 
Initiative wurde ins Visier genommen, 
und die meisten haben nie das Licht der 
Welt erblickt.« 1 Tatsächlich nutzen Un-
ternehmen internationales Investitions-
recht heute immer häufiger als Waffe 
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in politischen Auseinandersetzungen, 
um strengere Regulierungen zu ver-
hindern.

Demokratie in die Schranken weisen
Letzten Endes geht es beim Investo-
renschutz darum, die Demokratie in 
ihre Schranken zu verweisen. Zwei 
Mitarbeiter von Milbank, einer der 
führenden Kanzleien im internationa-
len Investitionsrecht, haben das jüngst 
in einem Artikel für eine Fachzeitschrift 
deutlich ausgesprochen: »Unerwünsch-
te Maßnahmen von Regierungen gibt 
es nicht nur im Rahmen autokratischer 
Herrschaft. Der Populismus, den Demo-
kratien mit sich bringen können, ist oft 
Katalysator für solche Aktionen.« 2 Kein 
Wunder, dass Länder wie Argentinien, 
Venezuela und Ecuador, die nach hefti-
gen sozialen Kämpfen Privatisierungen 
zurückgenommen und Unternehmen 
verstaatlicht haben, zu den Ländern 
gehören, die am häufigsten vor Inves-
titionsschiedsgerichte gezerrt werden.

Globalisierungskritische Wissen-
schaftlerInnen sehen internationale 
Investitionsabkommen daher als Instru-
ment zur Durchsetzung transnationaler 
Kapitalinteressen gegen Regulierun-
gen, Umverteilung und gegenhegemo-
niale Kräfte, und als Teil des sogenann-
ten neuen Konstitutionalismus  – also 
politisch-rechtlicher Strukturen, die 
den Neoliberalismus und bestehende 
Eigentumsverhältnisse durch die Ein-
schränkung staatlicher Interventions- 
und demokratischer Kontrollmöglich-
keiten quasi konstitutionell absichern.

Konzernlobby für mehr 
Konzernrechte im TTIP
Diese quasi-konstitutionellen Konzern-
klagerechte sollen nun auch im geplan-
ten EU-USA-Freihandelsabkommen 
verankert werden. Da bereits heute 
mehr als die Hälfte der ausländischen 
Direktinvestitionen in den USA und in 
der EU von der jeweils anderen Seite 
des Atlantiks kommt, wird deutlich, 
welch wirksames Instrument dem 
transnational agierenden Kapital damit 
in die Hand gegeben würde, von den 
zigtausend Niederlassungen europäi-
scher Konzerne in den USA und denen 
ihrer US-Pendants in der EU ganz zu 
schweigen. Ein EU-USA-Investitions-
schutzabkommen würde ihnen weit-
reichende Möglichkeiten einräumen, 
auch gegen ihre eigenen Regierungen 
vorzugehen.

Kein Wunder, dass Unternehmer-
verbände wie der europäische Arbeit-
geberverband BusinessEurope und 
die American Chamber of Commerce 
für einen weitreichenden Investitions-
schutz im geplanten transatlantischen 
Freihandelsabkommen mobil machen. 
Das tut auch der US-Energie-Konzern 
Chevron, er hat seinen kompletten 
Beitrag für die US-Konsultation bei den 
Verhandlungen dem Investitionsschutz 
gewidmet: »einem der global wichtigs-
ten Themen für uns«. 

Chevron möchte »den größtmög-
lichen Schutz« vor regulatorischen 
Eingriffen, um »die Risiken von groß-
angelegten, kapitalintensiven und lang-
fristigen Energieprojekten zu mindern«, 
zum Beispiel bei der Gewinnung von 
Schiefergas durch »fracking«. Aufgrund 
der Gefahren für Mensch und Umwelt 
und des wachsenden Widerstands von 
BürgerInnen haben zahlreiche EU-Re-
gierungen Moratorien beziehungswei-
se strikte Regulierungen für die umstrit-
tene Technologie erlassen. Genau diese 
Moratorien und Regulierungen könnten 
Chevron & Co. über weitreichende In-
vestitionsschutzklauseln in einem zu-
künftigen EU-USA-Freihandelsabkom-
men jedoch angreifen.

Auch die Rechtsbranche lobbyiert 
für weitreichende Investorenrechte 
im TTIP. Bei Stundenlöhnen von bis 
zu 1000 US-Dollar und Rechtskosten 
von durchschnittlich acht Millionen 
US-Dollar pro Verfahren sind Investor-
Staat-Klagen ein lukratives Geschäft für 
Kanzleien. Die Marktführer kommen 
schon heute aus den USA und der EU. 
Weltweit betreiben diese Kanzleien Ak-
quise, um Investoren zu Klagen gegen 
Staaten zu motivieren, beispielsweise 
gegen die Umschuldungspolitik in Grie-
chenland. Ein Investitionsschutzkapitel 
im TTIP würde ihr Geschäftsfeld massiv 
ausweiten. 

Widerstand gegen die 
antidemokratische neoliberale 
Zwangsjacke
Doch noch ist es nicht so weit. Die 
Verhandlungen zwischen der EU und 
den USA stehen erst am Anfang. Und 
der Widerstand gegen die exzessiven 
Investorenrechte wächst. Ob Umwelt-
organisationen, OnlineaktivistInnen, 
Gewerkschaften oder VerbraucherIn-
nenschutz-Organisationen  – der Teil 
der Zivilgesellschaft, der sich kritisch 
mit dem TTIP auseinandersetzt, hat 

sich ausnahmslos gegen Investor-Staat-
Klagerechte ausgesprochen, und zwar 
auf beiden Seiten des Atlantiks. Euro-
paabgeordnete von SPD, Grünen und 
der Linken sind ebenfalls dagegen. Und 
als der US-Kongressabgeordnete Alan 
Grayson sich in einem öffentlichen Auf-
ruf gegen die Investor-Staat-Schiedsge-
richtsbarkeit wand, schlossen sich bin-
nen 24 Stunden zehntausend wütende 
US-BürgerInnen seinem Protest an.

Es gibt daher noch Chancen, das ge-
plante Freihandelsabkommen und das 
Kapitel zum Investitionsschutz als das 
zu entlarven, was es ist: eine antidemo-
kratische neoliberale Zwangsjacke. Vor 
15 Jahren hat diese »Dracula-Strategie« 
schon einmal zum Erfolg geführt: Ende 
der neunziger Jahre hatte die globali-
sierungskritische Bewegung den weit-
gehend unbekannten MAI-Vertrag ans 
Licht der Öffentlichkeit gezerrt, ein 
Investitionsabkommen, das im Rahmen 
der OECD verhandelt wurde. Einem 
Vampir gleich überlebte es nicht lan-
ge. Im Oktober 1998, vor genau 15 Jah-
ren, ließ Frankreich die Verhandlungen 
platzen. Auf beiden Seiten des Atlantiks 
werden Gewerkschaften und soziale 
Bewegungen alles daran setzen, dass 
sich dieser Teil der Geschichte wieder-
holt.

 

 

 

  Pia Eberhardt

Pia Eberhardt arbeitet bei der lobbykritischen 
Organisation Corporate Europe Observatory 
(CEO, www.corporateeurope.org). Sie ist Autorin 
der englischsprachigen Studie »A transatlantic 
corporate bill of rights«, auf der dieser Text 
beruht. 

1	 Zitiert nach Greider William, The Right and 
US Trade Law. Invalidating the 20 Century, 
in: »The Nation«, 15.10.2001. Übersetzung 
durch die Autorin.

2	 Michal Nolan und Teddy Baldwin, 
Minimising Risk in the Fact of Government 
Action, in: »Project Finance International«, 
16.5.2012, S. 47–49. Übersetzung durch die 
Autorin.
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Verhandlungen mit 
Augenmaß
Ein plurilaterales Abkommen über 
Dienstleistungen

Mit dem Ziel, den Stillstand der Doha-Verhandlungen zu überbrücken, hat sich 
eine Reihe von WTO-Mitgliedern dazu entschlossen, in Verhandlungen über 
ein plurilaterales Abkommen über Dienstleistungen (plurilateral Trade in Servi-
ces Agreement‘ – TISA) einzutreten. Gerade die EU hat aufgrund ihres starken 
Dienstleistungssektors ein großes Interesse am Abbau von bestehenden Han-
delshemmnissen im Dienstleistungsbereich. Jedoch sind die Verhandlungen mit 
Vorsicht zu genießen. Dieses Abkommen darf kein Sargnagel für die Reform der 
WTO und das multilaterale Handelssystem werden. Ebenso müssen öffentliche 
Dienstleistungen geschützt werden und der Besitzstand der Europäischen Union 
kein Opfer des Freihandels werden.

D ienstleistungen waren 
Teil der Verhandlungen der 
Uruguay-Runde, die 1995 zum 

Inkrafttreten des Allgemeinen Überein-
kommens über den Handel mit Dienst-
leistungen (General Agreement on 
Trade in Services – GATS) führte. Doch 

schon bald verlangten neue Kommuni-
kationstechnologien, veränderte Ge-
schäftspraktiken und die tiefere globale 
Vernetzung nach neuen internationalen 
Regeln des Marktzugangs für Dienst-
leistungen. Das GATS-Abkommen ist 
nicht mehr in der Lage, die heutigen 

Hindernisse für den Handel mit Dienst-
leistungen abzubilden. Ein wichtiges 
Ziel der 2001 begonnenen Doha-Runde 
war es deshalb auch, der wachsenden 
Bedeutung dieses Sektors Rechnung 
zu tragen und universelle Regeln für 
den Handel mit Dienstleistungen zu 
entwerfen, die den Verhältnissen des 
21. Jahrhunderts gerecht werden. 

Der relativ unproblematische Dienst-
leistungsbereich wurde in den Doha-
Verhandlungen jedoch schnell von den 
Konflikten im Agrar- und Industriegü-
terbereich in Geiselhaft genommen. 
Der Stillstand der Doha-Verhandlungen, 
der sich während der 8. WTO Minister-
konferenz im Dezember 2011 manifes-
tierte, führte in der Folge leider zu einer 
Ausbreitung bilateraler und plurilatera-
ler Handelsabkommen, die regelmäßig 
auch den Dienstleistungssektor mit ein-
beziehen. Auch die EU verhandelt mo-
mentan ehrgeizige Freihandelsabkom-
men mit Indien, den USA oder Japan, 
die allesamt die Verhandlungen über 
den Abbau von Handelshemmnissen 
im Dienstleistungsbereich mit einschlie-
ßen. Die geplanten Verhandlungen 
über ein plurilaterales Abkommen über 
Dienstleistungen, angetrieben von der 
sogenannten Gruppe der Really Good 
Friends of Services innerhalb der WTO, 
ist dabei die jüngste und umfassendste 
Initiative für ein neues internationales 
Regelwerk für den Handel mit Dienst-
leistungen.

Die Interessen der EU
Die Bedeutung des eigenen Dienstleis-
tungssektors ist für die EU immens. Mit 
einem erheblichen Anteil des in der EU 
erwirtschafteten Bruttoinlandsprodukts 
ist dieser Sektor ein großer Stützpfeiler 
der europäischen Wirtschaft. Fast drei 
Viertel der Arbeitsplätze in der EU ent-
fallen auf den Dienstleistungsbereich. 
Zudem machten im Jahr 2011 Dienstleis-
tungen 28 Prozent aller EU-Ausfuhren 
aus. Dies macht die EU zum weltweit 
größten Exporteur von Dienstleistun-
gen. Es ist somit unverkennbar, dass 
dieser Sektor für die Erhaltung und Stei-
gerung der Wettbewerbsfähigkeit der 
EU von entscheidender Bedeutung ist. 

Momentan wollen sich neben der 
EU 21 WTO-Mitglieder den TISA-Ver-
handlungen anschließen. Bei diesen 
Ländern handelt es sich zum Großteil 
um OECD-Staaten, auf die 70 Prozent 
des länderübergreifenden Handels mit 
Dienstleistungen weltweit und 58 Pro-
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zent des EU-Handels mit kommerziellen 
Dienstleistungen entfallen. Wenn man 
bedenkt, dass bestehenden Handels-
barrieren in diesen Ländern 60 Pro-
zent der globalen Kosten des Handels 
mit Dienstleistungen zugeschrieben 
werden, dann wird das starke Inter-
esse der EU an der Reduzierung und 
der Abschaffung von Handelsbarrieren 
durch TISA offensichtlich. Die europäi-
sche Industrie, vor allem aus den Berei-
chen Unternehmensdienstleistungen, 
Finanz- und Rechtsdienstleistungen, 
See- und Luftverkehr, Umweltdienst-
leistungen und Bauwesen verlangt 
deshalb schon lange nach einem sol-
chen Abkommen. Auch die Europäi-
sche Kommission verspricht sich durch 
TISA immense wirtschaftliche Vorteile 
und gilt als treibende Kraft hinter dem 
Abkommen. Die EU-Mitgliedstaaten 
ließen sich nicht lange bitten und ga-
ben bereits im März dieses Jahres der 
EU-Kommission ein entsprechendes 
Verhandlungsmandat.

Auswirkungen auf das multilaterale 
System der WTO
Die Ambitionen für ein ehrgeiziges plu-
rilaterales Dienstleistungsabkommen 
sind nachvollziehbar, aber was bedeu-
tet dies für die WTO insgesamt? Das 
multilaterale System des GATS und der 
WTO darf durch ein neues Abkommen 
auf keinen Fall in Frage gestellt werden. 
Der berechtigten Kritik an der WTO 
zum Trotz ist ihr multilaterales System 
nach wie vor der wirksamste Rahmen, in 
dem ein offener und freier Welthandel 
durchgeführt/erreicht werden kann. Ein 
elitäres »Superabkommen« für Dienst-
leistungen im Wettbewerb zu GATS 
könnte die Stagnierung in der WTO 
zementieren.

Es ist deshalb zu bedauern, dass an 
den TISA-Verhandlungen bisher kein 
BRICS-Land, kein Mitglied des Ver-
bandes Südostasiatischer Nationen 
(ASEAN) und kein Land Afrikas, der 
Karibik oder des pazifischen Raumes 
teilnehmen und ihre Interessen einbrin-
gen konnte. Ein neues Abkommen muss 
deshalb eine Beitrittsklausel enthalten, 
die einen späteren fairen Beitritt zum 
Abkommen ermöglicht. Zudem sollte 
auch TISA weiterhin im Rahmen der 
WTO verankert sein. Die TISA-Ver-
handlungen müssen deshalb unter vol-
ler Transparenz stattfinden. Alle WTO-
Mitglieder müssen umfassend über die 
Verhandlungen unterrichtet werden. 

Dass die TISA-Verhandlungen bisher 
hinter sogar für das WTO-Sekretariat 
verschlossenen Türen stattfinden, ist 
Besorgnis erregend.

Vor allem aber sollten sich die Struk-
tur, die Prinzipien und Begriffsbestim-
mungen von TISA am GATS-Format 
orientieren. Dies würde eine spätere 
Ausdehnung von TISA auf alle WTO-
Mitglieder erleichtern. Auch das Euro-
päische Parlament hat deshalb von der 
Europäischen Kommission gefordert, 
sich in den Verhandlungen an den Prin-
zipien des GATS-Übereinkommens zu 
orientieren. Dies betrifft den Ansatzes 
zur Inländerbehandlung, zum Markt-
zugang und eine Positivliste der zu li-
beralisierenden Dienstleistungen, um 
Schutz für Leistungen der öffentlichen 
Daseinsvorsorge zu gewährleisten und 
ungezügelten Liberalisierungsdruck 
abzuwehren. Auch sollten die auf-
sichtsrechtlichen Ausnahmeregelun-
gen im GATS-Abkommen zum Vorbild 
genommen werden, um teilnehmenden 
Ländern die Regulierungshoheit über 
die Finanzmärkte und die Sicherung na-
tionaler Arbeits- und Sozialstandards zu 
garantieren. 

Fünf Forderungen an TISA
1.	 Ein kurzsichtiger Liberalisierungs-

wahn hätte nicht nur fatale Auswir-
kungen auf das multilaterale Handels-
system, sondern darüberhinaus auch 
auf die Bereitstellung von Dienstleis-
tungen von allgemeinem Interesse. 
Vor allem sensible Bereiche wie öf-
fentliche Gesundheit, Wasserversor-
gung, Bildung und soziale Dienste 
dürfen nicht Privatisierungsinteres-
sen geopfert werden. Alle Länder 
müssen in der Lage sein, öffentliche 
Dienstleistungen von allgemeinem 
Interesse zu entwickeln, aufrecht zu 
erhalten und zu regulieren.

2.	 Der Besitzstand der EU darf durch 
TISA nicht ausgehebelt werden. Ge-
rade Bürgerrechte wie zum Beispiel 
der Datenschutz oder Umweltgeset-
ze und Normen dürfen nicht in Frage 
gestellt werden. Insbesondere darf 
TISA den in der EU neu erlassenen 
Maßnahmen zur Finanzmarktregulie-
rung nicht entgegenstehen.

3.	 Die Rechte von entsendeten Ar-
beitnehmern im Rahmen des Mode 
4 müssen geschützt werden. Es darf 
kein Lohndumping geben. Das nati-
onale Sozial- und Arbeitsrecht der 
EU-Mitgliedsländer sowie Tarifver-

einbarungen müssen ausnahmslos 
eingehalten werden.

4. 	Die Handlungsmöglichkeiten für 
andere Länder, gesetzliche Regelun-
gen im Bereich Soziales, Umwelt und 
Daseinsvorsorge zu treffen, dürfen 
nicht unangemessen eingeschränkt 
werden.

5. 	Die Verhandlungen müssen unter 
voller Transparenz und unter parla-
mentarischer Kontrolle stattfinden. 
Die Unterrichtung des Europäischen 
Parlaments durch die Europäische 
Kommission ist dabei nicht nur eine 
nette Geste, sondern seit dem Ver-
trag von Lissabon eine rechtliche 
Pflicht.

Die sozialdemokratische Fraktion 
wird ihre Zustimmung zu TISA im Euro-
päischen Parlament von der Einhaltung 
dieser Forderungen abhängig machen. 

 

 

 

  Bernd Lange 

Der Autor ist handelspolitischer Sprecher der 
sozialdemokratischen Fraktion im Europäischen 
Parlament.
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Neue 
Entwicklungsagenda 
darf alte Fehler nicht 
wiederholen
Wo bleiben Umwelt und Nachhaltigkeit in den 
Zielen für eine nachhaltige Entwicklung?

Die Vorschläge für mögliche Ziele in einer Post-2015-Entwicklungsagenda lau-
fen auf Hochtouren. Die zwei wichtigsten Dokumente auf UN-Ebene sind dabei 
sicherlich der im Mai diesen Jahres erschienene Bericht des High Level Panel 
of Eminent Persons (HLP), welcher von einer Gruppe ausgewählter Mitglieder 
aus Zivilgesellschaft und Regierungen sowie dem privaten Sektor erstellt wur-
de, und der Bericht des UN-Generalsekretärs mit dem Titel »A Life of Dignity 
for All« vom August. Auch die internationale Zivilgesellschaft und Forschungs-
einrichtungen veröffentlichten zahlreiche Beobachtungen und Anregungen zur 
Schaffung neuer Entwicklungsziele nach 2015. Trotz unterschiedlichster Schwer-
punktlegung haben sie doch alle eines gemeinsam: Umwelt und Nachhaltigkeit 
kommen deutlich zu kurz.

D ie Frist für die Umsetzung 
der Millenniumsentwicklungs-
ziele (Millennium Development 

Goals - MDGs) läuft im Jahr 2015 aus, 
weshalb derzeit auf UN-Ebene eine 
neue Entwicklungsagenda für die Zeit 
danach verfasst wird. Neben der Dis-
kussion um neue MDGs sind darin au-
ßerdem die auf der Rio+20-Konferenz 
im letzten Jahr beschlossen Ziele für 
eine nachhaltige Entwicklung (Sustai-
nable Development Goals – SDGs) ein-
geschlossen. Sie sollen Entwicklungs-, 
Umwelt- und Nachhaltigkeitsfragen in 
einer Weise verbinden, wie es die be-
stehenden MDGs nicht konnten. Denn 
die MDGs haben gerade im Umweltbe-
reich einige blinde Flecken. Das einzige 
Umweltziel (MDG 7) umfasst lediglich 
die Integration der Prinzipien nachhal-
tiger Entwicklung in nationale Politiken, 
eine signifikante Verringerung von Bio-
diversitätsverlusten, die Halbierung 
der weltweiten Anzahl von Menschen 
ohne Zugang zu sicherem Trinkwasser 
und sanitären Einrichtungen und eine 
deutliche Verbesserung des Lebens 
von Slumbewohnenden. Grundlegen-
de Fragen zum Zusammenhang zwi-
schen dem nachhaltigen Umgang mit 
und Schutz von natürlichen Ressourcen 
und Entwicklung werden nicht gestellt. 

Chance Fehler zu beheben
Die Debatte um neue Ziele bietet nun 
die Chance, alte Fehler zu beheben. In 
vielen anderen Bereichen ist dies auch 
schon mit Bravour angegangen worden. 
Aspekte wie eine Reform der Global 
Governance, Demokratie und Men-
schenrechte, soziale Gerechtigkeit so-
wie Frieden und Sicherheit, die von den 
MDGs nur angerissen oder gar nicht 
behandelt worden sind, sind in teilweise 
schon sehr konkreten Zielverschlägen 
von der internationalen Gemeinschaft 
diskutiert worden. Vorschläge für Um-
welt- und Nachhaltigkeitsziele sind zwar 
ebenfalls vorhanden, häufig gehen die-
se allerdings bei weitem nicht genug in 
die Tiefe. 

Die Vorschläge des HLP umfassen 
beispielsweise im Großen und Ganzen 
unkonkrete Vorschläge für umwelt-
freundliches Haushalten von Regie-
rungen, Schutz von Ökosystemen und 
Biodiversität, Verringerung des Wald-
verlustes und Verringerung von Bo-
dendegradation.1 Der Generalsekretär 
wird in seinem Bericht sogar noch un-
genauer und schreibt, für nachhaltige 
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Entwicklung sei das Management der 
natürlichen Ressourcen wie Fischerei, 
Wälder, Frischwasserressourcen, Mee-
re und Böden essentiell und weist auf 
die Notwendigkeit eines umsetzbaren 
Klimaabkommens hin.2 Planetarische 
Grenzen3, die eigentlich den Rahmen 
für jegliche Entwicklung bilden sollten, 
finden in vielen der wichtigsten bisher 
erschienenen UN-Dokumente so gut 
wie gar keine Erwähnung. Der HLP-
Bericht beschreibt die Grundlage der 
neuen Entwicklungsagenda lediglich als 
»people-centred and planet-sensitive« 4 
und im Bericht des Generalsekretärs 
heißt es nur, man müsse den Planeten 
auf einen nachhaltigen Kurs bringen, 
bevor es zu spät sei. 5 Vielleicht liegt die 
Ungenauigkeit dieser Texte aber auch 
darin, dass sie noch zu sehr in der alten 
MDG-Logik denken. Tatsächlich verant-
wortlich für die Ausarbeitung der SDGs 
ist deswegen schlussendlich auch die in 
Rio+20 ins Leben gerufene zwischen-
staatliche Open Working Group on Sus-
tainable Development Goals (OWG). 

Formulierung von Zielen wird nicht 
einfach
Diese offene Arbeitsgruppe wird es 
nicht leicht haben, am Ende ein Set 
an Zielen zu entwerfen, mit denen alle 
zufrieden sind. Zwar sollen die SDGs 
laut dem Abschlussdokument des 
Rio+20-Gipfels »prägnant und leicht zu 
kommunizieren, auf eine geringe An-
zahl beschränkt« 6 oder »zu tweeten« 7 
sein, wie es die Delegierten der OWG 
formulierten. Schon jetzt zeichnet sich 
aber ab, dass die Auswahl der endgül-
tigen SDGs angesichts der zahlreichen 
Vorschläge äußerst schwierig sein wird. 
Umso mehr besteht die Sorge, dass 
ohne konkrete Vorschläge Umwelt- 
und Nachhaltigkeitsziele zweitrangig 
zu werden drohen. Hinzu kommt, dass 
die neuen Ziele – zu Recht – unter Be-
rücksichtigung der gemeinsamen, aber 
unterschiedlichen Verantwortung nicht 
mehr alleinig für Entwicklungs- son-
dern für alle Länder gelten sollten. Es 
gilt also, die regionalen, nationalen und 
lokalen Unterschiede zwischen Staaten 
hinsichtlich ihrer sozialen Verfasstheit, 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
und ökologischen Verantwortung bei 
der Ausarbeitung von Zielen und Um-
setzungsstrategien zu berücksichtigen 
und trotzdem ein global gültiges Set 
an Zielen zu schaffen. Für die Formu-
lierung von Umwelt- und Nachhaltig-

keitszielen ist dies eine echte Heraus-
forderung. 

Umwelt und Entwicklung – Hand in 
Hand
Erste Schritte sind allerdings schon ge-
setzt. In der internationalen Zivilgesell-
schaft sowie auf der UN-Ebene besteht 
zumindest die Einsicht, dass Entwick-
lung nicht länger ohne eine gesunde 
Umwelt möglich ist. Denn dauerhaft 
erfolgreich kann nachhaltige Entwick-
lung eben nur dann sein, wenn sie die 
Bedürfnisse der Gegenwart befriedigt, 
ohne zu riskieren, dass zukünftige Ge-
nerationen dies nicht mehr können.8 
Die SDGs können dies nur erreichen, 
wenn sie eine Reihe von Grundsätzen 
berücksichtigen und in konkrete Ziele 
umsetzten. Dazu gehört, dass Entwick-
lung innerhalb planetarischer Grenzen 
ablaufen muss. Der Verlust von Ökosys-
temen muss gestoppt werden, mit Res-
sourcen wie Wasser, Boden, Holz, Luft 
und Energie respektvoll und schonend 
umgegangen werden und ihre Nutzung 
sowie unsere Landwirtschaft, Fischerei, 
Waldwirtschaft und Bergbau innerhalb 
nachhaltiger und gerechter Strukturen 
ablaufen. Nachhaltige Produktions- 
und Konsummuster müssen unserem 
Wirtschaften zugrunde liegen, fossile 
Energien nach und nach abgeschafft 
und Treibhausgase extrem verringert 
werden. 

Wie geht es weiter?
Noch ist eigentlich alles offen, wie die 
Ziele gestaltet werden könnten. Auf 
der Sondersitzung der UN-General-
versammlung zum Thema MDGs am 
25. September 2013 wurde zunächst 
eine Roadmap für die Weiterführung 
des MDG-SDG-Prozesses festgelegt. 
Wichtigste UN-Akteure sind außerdem 
die OWG, die an der konkreten Ausar-
beitung der Ziele arbeitet, und das neu 
geschaffene High Level Political Forum, 
das die administrative Begleitung des 
Prozesses übernimmt. Auf diese beiden 
Institutionen sollte sich dann auch das 
Augenmerk richten. Und zwar ein scharf 
beobachtendes Auge. Denn obwohl in 
der OWG bisher überraschend offen 
Querschnittsthemen wie Ernährungs-
sicherheit, nachhaltige Landwirtschaft, 
Desertifikation und Landdegradation 
sowie Wassernutzung und sanitäre 
Einrichtungen diskutiert worden sind, 
sind das bei Weitem noch keine festen 
Entschlüsse. 

Wichtig ist es jetzt, dran zu bleiben. 
Nur wenn Entwicklung eng verbunden 
wird mit dem Schutz und der nachhal-
tigen Nutzung unserer Umwelt und 
nachhaltigem Wirtschaften, kann sie 
Schwächen der MDGs effektiv ange-
hen. Konkrete Umwelt- und Nachhaltig-
keitsziele sind dafür unbedingt nötig. 
Das Forum Umwelt und Entwicklung 
arbeitet aus diesem Grund an einem 
Positionspapier mit Vorschlägen für 
solche Ziele für die Post-2015-Entwick-
lungsagenda.

 

 

 

  Marie-Luise Abshagen

Die Autorin arbeitet beim Forum Umwelt und 
Entwicklung zu Rio+20 und dem SDG-Prozess.

1	 A New Global Partnership: The Report of 
the High-Level Panel of Eminent Persons on 
the Post-2015 Development Agenda (2013). 
http://www.post2015hlp.org/wp-content/
uploads/2013/05/UN-Report.pdf

2	 A Life of Dignity for All: Report of the 
Secretary General (2013). http://www.un.org/
ga/search/view_doc.asp?symbol=A/68/202

3	 Globale biophysikalische Grenzen 
definieren einen sicheren Handlungsraum 
für die Menschheit, in dem sich viele 
weitere Generationen nachhaltig entwickeln 
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4	 A New Global Partnership: The Report of 
the High-Level Panel of Eminent Persons on 
the Post-2015 Development Agenda (2013). 
http://www.post2015hlp.org/wp-content/
uploads/2013/05/UN-Report.pdf

5	 A Life of Dignity for All: Report of the 
Secretary General (2013). http://www.un.org/
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Want%2019%20June%201230pm.pdf

7	 http://www.iisd.ca/download/pdf/enb3202e.
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and Development (1987). http://www.un-
documents.net/ocf-ov.htm#1.2 
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Die erste 
Alternative 
Rohstoffwoche
menschenGERECHT und umweltGERECHT!

Vom 12. bis 19. Oktober 2013 findet erstmals die bundesweite Alternative Roh-
stoffwoche statt. Organisiert wird diese vom AK Rohstoffe, einem breiten Bünd-
nis von Menschenrechts-, Umwelt- und Entwicklungsorganisationen. Ziel dieser 
Woche ist es, auf die Auswirkungen des globalen Rohstoffkonsums – insbesonde-
re auf die Abbaubedingungen im globalen Süden – aufmerksam zu machen und 
politische Veränderungen der deutschen Rohstoffpolitik einzufordern.

M ehr als dreißig Organisati-
onen aus dem AK Rohstoffe – 
darunter Brot für die Welt, 

Misereor, Oxfam Deutschland, Ger-
manwatch, PowerShift und das Forum 
Umwelt und Entwicklung  – haben im 
September 2013 ein politisches Forde-
rungspapier mit dem Titel »Für eine de-
mokratische und global gerechte Roh-
stoffpolitik – Handlungsempfehlungen 
deutscher Nichtregierungsorganisatio-
nen an Bundesregierung und Bundes-
tag« präsentiert. Zusammen mit dem 
Forderungspapier soll die Alternative 
Rohstoffwoche auf die drei Kernforde-
rungen der deutschen Zivilgesellschaft 
hinweisen.

Rohstoffkonsum senken
Für die Fertigung von Produkten mit 
dem Siegel »Made in Germany« kom-
men Rohstoffe aus der ganzen Welt, so 

ist die deutsche Industrie zum Beispiel 
bei der Weiterverarbeitung von primä-
ren Metallrohstoffen vollständig von Im-
porten abhängig. Unsere Lebens- und 
Konsumstile zusammen mit dem indus-
triellen Verbrauch führen dazu, dass 
der deutsche Ressourcenverbrauch 
mit momentan mehr als vierzig Tonnen 
pro Kopf und Jahr viel zu hoch ist. Um 
die ökologischen Grenzen des Planeten 
nicht zu überschreiten und einen glo-
bal gerechten Konsum zu ermöglichen, 
dürfte nach Einschätzungen von Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaft-
lern der durchschnittliche, jährliche 
Rohstoffverbrauch sechs Tonnen pro 
Kopf nicht überschreiten.

Die schwarz-gelbe Bundesregierung 
fokussiert sich bei der Senkung des 
Rohstoffkonsums vor allem auf eine Er-
höhung der Ressourcenproduktivität. 
Die Effizienzsteigerungen alleine rei-

chen vor diesem Hintergrund jedoch 
nicht aus. Das haben die politischen Par-
teien im Schlussbericht der Enquete-
Kommission »Wachstum, Wohlstand, 
Lebensqualität« anerkannt. Um einen 
global gerechten Rohstoffverbrauch 
innerhalb ökologischer Grenzen zu er-
reichen, sind absolute Reduktionsziele 
notwendig.

Ein Großteil des Ressourcenver-
brauchs steht im Zusammenhang mit 
den Sektoren Energie, Wohnen und 
Verkehr. Zur Verminderung der Aus-
wirkungen des Klimawandels und der 
Verringerung des Ressourcenver-
brauchs ist es dringend notwendig, 
den Ausstieg aus fossilen Energien zü-
gig voranzutreiben. Der AK Rohstoffe 
fordert daher einen zeitlich gestaffelten 
Ausstieg aus der Braun- und Steinkoh-
leverstromung, zum Beispiel durch ein 
Kohleausstiegsgesetz.

Im Rahmen der Alternativen Roh-
stoffwoche werden die Auswirkungen 
des Abbaus und der Verstromung von 
fossilen Brennstoffen an unterschied-
lichsten Orten thematisiert. Schon in 
der Woche davor, am 10. Oktober jährt 
sich zum zehnten Mal der Beginn der 
Ölbohrungen im Tschad. An diesem 
Tag diskutiert die AG Tschad zusammen 
mit Brot für die Welt die Auswirkungen 
der Erdölförderung bei einem Seminar 
und zeigt über die gesamte Woche die 
Ausstellung »Öl-Biographien« in den 
Räumen von Brot für die Welt. 

Verschiedene Berliner Organisatio-
nen diskutieren auf Einladung von Pow-
erShift am 15. Oktober unter dem Titel 
»(K)eine Zukunft mit fossilen Brennstof-
fen?« Berlins Energieversorgung aus 
entwicklungspolitischer Sicht. Auch die 
sich mit Kolumbien solidarisierenden 
Gruppen Berlins planen Veranstaltun-
gen zu den Auswirkungen des Kohleab-
baus in dem südamerikanischen Land.

Menschenrechtliche Sorgfaltspflicht 
verankern
Der Abbau von Rohstoffen findet häu-
fig auf Kosten von Menschenrechten 
und Umwelt statt. Zu gering bleiben in 
vielen Ländern die Einnahmen aus den 
Rohstoffexporten für die Staatskassen, 
zu hoch die Kosten zur Beseitigung von 
Umweltschäden durch die Allgemein-
heit. Die Mehrheit der Bürgerinnen 
und Bürger, und vor allem die lokalen 
Gemeinschaften in den Abbauregionen 
profitieren kaum vom Rohstoffreichtum; 
oft erleiden sie die negativen Begleiter-
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scheinungen des Abbaus. Die negativen 
Konsequenzen und Begleiterscheinun-
gen werden im Rahmen der Alternati-
ven Rohstoffwoche in verschiedenen 
Filmvorführungen mit anschließender 
Diskussion thematisiert. In Herrsching 
(15.10.2013) und München (16.10.2013) 
zeigt der Film »Roșia Montană, Dorf 
am Abgrund« wie Dorfgemeinschaften 
in Abbauregionen häufig gespalten 
werden. Der Film »Blood in the Mobi-
le«, der im Rahmen der Woche in Ber-
lin und Cottbus läuft, thematisiert das 
Problem der Rohstoffnutzung für die 
Herstellung von Mobiltelefonen. Der 
Regisseur Frank Piasecki Poulsen be-
suchte dafür Coltan-Minen im Kongo.

Um die negativen Auswirkungen 
einzudämmen, unterstützt die Bundes-
regierung durch ihre Rohstoffpolitik 
zwar verschiedene Transparenz- und 
Governance-Initiativen, wie die Extrac-
tive Industries Transparency Initiative 
(EITI) oder die Zertifizierung von Lie-
ferketten im Bereich von Konfliktmi-
neralien wie Coltan. Diese Initiativen 
reichen aber als Schritte hin zu einer 
globalen Rohstoffgerechtigkeit nicht 
aus. Um hingegen Menschenrechts-
verletzungen in Zukunft zu verhindern, 
braucht es gesetzlich verankerte und 
verbindliche Sorgfaltspflichten für 
Unternehmen aus dem Rohstoffsektor 
sowie für Finanzdienstleister und Inves-
toren. Darüber hinaus muss es Entschä-
digungsmöglichkeiten für die Opfer 
von Menschenrechtsverletzungen und 
Hinterbliebene geben.

Die menschenrechtlichen 
Sorgfaltspflichten werden unter 
anderem auf der Veranstaltung 
»Vom Ressourcenfluch zur globaler 
Rohstoffgerechtigkeit? – Wege zu einer 
nachhaltigen, gerechten und solidari-
schen Rohstoffpolitik« diskutiert. In den 
Räumlichkeiten der Friedrich-Ebert-
Stiftung thematisiert das Seminar mit 
Gästen aus Asien und Lateinamerika am 
16. Oktober die Frage nach menschen-
rechtlichen Sorgfaltspflichten und 
setzt sich kritisch mit der bisherigen 
Rohstoffpolitik auseinander. Am Abend 
werden die Ergebnisse des Seminars 
mit Vertreterinnen und Vertretern der 
Bundestagsparteien diskutiert.

Deutschland trägt eine Mitverant-
wortung für die Einhaltung der bür-
gerlichen, politischen, wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Menschen-
rechte beim Abbau von Rohstoffen in 

Afrika, Asien und Lateinamerika. Dies 
gilt einerseits für deutsche Unterneh-
men, die Metall- und Energierohstoffe 
importieren oder die an Rohstoffförde-
rungsprojekten oder deren Finanzie-
rung beteiligt sind. Andererseits gilt 
dies ebenso für die Bundesregierung, 
die den deutschen Unternehmen den 
Zugang zu Rohstoffen erleichtert. Zu 
diesem Zweck hat sie Rohstoffpart-
nerschaften und -abkommen mit der 
Mongolei, Kasachstan und Chile abge-
schlossen. Eine Partnerschaft mit Peru 
steht bei der Erstellung dieses Artikels 
kurz vor dem Abschluss. In keinem der 
Rohstoffabkommen wurde die Zivilge-
sellschaft in Deutschland oder in den 
Partnerländern involviert. Die Alterna-
tive Rohstoffwoche wird Gelegenheit 
geben mit peruanischen Aktivistinnen 
und Aktivisten zu diskutieren, welche 
Auswirkungen diese Partnerschaft auf 
die Zivilgesellschaft und die Umwelt 
haben wird.

Der AK Rohstoffe fordert von der 
Bundesregierung, dass diese für den 
Rohstoffsektor in Zukunft Ausführungs-
bestimmungen für die gebührende 
menschenrechtliche Sorgfaltspflicht 
von Unternehmen beim Abbau und 
Import von Rohstoffen sowie bei der 
Finanzierung von Rohstoffprojekten 
entwickelt und deren Einhaltung ge-
setzlich vorschreibt. Darüber hinaus 
muss jegliche staatliche Förderung 
durch Explorationsförderprogramme 
sowie Garantien für Exportkredite, 
Investitionen oder Ungebundene Fi-
nanzkredite (UFK) an ein Höchstmaß 
menschenrechtlicher Sorgfalts- und 
Transparenzpflichten geknüpft wer-
den. Das gilt auch für Rohstoffpartner-
schaften oder EU-Handelsabkommen, 
durch welche die Menschenrechte in 
den Partnerländern nicht gefährdet 
werden dürfen.

Demokratisierung der 
Rohstoffpolitik
In ihrer Ausgestaltung und Umsetzung 
wird die deutsche Rohstoffstrategie 
aufgrund fehlender demokratischer 
und zivilgesellschaftlicher Partizipation 
von dem AK Rohstoffe kritisiert: Anstatt 
Konzepte für eine global gerechte Roh-
stoffversorgung zu diskutieren, wird 
einseitig versucht, die Versorgung der 
deutschen Industrie zu sichern. Auf-
grund der massiven Auswirkungen 
auf Mensch und Umwelt sollte daher 
eine zukunftsfähige Rohstoffpolitik 

alle betroffenen oder interessierten 
gesellschaftlichen Akteure  – aus Par-
lamenten, Kirchen, Gewerkschaften, 
Entwicklungs-, Umwelt- und anderen 
zivilgesellschaftlichen Organisationen, 
Wissenschaft sowie Verbraucherinnen 
und Verbraucher – einbinden.

Stattdessen war es bisher vor allem 
der Bundesverband der deutschen 
Industrie (BDI), der durch seine Roh-
stoffkongresse seit 2005 die Politik vor 
sich hertrieb. Im Oktober 2010 verab-
schiedete das Bundeskabinett die Roh-
stoffstrategie der Bundesregierung und 
präsentierte sie auf dem dritten BDI-
Rohstoffkongress. In die Ausgestal-
tung der Rohstoffstrategie werden die 
Wirtschaftsverbände stark einbezogen, 
während die Zivilgesellschaft außen vor 
gelassen wird. Der AK Rohstoffe fordert 
daher, dass es bei der Erarbeitung ei-
ner neuen deutschen Rohstoffstrategie 
zu einer breiten Konsultation kommt, 
die auch Umwelt-, Entwicklungs-, 
Menschenrechtsorganisationen und 
Gewerkschaften gleichberechtigt mit-
einbezieht. Bei der Erarbeitung und 
Umsetzung einer neuen deutschen 
Rohstoffstrategie darf die Bundesre-
gierung der deutschen Industrie weder 
institutionell noch inoffiziell einen pri-
vilegierten Einfluss auf politische Ent-
scheidungen gewähren. Stattdessen 
müssen bei der Weiterentwicklung und 
Umsetzung transparente Strukturen 
unter Einbindung der Parlamente und 
Zivilgesellschaft geschaffen werden, die 
auch die Betroffenen der deutschen 
Rohstoffpolitik aus dem Globalen Sü-
den zu Wort kommen lassen und ihre 
Interessen in den Blick nehmen.

 

 

 

  Michael Reckordt

Der Autor leitet das Koordinierungsbüro des AK 
Rohstoffe. 

Weitere Informationen:

Das Forderungspapier findet sich u.a. auf:
http://power-shift.de/?p=1849. 

Weitere Informationen zu der Alternativen 
Rohstoffwoche finden Sie auf unserer 
Homepage:  
http://alternative-rohstoffwoche.de
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Bioenergie am 
Scheideweg
Die Buchführung manipulieren oder reinen 
Tisch machen? 

Die EU hat ihre Bioenergiepolitik vermasselt. Wir geben derzeit etwa sechs Mil-
liarden Euro jährlich für die Subventionierung von Biokraftstoffen aus, die vor al-
lem aus Nahrungsmittelpflanzen erzeugt werden. Das ist mehr als der geschätzte 
Finanzierungsbedarf der EU für ein effizientes Management des Netzes Natura 
2000, des weltweit ehrgeizigsten Systems geschützter Gebiete. Dafür nehmen 
wir zunehmende Entwaldung, Hunger und Treibhausgasemissionen in Kauf. 

D ie Kriterien für Nachhaltig-
keit, die Biokraftstoffe eigentlich 
erfüllen müssten, um subventi-

oniert zu werden, sind wenig aussa-
gekräftig, voller Schlupflöcher, und sie 
werden unzureichend angewendet. Das 

bei weitem größte Problem ist, dass 
darin Verlagerung überhaupt nicht 
vorkommt. Wenn landwirtschaftliche 
Flächen verloren gehen, weil darauf 
Biokraftstoffe produziert werden, re-
agiert der Markt auf zweierlei Weise: 

einerseits senken höhere Preise den 
Verbrauch und andererseits erhöhen 
sie das Angebot. Beides führt zu un-
angenehmen Nebenwirkungen. Die 
Verringerung der Nachfrage geschieht 
zumindest teilweise dadurch, dass die 
ärmsten Menschen weltweit ihren Nah-
rungsmittelkonsum einschränken. Das 
Angebot wird vor allem durch die Aus-
weitung der landwirtschaftlichen An-
baufläche erhöht. Dies geschieht oft auf 
Kosten natürlicher Lebensräume wie 
beispielsweise von Regenwäldern und 
Grünland, beides Schatzkammern für 
Artenvielfalt und Kohlenstoffspeiche-
rung. Letzteres Phänomen wird als in-
direkte Landnutzungsänderung (ILUC, 
indirect land use change) bezeichnet. 

Eine verfehlte Politik 
Es gibt inzwischen eine ganze Reihe 
wichtiger Belege, wonach ILUC dar-
auf hinausläuft, dass der gegenwärti-
ge Biokraftstoffverbrauch der EU die 
Treibhausgasemissionen in Wirklich-
keit erhöht, statt sie zu senken. Drin-
gende Korrekturen der EU-Politik sind 
erforderlich: die Verwendung (bezie-
hungsweise die Subventionierung) 
der schlimmsten Biokraftstoffe muss 
eingeschränkt werden, und Nachhal-
tigkeit muss auf einer ehrlichen Koh-
lenstoffbilanzierung basieren, die die 
ILUC-Emissionen mitberücksichtigt. 
Schließlich hat die EU versprochen, den 
Klimawandel zu bekämpfen und zum 
ökologischen Umbau der Wirtschaft 
beizutragen. Die EU-Politik hat jedoch 
zu einer Beeinträchtigung des Klimas 
und der Ökosysteme weltweit und zu 
einer Welle von Landraub geführt. 

Leider beschränkt sich die Katast-
rophe nicht auf Biokraftstoffe. Durch 
das völlige Fehlen von JEGLICHEN 
Kriterien im Hinblick auf Biomasse (Bio-
energie, die nicht zu den flüssigen Kraft-
stoffen zählt) sind sogar noch höhere 
Subventionen in die falsche Art von Bio-
masse geflossen. Biogas ist potenziell 
eine wunderbare Technologie, mit der 
organische Abfälle in saubere Energie 
und wertvollen Dünger umgewandelt 
werden können. Das meiste Biogas, 
insbesondere in Deutschland, wird 
gegenwärtig jedoch aus Nahrungsmit-
telpflanzen (vor allem Mais) auf erst-
klassigem Agrarland erzeugt. Dadurch 
entstehen genau dieselben ILUC-Pro-
bleme wie bei Biokraftstoffen. Es gibt 
jetzt europäische Regionen, in denen 
der Hauptanteil der Maisproduktion 
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zur Erzeugung von Biogas verwendet 
wird und die Viehzuchtbetriebe dann 
auf importiertes Futter angewiesen 
sind. In vielen Gebieten werden Dau-
ergrünflächen, unter anderem auch in 
Schutzgebieten, umgepflügt, um Platz 
für Maisanbau zu schaffen. Ein Teil des 
Biogases entweicht auch und führt 
zusätzlich zu den CO2-Emissionen zu 
starken Methanemissionen. 

Eine weitere »falsche Technologie«, 
die durch den Impuls fehlgeleiteter 
Subventionen explosionsartig zuge-
nommen hat, ist das Verbrennen von 
Holz zur Stromerzeugung. Die Energie-
versorger erhoffen sich dringend einen 
neuen Aufschwung für veraltete Koh-
lekraftwerke, die sie eigentlich schlie-
ßen müssten. Windkraft, Solarenergie 
und andere erneuerbare Energien sind 
eine größere Herausforderung, die Ver-
feuerung von Holzpellets gemeinsam 
mit Kohle ist dagegen eine geschick-
te faule Ausrede, solange man so tun 
kann, als ob das Verbrennen von Holz 
keine CO2-Emissionen erzeugt, wie es 
nach den gegenwärtigen Richtlinien 
gestattet ist. Leider ist dies nicht der 
Fall. Das Verbrennen von Holz ver-
ursacht über den Schornstein mehr 
CO2-Emissionen. Die angenommene 
Vermeidung von Emissionen erfolgt 
indirekt; sie basiert auf Annahmen zur 
Landnutzung (im Wesentlichen, dass 
ein künftiges schnelleres Wachstum von 
Bäumen die anfänglichen Emissionen 
aus der Verbrennung innerhalb eines 
angemessenen Zeitraums aufwiegen 
wird). Als Wissenschaftler damit be-
gannen, die Zahlen durchzurechnen, 
kam heraus, dass die Kalkulation ein-
fach nicht stimmte. Wenn natürliche 
Lebensräume in Plantagen verwandelt 
werden, entstehen bereits im Vorfeld 
riesige Mengen CO2-Emissionen, und 
die Nutzung von Agrarland führt zu 
ILUC-Emissionen. Mit der Holzernte in 
Wäldern ist es nicht wesentlich anders; 
fast überall weltweit kann man Wälder 
ohne irgendeine »Landnutzungsände-
rung« abholzen. Das ist jedoch ein sta-
tistisches Artefakt. In Wirklichkeit gerät 
man dabei in eine »Kohlenstoffschuld«, 
die man eventuell erst in Jahrzehnten 
oder Jahrhunderten zurückzahlen kann. 
Die Gemeinsame Forschungsstelle der 
Europäischen Kommission hat vorhan-
dene Untersuchungen überprüft und 
ist zu dem Schluss gekommen, dass die 
Kohlenstoffbilanz bei Holzbrennstoffen 
genauso fehlerhaft ist, wie diejenige 

für Biokraftstoffe. Inzwischen werden 
Horrorgeschichten, an die wir uns im 
Zusammenhang mit Biokraftstoffen ge-
wöhnt haben, auch im Hinblick auf Holz-
pellets berichtet: Natürliche Wälder mit 
großer Artenvielfalt werden angeblich 
abgeholzt, um Energie zu produzieren, 
die genauso schmutzig ist wie Kohle 
(und wodurch auch die weitere Ver-
brennung von Kohle ermöglicht wird). 
Ein besonders gutes Beispiel dafür 
ist, was im Südosten der USA passiert 
(siehe beispielsweise http://www.nrdc.
org/energy/forestnotfuel/enviva-wood-
pellets.asp). 

Hoffnungsschimmer… 
Die Story im Hinblick auf indirekte 
Landnutzungsänderung (ILUC) ist lang 
und alles andere als gradlinig. Ein Tief-
punkt war erreicht, als NRO die Kom-
mission vor Gericht bringen mussten, 
um sie zu zwingen, ihre eigenen Stu-
dien über ILUC freizugeben. Da die 
Kommission nicht länger in der Lage 

ist, die Probleme zu verdrängen, hat 
sie einen halbherzigen Vorschlag ge-
macht, die Richtlinien zu Biokraftstof-
fen zu korrigieren. Dieser Vorschlag 
wird derzeit vom Ministerrat und dem 
Europaparlament debattiert. Von einer 
entscheidenden Abstimmung, die im 
Europaparlament für den 11. September 
geplant ist, hängt viel ab. Bei einer rich-
tungsweisenden Entscheidung im Um-
weltausschuss im Frühsommer wurden 
Änderungen beschlossen, die darauf 
abzielen, die Nutzung landhungriger 
Biokraftstoffe einzuschränken, eine 
ehrliche Kohlenstoffbilanzierung einzu-
führen, die die ILUC-Emissionen mitbe-
rücksichtigt, und Schutzvorkehrungen 
für die sogenannten »fortgeschrittenen 
Biokraftstoffe« anzuwenden. Ange-
sichts wütender Lobbyaktivitäten der 
Biokraftstofflobby und eines wesent-
lich abgeschwächten Textes, der vom 
Energie- und Verkehrsausschuss vor-
geschlagen wird, wird es im Plenum 
einen Showdown geben. Eine sehr 
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breite NRO-Koalition hat die »Stop 
bad biofuels«-Kampagne1 ins Leben 
gerufen und versucht auf diese Weise, 
im Hinblick auf Biokraftstoffe eine echte 
Kehrtwende zu erreichen. Die Koaliti-
on stellt den Mitgliedern des Europa-
parlaments im Wesentlichen folgende 
Frage: Setzen Sie sich für Maßnahmen 
zum Klimaschutz, für gefährdete Be-
völkerungsgruppen und Regenwälder 
ein? Oder lassen Sie sich von der Lobby 
einer stark subventionierten Industrie 
unter Druck setzen, die weiter an einer 
verfehlten Technologie verdienen will? 

…und Verweigerungshaltung
Inzwischen ist herausgekommen, dass 
die Generaldirektion (GD) Energie die 
»Sauregurkenzeit« während der Som-
merferien genutzt hat, um innerhalb 
der Kommission ein Paket von »Nach-
haltigkeitskriterien« für Biomasse vor-
zuschlagen, die zur Lösung der grund-
legenden Umweltprobleme, nämlich 
der Nutzung von Holz als Brennstoff 
und der Erzeugung von Biogas aus 
Energiepflanzen, in keinster Weise 
beitragen. Die GD Energie schlägt vor, 
die Beweislage weiterhin zu ignorieren 
und die Verbrennung von Biomasse als 
kohlenstoffneutral zu betrachten. Die-
ser Vorschlag läuft darauf hinaus, die 
Kohlenstoffschuld weiterhin zu ignorie-
ren und entspricht noch nicht einmal 
den eigenen Vorschlägen der Kommis-
sion zu ILUC. Er trägt auch nichts zur 
Verbesserung der Ressourceneffizienz 
bei, die ein Hauptproblem darstellt, da 
insbesondere bei Holz viele der Auswir-
kungen auf das Klima von der Effizienz 
der Holzverbrennung abhängen. Der 
GD Energie scheint an der Zukunft un-
seres Planeten so wenig zu liegen, dass 
sie sogar vorschlägt, das Abholzen von 
Primärwäldern (was gemäß der derzeit 
geltenden Kriterien für Biokraftstoffe 
absolut verboten ist) zu gestatten. Nach 
jahrelangen Debatten und Studien fällt 
es schwer, die mitten im Sommer gefäll-
te Entscheidung, absolut gar nichts zu 
tun, den anderen Abteilungen der Kom-
mission gegenüber nicht als schmutzi-
gen Trick im Interesse der mächtigen 
Industrie zu interpretieren. Man kann 
nur hoffen, dass die Beamten aus an-
deren GDs, wenn sie aus den Ferien 
zurückkommen, genau mit exakt der 
Empörung reagieren, die solche Vor-
schläge verdienen. 

Die nächsten Wochen werden ent-
scheidend sein. Ein starkes Votum des 

Europaparlaments zu ILUC bietet die 
größte Chance, das angerichtete Cha-
os zu beseitigen und wieder eine ver-
antwortungsvolle Richtung einzuschla-
gen. Selbst wenn das Parlament für 
eine vernünftige ILUC-Gesetzgebung 
stimmt, stehen harte Verhandlungen 
an. Der Europäische Rat ist zutiefst ge-
spalten, die Kommission anscheinend 
ebenso. Es gibt jedoch wenigstens eine 
konkrete Chance, weiteren Schaden zu 
vermeiden. Wenn wir die Nutzung land-
hungriger Biokraftstoffe auf das derzei-
tige Niveau begrenzen können, könnten 
wir Millionen Hektar Regenwald retten 
und viel menschliches Leid vermeiden. 
Wenn damit begonnen würde, die tat-
sächlichen Treibhausgasemissionen zu 
berücksichtigen, wäre dies eine starke 
Botschaft für die Industrie, dass nur 
dann Subventionen zu erwarten sind, 
wenn sie mit Technologien und Zulie-
ferketten aufwarten kann, die echten 
Nutzen für das Klima bringen. Durch 
die Einführung solider Schutzvorkeh-
rungen für sogenannte »fortgeschrit-
tene Biokraftstoffe« kann sichergestellt 
werden, dass neue Industrien die Fehler 
der alten nicht wiederholen. 

Hoffnung an der Biomasse-Front zu 
schöpfen, ist nicht ganz so einfach. Die 
Kommission sollte zumindest die unzu-
lässigen Vorschläge der GD Energie 
verwerfen, die in keinster Weise dazu 
beitragen würden, die Probleme zu 
lösen und EU-Mitgliedsstaaten daran 
hindern würden, eigene Korrektur-
maßnahmen zu ergreifen. Angesichts 
des kompletten Versagens bei der 
Einführung glaubwürdiger Nachhal-
tigkeitskriterien ist jetzt ein anderer, 
grundlegenderer Ansatz geboten. Die 
Kommission muss mit einer neuen Kon-
zeption aufwarten und Vorschläge für 
eine umfassendere, vernünftigere Bio-
energiepolitik vorlegen. 

Böden und das, was darauf wächst, 
sind knappe Ressourcen. Kohlenstoff 
löst sich nicht einfach in Luft auf. Unsere 
Gesellschaft hat vielfältige Bedürfnisse: 
Nahrungsmittel, Rohstoffe, Energie und 
Ökosystem-Dienstleistungen sind be-
sonders wichtig. Wir müssen wohlüber-
legte Entscheidungen treffen. Schon 
heute beuten wir unser Agrarland und 
viele unserer Wälder übermäßig aus. 
Die Nachfrage nach Nahrungsmitteln 
und die Müllberge wachsen, und wir 
schränken nicht einmal unsere Gier 
nach Rohstoffen ein. Und die Zeit wird 
immer knapper, rechtzeitig entschlosse-

ne Maßnahmen im Hinblick auf den Kli-
mawandel zu ergreifen, was bedeutet, 
uns von fossilen Brennstoffen zu verab-
schieden. Entscheidungen in Bezug auf 
Landnutzung und Biomasse zu treffen, 
ist vielleicht unsere größte Herausfor-
derung. Schließlich sind wir und der 
Rest der Biosphäre Teil der Biomasse, 
die auf dem Spiel steht. Die wissen-
schaftliche Debatte der vergangenen 
Jahre hat uns jedoch zumindest einige 
klare Schlussfolgerungen geliefert: die 
Effizienz steigern; die CO2-Emissionen 
tatsächlich berechnen, statt sich auf An-
nahmen zu stützen; Konsum und Müll 
einschränken; die Wiederverwertung 
von Abfallströmen und die Kaskaden-
nutzung von Rohstoffen begünstigen; 
und Bioenergie dort einsetzen, wo sie 
den besten Beitrag zur Verringerung 
der Treibhausgasemissionen leistet. Es 
gibt mehr als genug zu tun, wenn wir 
den politischen Willen aufbringen. 

 

 

 

  Ariel Brunner

Der Autor ist Leiter der Abteilung EU-Politik bei 
BirdLife Europe.

 1	 http://www.stopbadbiofuels.org/
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Holzverbrennung – eine 
Steinzeittechnologie
Stoffliche Holznutzung nicht immer 
klimaschonend

Ist es nicht genial? Da engagieren sich Umweltverbände seit Jahrzehnten, um 
Wälder zu schützen und den Klimawandel zu verhindern: Gegen den Raubbau 
am Regenwald und für sparsame Papierverwendung; gegen neue Braunkohleta-
gebaue und Fracking. Und dann werden sie von der Forst- und Holzwirtschaft 
rechts überholt: »Wer Bäume fällt, der schützt damit auch das Klima«1. Eine 
Win-Win-Situation wie aus dem Bilderbuch.

W ie das funktioniert, ist 
schnell erklärt: »Wer sein 
Wohnzimmer mit Parkett 

auslegt statt mit Laminat, tut etwas für 
den Klimaschutz. In den Dielen für ein 
20 Quadratmeter großes Wohnzimmer 
etwa stecken 366 Kilogramm CO2 – das 
ist in etwa so viel, wie ein alter Ford 
Fiesta-Benziner auf 2.000 Kilometern 
ausstößt. Wer ein Holzhaus baut, bindet 
sogar den Jahres-CO2-Ausstoß einer 
vierköpfigen Familie.«2 Leider wird bei 
solchen Angaben meist der teilweise 
erhebliche Aufwand für die Herstellung 
vieler Holzprodukte unterschlagen. 

Holzverbrennung nicht 
»klimaneutral«
Auch das Verbrennen von Holz wird als 
Klimaschutzmaßnahme angepriesen. 
Die Erklärung hierfür scheint so plau-

sibel dass sie selten hinterfragt wird: 
»Insgesamt wird aber nur so viel CO2 
freigesetzt, wie vorher durch die Pho-
tosynthese aus der Atmosphäre aufge-
nommen worden ist.« 3 Das gilt übrigens 
auch für alle fossilen Energieträger. 
Häufig werden die Emissionen aus 
der Bereitstellung des Holzes ebenso 
verschwiegen, wie die Emissionen von 
Methan und Kohlenmonoxid, die auch 
beim Heizen mit Holz entstehen.

Es kommt immer darauf an, mit wel-
cher Option man den Vergleich anstellt: 
Wer Holz verheizt, kann durchaus auf 
fossile Alternativen wie Heizöl verzich-
ten. Dass dieses dann als Dieselkraft-
stoff verfahren wird, sei hier nur am 
Rande erwähnt. Doch wer Holz ver-
brennt das auch stofflich verwendbar 
wäre, verhindert aus Klimaschutz-Sicht 
meist bessere Alternativen der Holz-

verwendung und handelt damit klima-
schädlicher.

Stoffliche Holzverwendung – nur in 
Maßen sinnvoll 
Die Herstellung langlebiger Holzpro-
dukte die am Ende ihrer Gebrauchsdau-
er immer noch verbrannt werden kön-
nen, ist meist klimafreundlicher als die 
Verbrennung des knappen Rohstoffes. 
Umweltfreundlicher sind Holzprodukte 
zum einen, weil ihre Herstellung in der 
Regel weniger Energie verbraucht als 
die Erzeugung von funktionsgleichen 
Produkten aus Stahl, Beton oder Kunst-
stoffen. Zum anderen müssen langlebi-
ge Holzprodukte nicht so oft ersetzt 
werden, was ja den Energieaufwand 
für ihre Herstellung vermeidet. Prob-
lematisch ist dennoch, dass inzwischen 
versucht wird, die Klimaschutzwirkung 
der Holznutzung gegen den Schutz der 
biologischen Vielfalt auszuspielen. »Wer 
das Klima schützen will, muss seinen 
Wald bewirtschaften – also immer wie-
der Bäume fällen anstatt die Natur ein-
fach sich selbst zu überlassen.«4 Denn 
im Gegensatz zu forstlich genutzten 
Wäldern, in denen immer wieder Bäu-
me gefällt werden, führe das Belassen 
von Totholz (Biotopholz!) und die »Still-
legung« von Waldflächen dazu, dass das 
Holz ungenutzt im Wald verrotten und 
damit Treibhausgase ausstoßen würde. 
Demgegenüber sei es doch sinnvoller, 
den Wald durch fortwährende Holzent-
nahme zu schnellerem Wachstum anzu-
regen. Mit dem Holz ließe sich Heizöl 
einsparen, außerdem würden große 
Mengen des Kohlenstoffs in den Holz-
produkten gespeichert. 

Auch hier ist die Faktenlage nicht so 
einfach. So entsteht beispielsweise bei 
der Herstellung von Fertigparkett viel 
mehr Kohlendioxid, als im Produkt ge-
speichert bleibt. Auch andere Holzpro-
dukte benötigen zu ihrer Herstellung 
viel Energie, was ihren Klimaschutzbei-
trag teilweise massiv einschränkt. Einen 
Überblick vermittelt eine Studie des 
von-Thünen-Institutes5, die zum Beispiel 
bei Fertigparkett zum Ergebnis kommt, 
dass der Anteil an eingesetzter Energie 
etwa dem Zwölffachen des Energiein-
halts des Produktes entspricht. Für 
andere Holzprodukte ist die Bilanz viel 
günstiger, doch liegen hochveredelte 
Holzprodukte und alle Holzwerkstoffe 
bei Energieeinsätzen, die mindestens 
der aus ihnen rückgewinnbaren Ener-
gie entsprechen oder über diese hin-
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ausgehen. Zwar hat die Herstellung an-
derer (nicht-Holz-) Baustoffe meist noch 
schlimmere Klimafolgen. Doch im Ver-
gleich zur Alternative, die Holzvorräte 
im Wald zu erhöhen oder auf wenigen 
Prozent der Waldfläche den Holzein-
schlag zu unterlassen, schneiden viele 
Holzerzeugnisse wohl nicht ganz so gut 
ab wie häufig behauptet wird. Die Emp-
fehlung, für den Klimaschutz möglichst 
viel Holz zu verbauen erinnert denn 
auch an das Ansinnen, möglichst viele 
Energiesparlampen einzuschalten, um 
möglichst viel Energie zu sparen.

Holz statt Nationalparks?
Auch Naturschutzverbände begrüßen 
die Verwendung von Holz, das nicht 
nur ein erneuerbarer Rohstoff ist, son-
dern auch zahlreiche andere Vorzüge 
hat. Doch bei aller Umwelt- und Kli-
mafreundlichkeit darf dies nicht dazu 
führen, dass andere wichtige Aufgaben 
vernachlässigt werden. So häufen sich 
die Versuche einiger Akteure, die Stei-
gerung des Holzeinschlages und den 
zweifellos vorhandenen, aber doch 
nicht so gigantischen Klimanutzen der 
Holzverwendung als Vorwand zu be-
nutzen, den Schutz der biologischen 
Vielfalt zu behindern. So kritisieren bei-
spielsweise einige Interessenverbände 
der Holzwirtschaft die Bemühungen zur 
Einrichtung von Waldnationalparks 6, 7. 
Die Botschaft lautet: Klimaschutz durch 
Holzverwendung.

Doch auch hier ist die Bilanzierung 
der Senken-Leistung von Wäldern 
und dem Holzproduktespeicher sehr 
umstritten. Ein Gutachten, das von 
GREENPEACE in Auftrag gegeben 
wurde kommt hier zu anderen Ergeb-
nissen als die Gegner der Unterschutz-
stellung von Wäldern8. Wälder, die in 
Deutschland sich selbst überlassen wer-
den, speichern über viele Jahrzehnte 
hinweg große Mengen an Kohlenstoff. 
Erst nach 200 oder noch mehr Jahren 
dürften geschützte Wälder in einem Zu-
stand sein, in dem zusätzliches Wachs-
tum stark nachlässt. Eine ökologische 
Waldnutzung erhöht die Vorräte an 
Holz und Biotophölzern und damit den 
Kohlenstoffspeicher.

Doch ganz gleich, ob die Unter-
schutzstellung von 5 Prozent der 
Waldfläche wegen der verringerten 
Holzernte aus Klimaschutzgründen 
geringfügig besser oder schlechter 
abschneiden würde als die Fortfüh-
rung der Holzwirtschaft: Der Schutz 

der Biologischen Vielfalt bleibt mit der 
Umsetzung der Ziele der entsprechen-
den Nationalen Strategie eine wichti-
ge Aufgabe. Sie kann und darf nicht 
anderen Interessen geopfert werden, 
auch nicht für einen zwar erfreulichen, 
aber vermutlich relativ bescheidenen 
Beitrag der Holzverwendung zum Kli-
maschutz. Vor allem dann nicht, wenn 
in fast allen anderen Bereichen die 
Maßnahmen, Klimaschutz zu fördern, 
unterbleiben und stattdessen neue 
Braunkohletagebaue propagiert wer-
den, wie dies in Nordrhein-Westfalen 
und in Brandenburg derzeit geschieht, 
oder wenn Maßnahmen für sparsame-
re Autos oder gar eine Verkehrswende 
unterbleiben.

Das Verbrennen von Holz ist nicht 
klimaneutral!
Es sollte nur das Holz energetisch ge-
nutzt werden, das anderweitig nicht 
verwertbar ist. Wer zu viel Holz aus dem 
Wald holt oder durch Holzverbrennung 
dessen stoffliche Nutzung verhindert, 
schadet auch dem Klimaschutz. Darum 
muss die Verbrennung dieses knappen 
Rohstoffes begrenzt werden.

Holz möglichst stofflich verwenden 
statt es zu verbrennen
Im Vergleich zur Holzverbrennung spart 
die stoffliche Verwendung viele Emissi-
onen ein, und zwar vor allem durch den 
Ersatz von energieintensiven Baustof-
fen wie Beton, Stahl oder Kunststoffen. 
Doch auch der Energiebedarf für die 
Herstellung der Holzprodukte kann er-
heblich sein. Langlebige Produkte sind 
darum besser, weil sie nicht so häufig 
ersetzt werden müssen.

Eine zu intensive Holznutzung 
verringert die Kohlenstoffvorräte 
der Wälder
Der Abbau von Holz- und Humusvorrä-
ten ist bei intensiver Holznutzung auch 
für den Klimaschutz schädlich. Die da-
mit verbundene Verringerung des Koh-
lenstoffspeichers Wald wird durch die 
geringe zusätzliche Speicherung von 
Kohlenstoff in Holzprodukten nicht 
ausgeglichen.

Klimaschutz und Schutz der 
Biologischen Vielfalt nicht 
gegeneinander ausspielen
Beide Ziele ergänzen und bedingen 
sich gegenseitig. Wälder dürfen nicht 
auf ihre Funktion als Kohlenstoffspei-

cher reduziert werden. Wo durch die 
Schaffung von Schutzgebieten die 
Erzeugung von Holz verringert wird, 
müssen wir entsprechende Mengen 
durch sparsamere und effizientere Ver-
wendung einsparen, damit nicht andere 
Wälder für unseren Holzverbrauch zer-
stört werden. Zum Beispiel mit sparsa-
meren Holzöfen, Wärmedämmung und 
der Halbierung des Papierverbrauches.

Nutzung fossiler Energieträger 
einschränken
Wir müssen die Ausbeutung und Ver-
brennung von Öl, Kohle und Erdgas 
drastisch reduzieren, denn schon mit 
der Nutzung der heute bekannten 
Vorräte würde es zu einer dramatischen 
Klimakatastrophe kommen. Andernfalls 
bleibt Brennholz ebenso wie andere 
Bioenergieträger nur eine zusätzliche 
Energiequelle.

 

 

 

  László Maráz

Der Autor koordiniert die Verbände- 
und Dialogplattform »Waldbiodiversität 
lebensraumtypisch erhalten, fördern, entwickeln 
und vernetzen« beim Forum Umwelt und 
Entwicklung. 

1	 http://www.rga-online.de/rga_106_110362050-
2-_Wer-Baeume-faellt-schuetzt-damit-auch-
das-Klima.html

2	 http://www.rga-online.de/rga_106_110362050-
2-_Wer-Baeume-faellt-schuetzt-damit-auch-
das-Klima.html

3	 http://www.klima-sucht-schutz.de/
mitmachen/beitrag/article/holz-feuer-wie-
viel-co2-entsteht.html

4	 http://www.rga-online.de/rga_106_110362050-
2-_Wer-Baeume-faellt-schuetzt-damit-auch-
das-Klima.html

5	 http://www.holzundklima.de/projekte/
oekobilanzen-holz/docs/Rueter-
Diederichs_2012_OekoHolzBauDat.pdf

6	 http://www.rohholzverbraucher.de/sites/
aktuelles_pressemitteilungen.php

7	 http://www.saegeindustrie.de/sites/
pressemitteilungen.php

8	 http://www.greenpeace.de/fileadmin/gpd/
user_upload/themen/waelder/20130527-
Klima-Wald-Studie.pdf
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Mit Privatinteressen 
Hunger besiegen? 
Die »Neue Allianz für Ernährungssicherheit« 
der G8-Staaten im Blickpunkt 

Große Konzerne des Agribusiness und der Ernährungsindustrie betreten ver-
stärkt die entwicklungspolitische Arena und gebärden sich als die neuen Agenten 
im globalen Kampf gegen Hunger und Armut. Unterstützt werden sie dabei von 
zahlreichen Regierungen aus dem globalen Norden und einigen Regierungen 
aus dem globalen Süden. Bei mehreren politischen Initiativen und Prozessen 
spielen bekannte Konzerne wie Monsanto, Yara, Nestlé, Bayer Crop Science oder 
BASF eine prominente Rolle; zum Beispiel bei der »German Food Partnership« 
der Bundesregierung oder bei der »Neuen Allianz für Ernährungssicherheit« 
der G8-Staaten (G8NA).

D ie »Neue Allianz für Ernäh-
rungssicherheit« der G8 (G8NA) 
startete 2012 auf Bestreben von 

US-Präsident Obama. Bis zum Jahr 
2022 soll sie insgesamt 50 Millionen 
Menschen in Sub-Sahara Afrika aus 
der Armut befreien – mittels privater 
Investitionen in die Landwirtschaft. Die 
G8NA umfasst die G8-Regierungen, 
die Privatwirtschaft und einige afri-
kanische Regierungen. 2012 wurden 
Partnerschaftsabkommen mit sechs 
afrikanischen Staaten abgeschlossen: 
Äthiopien, Burkina Faso, Elfenbeinküs-
te, Ghana, Mosambik und Tansania. Neu 
dazugekommen sind beim diesjährigen 
G8-Gipfel Benin, Nigeria, Malawi und 
mit dem Senegal wurde zwar noch kein 
Abkommen unterzeichnet, aber Ge-
spräche laufen. Die G8NA zielt darauf 
ab, die strukturellen Rahmenbedingun-
gen in den Ländern des globalen Sü-
dens durch Reformen so zu verändern, 
dass sich private Investitionen lohnen. 
Anders ausgedrückt: Hungerbekämp-
fung wird zum Geschäftsmodell und 
Wirtschaftsindikatoren werden auf ein-
mal zu Armutsbekämpfungsindikatoren.

Politik ohne die Betroffenen
Die G8NA hat den Anspruch, eine In-
itiative von Regierungen, Unterneh-
men und der Zivilgesellschaft zu sein. 
Bislang wird sie diesem nicht gerecht: 
Verbände von afrikanischen Kleinbäu-
erinnen und Kleinbauern und andere 
zivilgesellschaftliche Organisationen 
werden kaum oder auf fragwürdige Art 
und Weise eingebunden und wenden 
sich öffentlich gegen die G8NA – zuletzt 
Mitte August 2013 in einer Pressemittei-
lung der Allianz für Ernährungssouverä-
nität in Afrika, einem Zusammenschluss 
von Netzwerken in 50 afrikanischen 
Ländern, die kleinbäuerliche Produ-
zentinnen und Produzenten, indigene 
Gemeinschaften und zahlreiche Or-
ganisationen aus der Zivilgesellschaft 
repräsentieren. Ganz im Gegenteil 
erschwert mangelnde Transparenz die 
gesellschaftliche Beteiligung und die 
wechselseitige Rechenschaftspflicht 
der G8NA-Partner. So verfügt die 
G8NA weder über einen eigenen In-
ternetauftritt noch über ein Sekretariat, 
das Berichte zur Umsetzung der Pläne 
bereitstellt. Hier ist gerade auch die 
Bundesregierung in der Pflicht und fällt 
in puncto Transparenz sogar noch hin-
ter die Abkommen von 2012 zurück. Das 
von ihr verantwortete Partnerschaftsab-
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kommen mit Benin wurde zuerst in eng-
lischer Sprache erstellt, obwohl Benin 
ein frankophones Land ist. Bis heute ist 
das Partnerschaftsabkommen im Inter-
net noch nicht auf Französisch zu fin-
den. Auf welcher Grundlage sich dann 
die dortige Zivilgesellschaft und vor 
allem kleinbäuerliche Produzentinnen 
und Produzenten an der weiteren Dis-
kussion um das Abkommen beteiligen 
sollen, ist völlig unklar. Im Jahr 2012 la-
gen für die Elfenbeinküste und Burkina 
Faso fast zeitgleich die Abkommen in 
englischer und französischer Sprache 
vor.

Was der Zivilgesellschaft an Teilha-
be verwehrt wird, bekommen Agribusi-
ness und die Ernährungsindustrie: Die 
Konzerne nehmen direkt Einfluss auf 
strukturelle Reformen in den Ländern 
des globalen Südens und die Entwick-
lungszusammenarbeit (EZ) orientiert 
sich immer stärker am Kerngeschäft 
der Konzerne. 

Investorenfreundliche Reformen in 
den Zielländern
Die afrikanischen Staaten verpflichten 
sich sehr konkret zu tiefgreifenden 
strukturellen Reformen in Bereichen, 
die aus Ernährungssicherheits- und 
Menschenrechtsperspektive hochsen-
sibel sind. Die in den Partnerschafts-
abkommen aufgeführten Reformen 
zielen auf die aktive Förderung eines 
industriellen Agrarmodells – und neh-
men alle negativen sozialen und öko-
logischen Folgen in Kauf. Dazu zählt 
auch die Förderung von privatwirt-
schaftlichen Investitionen etwa bei 
Saatgut, Düngemitteln oder Pestiziden 
sowie in Ackerland. In fast allen Part-
nerschaftsabkommen verpflichten sich 
die afrikanischen Staaten ihre Saatgut-
gesetzgebungen im Sinne der großen 
Saatgutkonzerne zu reformieren. Die 
Auswirkungen sind am eindrucksvolls-
ten in Mosambik zu sehen, wo die Ver-
teilung von frei verfügbarem und nicht 
modifiziertem Saatgut verboten und 
»moderne« Eigentumsrechte an Saat-
gut gesetzlich verankert werden sollen. 
Und das, obwohl über 80 Prozent des 
Saatgutes noch informell erzeugt und 
gehandelt wird. An den Beispielen Ma-
lawi und Nigeria zeigt sich, dass mit der 
G8NA auch Druck auf andere afrikani-
sche Staaten ausgeübt werden soll. Bei-
de Staaten verpflichten sich, die hoch 
umstrittenen und massiv kritisierten 
und daher noch nicht verabschiedeten 

Saatgutgesetzgebungen der jeweiligen 
afrikanischen Regionalgemeinschaften, 
wie COMESA oder SADC, umzusetzen. 
Staaten, die sich bisher den neuen Ge-
setzgebungen verwehren werden so 
unter Zugzwang gesetzt. Ebenso wie 
Saatgut zieht sich das Thema groß-
flächige Landinvestitionen durch fast 
alle Abkommen. In Äthiopien sollen 
Investoren leichteren Zugang zu Land 
und anderen natürlichen Ressourcen 
bekommen, damit sie auf den Agrar-
flächen kommerzielle Landwirtschaft 
betreiben können. Malawi erklärt sich 
bereit, bis Juni 2015 200.000 Hektar 
Land für großflächige Investitionen 
auszuschreiben.

Das Agribusiness und die 
Ernährungsindustrie dominieren die 
G8NA
Unternehmen und Finanzdienstleister 
verfassen unverbindliche Absichts-
erklärungen, in denen sie darstellen, 
welche Investitionen sie im Rahmen 
der G8NA in den kommenden Jahren 
tätigen wollen. Diese umfassen ein 
Investitionsvolumen von über neun 
Milliarden US-Dollar – sofern das auf-
grund der intransparenten Datenlage 
überhaupt nachvollzogen werden kann. 
Der mit Abstand größte Anteil des In-
vestitionsvolumens kommt aus Europa 
und Nordamerika, einige Investoren 
kommen auch aus Schwellenländern. Zu 
ihnen zählt der indische Konzern United 
Phosphorous Limited, einer der wich-
tigsten Hersteller von Phosphordünger 
weltweit. Auch afrikanische Unterneh-
men sind Teil der G8-Initiative. Eine 
nähere Betrachtung zeigt allerdings, 
dass einige der Unternehmen mit Sitz 
in einem der neun afrikanischen Län-
der selbst internationale Akteure der 
Privatwirtschaft sind. 

Food Concepts aus Nigeria beispiels-
weise ist ein international agierendes 
Fast-Food-Unternehmen. Sein Beitrag 
zur Hungerbekämpfung besteht darin, 
die Eröffnung neuer Filialen der Ket-
te »Chicken Republic« anzukündigen. 
Hinzu kommt, dass einige afrikanische 
Unternehmen durch ausländische Geld-
quellen finanziert werden. So ist Agrica 
als tansanisches Unternehmen gelistet, 
läuft aber unter britischen Eigentümern 
und wird über finnische und norwegi-
sche Investmentfonds finanziert. Das 
Unternehmen betreibt auf einer Fläche 
von 5.000 Hektar die größte Reisfarm 
Ostafrikas.

Geschäftsmodelle hinter den 
Reformen – wer profitiert?
Hinter den geplanten Reformen und 
Investitionsvorhaben steht die wirt-
schaftsliberale Vorstellung, Kleinbäue-
rinnen und Kleinbauern könnten durch 
private Unternehmen des Agribusiness 
und der Ernährungsindustrie aus der 
Armut »gehebelt« werden, indem man 
sie in Wertschöpfungsketten integ-
riert. Das soll zu Einkommensstabilität, 
verbesserter Produktivität im Anbau, 
Zugang zu Dienstleistungen und zur 
Schaffung von Arbeitsplätzen führen. 
Sogenannte inklusive Geschäftsmo-
delle sind in ihrer Reichweite jedoch 
äußerst begrenzt. Wissenschaftliche 
Studien gehen davon aus, dass nur 
zwischen zwei bis maximal 25 Prozent 
der Kleinbäuerinnen und Kleinbauern 
weltweit in solche Ketten integriert 
werden können – der Rest bleibt auf 
der Strecke. 

Ein zentrales Instrument zur Ein-
bindung von Kleinbäuerinnen und 
Kleinbauern in konzerndominierte 
Wertschöpfungsketten ist der Ver-
tragsanbau. In der Tat kann er klein-
bäuerlichen Betrieben Preis- und 
Abnahmegarantien bieten und die 
Gefahr von Preisschwankungen ver-
ringern. Die Entwicklungspotenziale 
von Vertragsanbau können jedoch 
nicht losgelöst von den Machtasym-
metrien zwischen kleinbäuerlichen 
Produzentinnen und Produzenten und 
Ankäufern bewertet werden. Vielfach 
belegt sind zum Beispiel Probleme wie 
Verschuldung durch zu harte Kredit-
bedingungen, Verschlechterung der 
Ernährungssicherung durch Anbau in 
Monokulturen und die Abkehr von der 
Mischproduktion. Gerade in Kontexten 
von liberalisierten Landmärkten kann 
die Ausbreitung des Vertragsanbaus 
zudem die Landbesitzkonzentration 
erheblich forcieren. 

Indikatoren mangelhaft
Eine besondere Schwachstelle sind die 
in den Kooperationsvereinbarungen 
verankerten Indikatoren, um die etwa-
igen Erfolge der Initiative zu messen. 
Drei Indikatoren werden immer wieder 
genannt: Erstens der »Doing Business 
Index«, der Weltbank, zweitens der pro-
zentuale Anstieg privater Investitionen 
in die kommerzielle Produktion und den 
Verkauf von verbessertem Saatgut und 
drittens der Anstieg privater Investitio-
nen im Agrarbereich. 
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Der »Doing Business Index« der 
Weltbank bemisst primär das Investi-
tionsklima für ausländische Investoren, 
dabei insbesondere die Steuerlast für 
Unternehmen, Regeln für den inter-
nationalen Handel oder den Schutz 
geistigen Eigentums. Ein spezifischer 
»Doing Business in Agriculture Index« 
soll in den nächsten drei Jahren entwi-
ckelt werden. 

Die Auswahl der Erfolgsindikatoren 
macht die wahren Zielvorstellungen 
der G8NA deutlich: Es geht weder 
um den Rückgang der Zahl unterer-
nährter Menschen noch um höhere 
Einkommen von Kleinproduzentinnen 
und Kleinproduzenten und auch nicht 
um nachhaltige Produktionsmethoden 
oder einen besseren Zugang zu Land 
für kleinbäuerliche Produzent/innen. 
Hätte man Indikatoren mit Bezug auf 
bestehende Leitlinien, wie etwa die 
FAO-Leitlinien zum Recht auf Nahrung 
(»Freiwilligen Leitlinien zur Unterstüt-
zung der schrittweisen Verwirklichung 
des Rechts auf Nahrung im Kontext 
nationaler Ernährungssicherung«) ge-
wählt, wäre auch die Ausrichtung der 
politischen Reformen und Investitionen 
eine grundlegend andere.

Fragen der Kohärenz nicht 
berücksichtigt
Betrachtet man die Absichtserklärun-
gen des afrikanischen Agribusiness in 
den neun vorliegenden Kooperations-
abkommen, so sticht ins Auge, dass hier 
ein Kohärenzproblem in den Politiken 
der G8-Staaten besteht.

In Benin verpflichtet sich eine lo-
kale Firma ihren Geflügelschlachthof 
mit einer Verarbeitungskapazität von 
derzeit 75 Tonnen jährlich weiter aus-
zubauen und neue Geflügelmäster 
für die Produktion zu gewinnen. Wie 
dieses Projekt auf Dauer Erfolg haben 
soll ist angesichts von Geflügelfleisch-

exporten nach Benin  – allein aus der 
Europäischen Union im Umfang von 
knapp 140.000 Tonnen jährlich – völlig 
fraglich. Diese Exporte beeinträchtigen 
auch das Abkommen mit Nigeria. Dar-
in sind neue Mastkapazitäten zur Pro-
duktion von einer Millionen Hähnchen 
pro Monat zusätzlich geplant. Denn ein 
Großteil der EU-Exporte nach Benin 
wird weiter nach Nigeria geschmug-
gelt. Diese »Schmuggelexporte« stel-
len nach Angaben des nigerianischen 
Geflügelverbandes inzwischen eines 
der größten Probleme für die dortigen 
Mäster dar. Ähnliche Probleme gibt es 
in den Bereichen Milchproduktion oder 
dem Anbau von Tomaten.

Im Sinne der Politikkohärenz muss 
das Problem der Agrarexporte aus den 
Ländern des Nordens, die den Aufbau 
der Produktion im Süden behindern, 
wie schon lange gefordert, endlich an-
gegangen werden. Hier ist die Bundes-
regierung in einer besonderen Pflicht. 

Schluss mit der Förderung des 
Agribusiness
Die G8NA muss entweder radikal ver-
ändert oder beendet werden. Auf kei-
nen Fall darf die Initiative unter den 
gegenwärtigen Vorzeichen erweitert 
werden – das war und ist die Kernfor-
derung deutscher und internationaler 
NGOs. Trotzdem wurde die G8NA 2013 
um drei Staaten erweitert. Insbesonde-
re die Ankündigungen für Nigeria und 
Malawi lassen schlimme Folgen für die 
kleinbäuerliche Landwirtschaft in bei-
den Ländern erahnen. 

Eine stärkere Förderung und mehr 
Investitionen in den Agrarsektor der 
Länder des Südens sind notwendiger 
denn je. Eine zukunftsfähige Landwirt-
schaft, die Armut bekämpft und Hunger 
verringert, benötigt indes eine ganz an-
dere Unterstützung, als sie G8NA und 
ähnliche Initiativen beinhalten. Privat-

wirtschaftliche Initiativen dürfen bei der 
Ausgestaltung politischer Regeln keine 
privilegierte und institutionalisierte Rol-
le spielen. Stattdessen ist das Komitee 
für Ernährungssicherheit (CFS) der 
UN-Ernährungs- und Landwirtschafts-
organisation (FAO) das Gremium, das 
international legitimiert ist, um in land-
wirtschaftlichen Fragestellungen Rich-
tungsentscheidungen zu treffen. Im CFS 
werden gerade allgemeine Prinzipien für 
verantwortungsvolle Investitionen im 
Agrarbereich (rai) in einem partizipati-
ven Prozess entwickelt. Diesem Prozess 
muss Rechnung getragen werden.

Kleinbäuerliche Produzentinnen und 
Produzenten bilden das Rückgrat des 
Ernährungssystems in vielen Ländern 
des globalen Südens. Sie sind zugleich 
die größten Investoren in der Landwirt-
schaft. Daher müssen sie und die Befrie-
digung ihrer Bedürfnisse im Zentrum 
jeglicher Programme zur Hunger- und 
Armutsbekämpfung in ländlichen Re-
gionen stehen. Entsprechend müssen 
Bauernorganisationen zentral an der 
Ausgestaltung von Initiativen beteiligt 
sein. 

Im globalen Süden übernehmen 
Frauen einen sehr bedeutenden Bei-
trag zur Ernährungssicherung. Doch sie 
werden häufig diskriminiert und haben 
nur marginalen Zugang zu Beratungs-
dienstleistungen, Krediten sowie Land 
und anderen wichtigen Ressourcen. 
Frauen und ihre Bedürfnisse müssen 
stärker in Initiativen und Investitionen 
Berücksichtigung finden. Wie der im 
Partnerschaftsabkommen mit Benin 
erwähnte Gender-Indikator umgesetzt 
werden soll, ist nicht ersichtlich. In 
vielen landwirtschaftlichen Bereichen 
müssen kleinbäuerliche Produzentin-
nen und Produzenten durch spezifische 
Programme stärker unterstützt werden. 
Dazu zählt unter anderem die staatliche 
Förderung einer bäuerlich-familienori-
entierten Saatgutproduktion.

Das sind einige Bestandteile eines 
zukunftsfähigen Modells von Land-
wirtschaft und Ernährung  – und die 
funktionieren ganz ohne Monsanto und 
Konsorten.

 

 

 

  Jan Urhahn und Stig Tanzmann

Jan Urhahn ist Referent für Landwirtschaft 
und Ernährung beim INKOTA-netzwerk. Stig 
Tanzmann ist Referent für Landwirtschaft 
bei Brot für die Welt – Evangelischer 
Entwicklungsdienst.
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KfW kohlefrei!
Die »grünste Bank Deutschlands« muss 
sich endlich von der Kohlefinanzierung 
verabschieden

Im Verlauf des letzten Jahres hat sich viel getan bei den öffentlichen Investiti-
onsbanken: Die Weltbank hat eine Leitlinie verabschiedet, in der sie sich weitest-
gehend von der Finanzierung klima- und gesundheitsschädlicher Kohleprojekte 
verabschiedet. Auch die Europäische Investitionsbank (EIB) ist auf dem besten 
Weg zu einer kohlefreien Investitionspolitik, die Nordische Investitionsbank 
schließt Kohleprojekte von Investitionsvorhaben aus und die Präsidenten Ob-
ama und Hollande haben dazu aufgerufen, Kohleprojekte nicht mehr mit Ent-
wicklungsbankgeldern zu fördern. Die staatseigene deutsche Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW) hat leider die Zeichen der Zeit noch nicht erkannt. 

Z u den zwölf Kohleprojekten, 
die sie bereits weltweit fördert, 
sollen nun noch Kredite in Höhe 

von über 600 Millionen Euro für ein 
Braunkohlekraftwerk in Griechenland 
hinzukommen. Dagegen wehren sich 
klima-allianz deutschland und urge-
wald in der Kampagne »KfW kohle-
frei!« gemeinsam mit Betroffenen aus 
aller Welt.

Falsch verstandene 
Griechenlandhilfe
Die Griechenlandhilfe der KfW könnte 
das Land teuer zu stehen kommen. Be-
reits vor dem Start ist absehbar, dass 
ein KfW-finanziertes Großprojekt von 
Anfang an unrentabel wäre. Würde das 
von der KfW geförderte Kohlekraftwerk 
Ptolemaida-V tatsächlich gebaut, könn-
te dies den griechischen Staatshaushalt 

über Jahrzehnte belasten. Dies geht 
aus einer von Energieexperten im Auf-
trag des WWF erstellten Studie hervor.1 
Bisher ist geplant, dass über KfW-Mittel 
und Hermes-Bürgschaften mehr als 600 
Millionen Euro in das Projekt fließen.

Die WWF-Studie untersucht die 
Wirtschaftlichkeit des Projekts an-
hand verschiedener Szenarien für den 
Wandel der Energiewirtschaft in Grie-
chenland. Dabei zeigt sich für das KfW-
Projekt Ptolemaida-V, dass die Rendite 
des eingesetzten Kapitals nicht nur sehr 
gering wäre. Der absurde Effekt: Gera-
de unter politisch gewollten Rahmen-
bedingungen (schneller Ausbau der 
Erneuerbaren, hohe CO2-Preise) wäre 
die Rendite negativ, und zwar aus rein 
betriebswirtschaftlicher Sicht. Im Klar-
text: Ein Betrieb des Kraftwerks wäre 
nur mit fortlaufenden Subventionen 
möglich. 

Indirekte Subvention: Hoher 
Schadstoffausstoß belastet das 
Gesundheitswesen
Indirekte Subventionen für die Braun-
kohle sind in dieser Rechnung noch 
nicht einmal berücksichtigt. So sind 
selbst die modernsten Braunkohle-
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kraftwerke von allen Energieträgern 
mit dem höchsten Ausstoß von Schad-
stoffen verbunden. Schadstoffe wie 
Stickoxide, Feinstaub oder Quecksilber 
verursachen erhebliche Gesundheits-
kosten – die wiederum auf der Strom-
rechnung nicht auftauchen, sondern 
auf die Allgemeinheit umgelegt wer-
den. Die Europäische Umweltagentur 
EEA beziffert die Gesundheitskosten 
der bereits bestehenden griechischen 
Braunkohlekraftwerke auf 2,3 bis 3,9 
Milliarden Euro – pro Jahr. 

Hinzu kommt: Der Ausbau der Erneu-
erbaren ist nicht nur geboten, damit der 
Ausstoß von Klimagasen und gesund-
heitsschädlichen Schadstoffen sinkt, er 
ist auch politisch gewollt. So empfahl 
beispielsweise Bundeswirtschaftsminis-
ter Rösler dem Land 2011, den Ausbau 
der Solarindustrie als Ausweg aus der 
Wirtschaftskrise voranzutreiben. Und 
auch EU-Energiekommissar Günter 
Oettinger sowie der Bundesverband 
der Deutschen Industrie empfehlen 
Griechenland auf die Erneuerbaren zu 
setzen: »In der Kooperation mit Grie-
chenland sowie den anderen EU-Mit-
telmeeranrainerstaaten stecken gro-
ße Chancen aufgrund ihres enormen 
Potenzials für thermische Solarkraft«, 
sagte BDI-Hauptgeschäftsführer Mar-
kus Kerber.

Unterdessen gab es in Griechenland 
im ersten Halbjahr 2013 überraschend 
einen kleinen Solarboom. Insgesamt 
934 Megawatt Photovoltaikleistung 
wurden nach Angaben des Netzbe-
treibers HTSO bis Ende Juni zugebaut. 
Das sind fast 40 Prozent der bislang 
installierten Leistung  – zur Zeit sind 
insgesamt 2,6 Gigawatt am Netz. Zum 
Vergleich: Im deutlich weniger sonnen-

durchfluteten Deutschland sind es jetzt 
30 Gigawatt mehr. 

Die Kampagne «KfW kohlefrei!»
Unter dem Motto »KfW kohlefrei: Kein 
Kohleprojekt in Griechenland!« pro-
testierte die klima-allianz deutschland 
am 15. August 2013 anlässlich der Ver-
öffentlichung der aktuellen Förderzah-
len vor dem Frankfurter Hauptsitz der 
KfW gegen die Förderpolitik der Bank. 
Gleichzeitig fanden auch in Serbien und 
Südafrika Protestaktionen gegen die 
Kohlefinanzierung der KfW statt. An 
den serbischen und südafrikanischen 
Beispielen zeigt sich besonders deut-
lich, wie sehr das gerne von der KfW 
vorgebrachte Argument, es sei für die 
lokale Bevölkerung manchmal eben 
doch ein Segen, wenn ein »vergleichs-
weise sauberes« neues Kohlekraftwerk 
alte Blöcke ersetzt, ins Leere läuft. 
Durch die Förderung werden korrup-
te Betriebsstrukturen gefestigt, wie es 
nachweislich in Serbien der Fall war2. In 
Südafrika klagt die lokale Bevölkerung 
und NGOs wie Groundwork, dass der 

Strom, der in den neu gebauten Kraft-
werken erzeugt wird, nicht den Men-
schen vor Ort zu Energiesouveränität 
verhilft, sondern stattdessen an stark 
subventionierte Industriestandorte ge-
leitet wird, während die Strompreise für 
die Bevölkerung steigen.

Die Kampagne soll auch im nächsten 
Jahr fortgesetzt werden und weitere 
Länder und Organisationen weltweit 
mit einbeziehen. Und das so lange, bis 
die KfW, die zuständigen Wirtschafts- 
und Finanzministerien und der haupt-
sächlich aus Parlamentarierinnen und 
Parlamentariern bestehende Verwal-
tungsrat die nötigen Konsequenzen 
ziehen: Einen Ausstieg der KfW aus 
der Kohlefinanzierung.

 

 

 

  Mona Bricke

Die Autorin arbeitet seit 2010 bei der klima-
allianz deutschland an der Verhinderung von 
neuen Kohlekraftwerken. Seit 2012 koordiniert 
sie europaweite Bemühungen die klima- und 
gesundheitsschädliche Kohle schnellstmöglich 
zu einem Energieträger der Vergangenheit zu 
machen. 

1	 Studie WWF-Griechenland, Juli 2013: 
»Ptolemaida V and Meliti 2: Economic 
viability report of the new lignite units«: 
http://www.die-klima-allianz.de/wp-content/
uploads/2013/08/LigniteGreece_WWF_long.
pdf

2	 DER SPIEGEL, 1.7.2013: Renaissance des 
Rußes: http://magazin.spiegel.de/reader/
index_SP.html#j=2013&h=27&a=101368224, 
Stand September 2013

 3	 urgewald, April 2013: KfW und 
Kohlefinanzierung – klimaschädliche 
Geschäfte einer »grünen« Staatsbank: http://
urgewald.org/sites/default/files/briefing_
kfwkohle_april2013.pdf
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»Mir hams satt!«
Agrarindustrie und Flächenfraß stoppen

Rund 8.000 Bauern, Umweltschützer und Verbraucher demonstrieren in Mün-
chen für eine bäuerliche, ökologische und gerechte Landwirtschaft – gegen 
Agrarindustrie, Gentechnik, Massentierhaltung und zubetonierte Landschafts-
flächen. 

D as Datum hat Sabine Ober-
maier in ihrem Terminkalender 
dick unterstrichen. Schließlich 

ist es die erste bayrische Großde-
monstration dieser Art und aus Sicht 
der Agrarstudentin, die auch das jun-
ge Bioland im Bundesvorstand vertritt, 
eine durchaus dringende Angelegen-
heit: »Wir können nicht weitermachen 
wie bisher,« betont die junge Frau, » es 
muss sich in der Politik und in den Köp-
fen der Menschen unbedingt etwas än-
dern.« Deshalb sei es wichtig, meint sie, 
dass möglichst viele zur Demo kommen. 
Aufgerufen hatte ein breites Bündnis 
aus Bürgerinitiativen, Verbraucher-, 
Umwelt-, und kritischen Bauernver-
bänden sowie entwicklungspolitischen 
Organisationen. Dabei entstand eine 
kraftvolle Allianz, dem sich Gegner der 
dritten Münchner Start- und Landes-
bahn ebenfalls anschlossen. 

Auftakt am Odeonsplatz
Aus Bayern und dem gesamten Bundes-
gebiet sind sie nach München gereist: 
8.000 Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
sind mit vielfältigen Botschaften ge-
kommen, um für Veränderungen zum 
Schutz der bayrischen Landwirtschaft 
und Landschaft zu demonstrieren. Auf 
dem historischen Odeonsplatz im Zen-
trum der bayrischen Landeshauptstadt, 
wimmelte es von Transparenten, Plaka-
ten und Bannern. Vielseitige Botschaf-
ten wie »Keine Massentierhaltung«, 
»Gentechnik  – nein danke« oder ein 
»Ja zur Artenvielfalt« geeint von der 
Aussage: »Mir ham’s satt«. Eine zentrale 
Forderung der Demonstration war es, 
die weitere Zubetonierung und Verlär-
mung der Landschaft durch unnötige 

Verkehrsprojekte zu beendet. In ihrer 
Rede zur Auftaktkundgebung auf dem 
Odeonsplatz forderte beispielsweise 
Christine Margraf stellvertretend für 
viele Bürgerinitiativen und das Aktions-
bündnis AufgeMUCkt: »Einen Stopp für 
die geplante Straßenbauorgien im Frei-
staat mit über 17 Milliarden Euro Kosten 
und einen sofortigen Stopp aller weite-
ren Planungen für die unnötige dritte 
Startbahn am Münchner Flughafen.« 

Demonstrationszug zur 
Staatskanzlei – bunt, kreativ und 
friedlich
Unter einem strahlend blauen Himmel 
zog der Demonstrationszug schließlich 
vom Odeonplatz in Richtung Staats-
kanzlei. Angeführt wurde er von knapp 
30 Traktoren. Trotz idealem Wetter zum 
Heuen, ist auch Bauer Lorenz Kratzer 
mit seinem Schlepper aus Langeltshau-
sen angereist. Es sei wichtig, dass ihm 
als Landwirtwirt zukünftig seine Unab-
hängigkeit erhalten bleibt. »Wir lassen 
uns nicht zu Leibeigenen der Industrie 
machen.« Auch wenn Monsanto seinen 
Rückzug angekündigt habe, meint Krat-
zer: »Wir bleiben skeptisch«. Die Politik 
müsse endlich klare Regeln in Bezug auf 
Gentechnik vorgeben – auf nationaler 
und europäischer Ebene. 

Bei der Abschlusskundgebung vor 
der bayrischen Staatskanzlei kamen 
auch Jugendverbände zu Wort. An-
ton Reinhardt von der Slow food Ju-
gend appellierte, »aufzuhören mit dem 
Schnäppchenjagen in Discountern, und 
stattdessen sich mit den Menschen zu 
verbünden, die Nahrungsmittel auf 
menschen- und tierwürdige Art und 
Weise erzeugen.« Ruth Heeren von 

der Jugendorganisation Bund Natur-
schutz forderte: »Gesundes Essen darf 
kein Luxus sein! Wir die Verbraucher 
und Konsumenten haben ein Recht auf 
Lebensmittel, die frei von Pestiziden, 
Gentechnik und Medikamenten sind!«

»Die Demonstration war ein voller 
Erfolg«, bestätigt Sabine Obermaier. 
Dennoch, meint sie, reiche das noch 
lange nicht aus. »Wir müssen weiter-
machen und täglich möglichst viele 
Menschen auf unserem Weg in eine 
nachhaltige, öko-soziale Landwirtschaft 
mitnehmen.« Die Politik dürfe nicht an-
ders sprechen als handeln, konstatiert 
sie. »Wir müssen achtsam sein, fordern 
was wir brauchen und auf eine Umset-
zung beharren!«, betont die angehende 
Agrarwissenschaftlerin nachdrücklich. 

 

 

 

  Regine Holloh

Die Autorin ist Agrarwissenschaftlerin, 
aufgewachsen auf einem Milchviehbetrieb 
am Niederrhein und Mitarbeiterin bei der 
Kampagne »Meine Landwirtschaft«.
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Wir haben 
Agrarindustrie 
satt!
7.000 Menschen umzingeln Europas größten 
Geflügelschlachthof 

Europas größter Geflügelschlachthof im niedersächsischen Wietze wurde am 
Samstag den 31. August mit einer Menschenkette umzingelt. Die Demonstran-
tInnen forderten drei Wochen vor der Bundestagswahl unter dem Motto »Wir 
haben Agrarindustrie satt!« eine grundlegende Agrarwende. Der Megaschlacht-
hof in Wietze ist ein Symbol für die »verfehlte Agrarpolitik der schwarz-gelben 
Bundesregierung«, erklärten die VeranstalterInnen. Zu der Großdemonstration 
hatte das »Wir haben es satt«-Bündnis aus Bauern-, Umwelt-, Entwicklungs- und 
Tierschutzverbänden aufgerufen. 

B ekannt geworden ist das 
Bündnis mit seinen jährlichen 
Demonstrationen in Berlin gegen 

die Agrarindustrie und für eine bäuerli-
che, tier- und umweltfreundliche Land-
wirtschaft. Über 20.000 Menschen sind 
dort in den letzten drei Jahren teilweise 
bei klirrender Kälte auf die Straßen ge-
gangen. Doch in der Großstadt Berlin ist 
man weit weg von den Orten, an denen 
das Ausmaß der ständig zunehmenden 
Industrialisierung der Landwirtschaft 
deutlich wird. Deswegen entschied das 
Bündnis kurz vor der Bundestagswahl 
an einen der Brennpunkte des Gesche-
hens zu gehen. Und zwar nach Wietze, 
einem kleinen Ort nahe Celle in Nieder-
sachen. Dort entsteht derzeit Europas 
größter Schlachthof. 

»Mit unseren Lebensmittel ist etwas 
nicht in Ordnung, wenn sie wie hier in 
Wietze hinter NATO-Draht hergestellt 
werden«, brachte der griechische Oli-
venbauer Pavlos P. auf der Kundgebung 
in Wietze die Fehlentwicklung auf den 
Punkt. Schon heute werden in dem 2011 
von der Firma Rothkötter eröffneten 
Schlachthof täglich 200.000 Hühnchen 
am Fließband geschlachtet. Geplant ist 
eine Ausdehnung der Produktion auf 
430.000 Hühner am Tag. Das bedeutet 
jeden Tag 11 Hühnchenställe mit 40.000 
Hühnern und bis zu 70 LKWs pro Tag die 
diese anliefern. Das ist eine sehr hohe 
Belastung für die Menschen in Wietze. 
Dafür wurden 1.000 Arbeitsplätze in 
einer strukturschwachen Region ver-
sprochen. Doch das System Rothköt-
ter verursacht neben dem Leiden der 
Tiere weitere negative Auswirkungen.. 

Nämlich die benötigten Soja-Importe, 
Nitratbelastung des Grundwassers, 
Fragen des Arbeitsrechts, Abhängig-
keit der Lohnmäster und die Auswir-
kungen von Exportdumping auf Märk-
te in Afrika, die zur Folge haben, dass 
die Bauern dort nicht mehr gegen das 
importierte Geflügel konkurrieren kön-
nen. All das sind globale Folgen dieses 
Systems. Und dass dieses Projekt mit 
6,5 Millionen Euro aus Steuergeldern 
subventioniert wurde ist ein Skandal! 

Dass sich dagegen ein breiter Wider-
stand in der Bevölkerung regt, zeigten 
die rund 7.000 Menschen, die am 31. 
August aus dem gesamten Bundesge-
biet in das kleine Wietze strömten, um 
vor dem Schlachthof zu demonstrieren 
und ihn mit einer Menschenkette zu 
umzingeln. Angemeldet waren 3.000 
Menschen, und dass doppelt so viele 
gekommen sind werten die Veranstalter 
als Erfolg. Und die Wir haben es satt – 
Bewegung hat gezeigt, dass sie auch 
auf dem Land mobilisieren kann. Doch 
am beeindruckendsten war der vielfäl-
tige und bunte Widerstand, bei dem 
die Menschen selbstgemalte Plakate 
an den Schlachthofzaun hängten. Die-
se wurden auf der Vorabaktion »Grillen 
gegen die Agrarindustrie« am Wochen-
ende vom 23. bis 25 August auf über 
700 Grilldemos in Deutschland gemalt. 
Von diesen Grilldemos haben die Men-
schen die Banner nach Wietze gebracht 
oder geschickt. Das war ein sehr starkes 
Zeichen und sorgte auch dafür, dass die 
Aktion über den Teilnehmerkreis hinaus 
bekannt wurde. Die Kundgebung auf 
dem Droschkenplatz in Wietze und die 

Demonstration zur Umzingelung des 
Schlachthofs sowie das Abschlusskon-
zert der Berliner Band Ratatöska waren 
entscheidend für das gute Gelingen 
dieses Aktionstages. 

Die Aktion war der Höhepunkt eines 
Wochenendes rund um eine zukunfts-
fähige Landwirtschaft. Im Vorfeld wur-
den in dem Sommercamp verschiedene 
Workshops rund um das Thema »Land-
wirtschaft & Esskultur − Visionen 2020« 
angeboten. Diese Veranstaltungsreihe 
bildet den Auftakt, um einen großen 
gesellschaftlichen Prozess in Gang 
zu setzen und eine Vision von einer 
zukunftsfähigen Landwirtschaft mit 
gutem Essen für Alle zu entwickeln. 
Deswegen lädt die Kampagne Meine 
Landwirtschaft zusammen mit INKOTA 
unter dem Titel »Politischer Suppen-
topf« diesen Winter zu acht Workshops 
ein. Dort soll an verschiedenen Orten 
in Deutschland rund um einen großen 
Kochtopf der Fläming Kitchen eine 
Vision einer zukunftsfähigen Landwirt-
schaft diskutiert werden. 

Das Medienecho der Aktion war 
mit einigen Fernsehbeiträgen und Zei-
tungsartikeln positiv. In Niedersachsen 
fand eine sehr ausführliche Pressebe-
richterstattung statt. Leider hat die 
Aktion es nicht geschafft das Thema 
»Landwirtschaftspolitik« deutschland-
weit als Wahlkampfthema zu setzen. 
Deswegen werden die Proteste nach 
der Bundestagswahl fortgesetzt. Un-
ter anderem ist eine Demonstration 
zum Beginn der Grünen Woche am 18. 
Januar 2014 in Planung.

 

 

 

  Jochen Fritz und Iris Kiefer

Jochen Fritz koordiniert die Kampagne »Meine 
Landwirtschaft«. Iris Kiefer ist verantwortlich 
für die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit der 
Kampagne.

Fotos auf:  
www.wir-haben-es-satt.de
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Klimaschutz-
Kohleprojekten an 
den Kragen gehen
Kann Polen nein zur Klimafinanzierung von 
Kohle sagen?

Dem Absurdum von Klimaschutzkompensationszertifikaten von Kohleprojekten 
könnte bald ein Ende gesetzt werden. In den letzten Wochen haben sich Euro-
päische Akteure, die in Clean Development Mechanism (CDM ) Kohleprojekte 
involviert sind, offiziell von deren Unterstützung distanziert. Die Frage ist nun, ob 
dieser Trend auch bei der UN-Klimakonferenz in Polen fortgesetzt werden kann. 

Im Rahmen des Clean Develop-
ment Mechanism (CDM) der UN-
Klimakonvention können durch 

Investitionen in Projekte in Entwick-
lungsländern Emissionsgutschriften 
erzeugt werden, die dann auf Klima-
schutzverpflichtungen in Industrie-
ländern angerechnet werden. Bisher 
können dabei auch Kohlekraftwerke 
in Entwicklungsländern anerkannt 
werden, wenn sie darlegen, dass dort 
ohne CDM-Gutschriften ein weniger 
effizientes neues Kohlekraftwerk ge-
baut worden wäre. Gegenwärtig gibt 
es 45 Kohlekraftwerkprojekte in den 
Ländern Indien und China, die sich als 
CDM-Projekte registrieren lassen wol-
len. Sechs dieser Projekte sind bereits 

registriert und könnten so 89 Millionen 
Emissionsgutschriften generieren. 

Carbon Market Watch, ein Netzwerk 
aus internationalen NRO, weist bereits 
seit 2010 auf die Probleme von CDM-
Kohleprojekten hin. Diese betreffen 
nicht nur die offensichtlichen Umwelt- 
und Sozialauswirkungen, sondern sind 
auch bezüglich des schädlichen Klima-
effekts problematisch. Beispielsweise, 
wenn Klimazertifikate aus CDM-Koh-
leprojekten von Europäischen Firmen 
dazu verwendet werden, Emissionsre-
duktionsverpflichtungen zu kompen-
sieren. 

Neuesten Entwicklungen zufolge, 
könnten die CDM-Kohleprojekte je-
doch ein rapides Ende nehmen, da es 

immer weniger potentielle Käufer gibt. 
Norwegen war die erste Regierung 
die offiziell bekannt gab, keine Investi-
tionen in CDM-Kohleprojekte tätigen 
zu wollen. Im Juni erläuterte auch US-
Präsident Barack Obama, dass der Bau 
von neuen Kohlekraftwerken nur geför-
dert werden würde, wenn es gar nicht 
anders ginge. Dies wird seit neuesten 
auch von der Weltbank und der Euro-
päischen Investitionsbank unterstützt. 
Des Weiteren ließ auch die Britische 
Regierung im August überraschend 
verlauten, dass keine weiteren Unter-
stützungsbriefe für CDM-Kohleprojek-
te ausgestellt werden würden.

Die einzigen Zertifikate von CDM-
Kohleprojekten, die bisher am Markt 
sind, wurden laut offizieller UNFCCC 
CDM-Website1 von EDF Trading, dem 
französischen Energiekonzern gekauft. 
Im August hat sich aber auch EDF Tra-
dings davon distanziert. Der Konzern 
stellte klar, dass es keinen Zusammen-
hang zwischen EDF Trading und den 
CDM-Kohleprojekten gibt, noch seien 
derartige Zertifikate gekauft worden.

Was vor ein paar Jahren noch un-
denkbar war, rückt somit der Realität 
um einiges näher: eine Entscheidung 
der UN-Klimarahmenkonvention die fi-
nanzielle Unterstützung für den Abbau 
von Kohle gänzlich zu unterbinden. Fast 
100 Umweltorganisationen haben vor 
knapp zwei Jahren beim Klimagipfel in 
Durban für einen Ausschluss von Koh-
lekraftwerken aus dem CDM plädiert. 
Hieraufhin stellt sich nun die Frage, ob 
Polen nein zur Klimafinanzierung von 
Kohle sagen kann?

 

 

 

  Eva Filzmoser

Eva Filzmoser ist Geschäftsführerin des 
Programmes Carbon Market Watch, eine 
Initiative die von dem Verein Nature Code – 
Zentrum für Entwicklung und Umwelt, 
umgesetzt wird.

1	 http://cdm.unfccc.int/Projects/DB/DNV-
CUK1245932980.89/view

Weitere Informationen:  
http://carbonmarketwatch.org/press-
release-edf-trading-backs-away-from-
adanis-carbon-offsetting-coal-project/
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Klimaschutz mit 
Hochgeschwindigkeits-
zügen 
Eine Alternative zu Kurz- und 
Mittelstreckenflügen

Wenn die Erderwärmung unter zwei Grad belassen werden soll, muss sich die 
Menschheit von fossilen Energieträgern verabschieden. Das betrifft insbeson-
dere den Flugverkehr, für den bei Entfernungen bis etwa 1000 Kilometer Hoch-
geschwindigkeitszüge dem Fahrgast ein vergleichbares Angebot darstellen kön-
nen. Staaten, die ernsthaft verfolgen, dass es weltweit nicht mehr als zwei Grad 
wärmer wird und entsprechende geographische Voraussetzungen haben, sind 
praktisch gezwungen, in Hochgeschwindigkeitsstrecken zu investieren.

D as Bekämpfen des anthro-
pogenen Klimawandels ist im 21. 
Jahrhundert eine der größten 

Herausforderungen für die Menschheit. 
Wenn die globale Erwärmung auf weni-
ger als zwei Grad gegenüber vorindust-
riellem Niveau begrenzt werden soll, so 
sind drastische und rasche Reduktionen 

der Treibhausgasemissionen notwen-
dig – spätestens im Jahr 2070 muss der 
Ausstieg aus der Nutzung der fossilen 
Energieträger vollzogen sein. Ein sol-
cher gesellschaftlicher Umbau wird als 
»Große Transformation« bezeichnet. 

Hierzu müssen alle Sektoren einen 
Beitrag leisten. Dies gilt auch und be-

sonders für den von flüssigen fossilen 
Brennstoffen abhängigen Verkehrssek-
tor, welcher für 22 Prozent der energie-
bedingten globalen CO2-Emissionen 
verantwortlich ist. Innerhalb des Ver-
kehrssektors verursacht zwar noch der 
Straßenverkehr den Großteil der Emis-
sionen, jedoch wächst der besonders 
klimaschädliche Flugverkehr weltweit 
mit rasanter Geschwindigkeit. Flugzeu-
ge emittieren neben CO2 noch weitere 
Treibhausgase wie zum Beispiel Was-
serdampf in Form von Kondensstreifen 
und Zirruswolken, welche in großen Hö-
hen eine deutlich höhere Erwärmungs-
wirkung haben als am Boden. Für Flug-
zeuge ist kein anderer Energieträger als 
das fossile Kerosin in Sicht, selbst der 
Einsatz von Wasserstoff führt zu treib-
hauswirksamen Kondensstreifen und 
Zirruswolken.

Hochgeschwindigkeitsstrecken als 
notwendige Komponente einer 
Nachhaltigen Verkehrsinfrastruktur 
So bleibt für die Kurz- und Mittelstre-
cke im Personenverkehr nur noch der 
mit Erneuerbaren Energien betriebene 
Schienenverkehr als nachhaltige Alter-
native. Um eine vergleichbare Quali-
tät der Beförderungsleistung wie der 
Flugverkehr bieten zu können, kommt 
dafür der Hochgeschwindigkeitsver-
kehr (HGV) auf der Schiene in Frage. 
Hierunter fallen Züge, die im Normal-
betrieb mit einer Geschwindigkeit von 
mindestens 200 km/h verkehren. 

Für Länder mit dem Selbstverständ-
nis, gegenwärtig oder in Zukunft »ent-
wickelt« zu sein, sind damit verbundene 
Hochgeschwindigkeitsstrecken (HGS) 
eine der wenigen sichtbaren Alterna-
tiven zum Flugverkehr, mit denen sich 
eine Nachhaltige Verkehrsinfrastruk-
tur schaffen lässt. Zahlreiche Untersu-
chungen haben gezeigt, dass bei der 
Verkehrsmittelwahl für die meisten 
Zielgruppen die Gesamtreisezeit das 
wichtigste Entscheidungskriterium dar-
stellt. Daneben spielen aber auch ande-
re Faktoren wie Komfort, Reisekosten, 
Bedienungsfrequenz, Umsteigefreiheit, 
Umweltverträglichkeit und viele mehr 
eine wichtige Rolle. Veränderungen 
der Reisezeit führen in der Regel auch 
zu Veränderungen im Modal-Split, das 
heißt im Marktanteil der verschiedenen 
Verkehrsträger. 

Liegt die Reisezeit bei etwa zwei 
bis drei Stunden bzw. überschreitet sie 
einen Schwellenwert von vier bis vier-
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einhalb Stunden nicht, so fällt die Ent-
scheidung meist oder wenigstens noch 
in nennenswerten Anteilen zugunsten 
des HGV aus. Bei einem optimal ausge-
bauten HGV-System können in dieser 
Zeit Distanzen von 500 bis 800 Kilo-
meter zurückgelegt werden, wobei sich 
die größten Reisezeitverkürzungen ge-
genüber anderen Verkehrsträgern da-
bei auf Strecken zwischen 300 bis 600 
Kilometer ergeben. Der Vergleich von 
35 HGS weltweit zeigt, dass bei einer 
Reisezeit von bis zu zwei Stunden der 
HGV einen durchschnittlichen Markt-
anteil von 92 Prozent gegenüber dem 
Flugzeug gewinnen kann. Bei bis zu drei 
Stunden sind es im Schnitt 75 Prozent 
und bei maximal vier Stunden noch 63 
Prozent. 

Einige Beispiele: Für die 776 Kilome-
ter lange Strecke München-Hamburg 
benötigt der schnellste ICE derzeit fünf 
Stunden 43 Minuten. Die vergleichbare 
Strecke Paris – Marseille (740 Kilome-
ter) legt der TGV hingegen in nur drei 
Stunden zurück. Für diese Verbindung 
hält der TGV gegenüber dem Flugzeug 
einen Anteil von 83 Prozent des Markt-
anteils. Über viele Jahre hinweg war die 
621 Kilometer lange Strecke von Mad-
rid nach Barcelona die verkehrsreichste 
Flugroute in Europa. Seit der Eröffnung 
der HGS in 2008, die es ermöglicht, 
die Strecke in zwei Stunden und 38 
Minuten zurückzulegen, hat sich dies 
nachhaltig geändert. So halbierte sich 
der Anteil des Flugverkehrs zwischen 
2008 und 2011 von 88 Prozent auf 44 
Prozent. 2011 hatte der HGV schon ei-
nen Marktanteil von 55 Prozent. 2012 
meldete Eurostat einen weiteren Rück-
gang gegenüber dem Vorjahr um knapp 
20 Prozent. Auch die Fertigstellung des 
letzten HGV-Teilstückes zwischen Rom 
und Mailand führte zu deutlichen Ver-
änderungen im Modal-Split. Da die 548 
Kilometer lange Strecke heute in drei 
Stunden zu bewältigen ist, stieg der 
Marktanteil des HGV von 32 Prozent 
auf 55 Prozent, wohingegen der Flug-
verkehr von 52 Prozent auf 32 Prozent 
zurückging. Auch zwischen Osaka und 
Fukuoka spielt der Flugverkehr kaum 
noch eine Rolle: 89 Prozent aller Fahr-
gäste entschieden sich im Jahr 2012 für 
den Shinkansen. Dieser verbindet die 
beiden 552 Kilometer voneinander ent-
fernten Metropolen in nun mehr zwei 
Stunden 25 Minuten miteinander. Fast 
exakt zwei Stunden mehr, nämlich vier 
Stunden 19 Minuten, benötigt hingegen 

der schnellste ICE für die 554 Kilometer 
zwischen Köln und Berlin. 

Dank des HGV und Fahrzeiten von 
unter zwei Stunden wurde der Anteil 
des Flugverkehrs auf Städteverbindun-
gen wie Brüssel – Paris oder Paris – Lyon 
auf unter fünf Prozent zurückgedrängt. 
Auf einigen Strecken, wie zum Beispiel 
Nanjing – Wuhan, Tokyo – Sendai, To-
kyo – Niigata, Hamburg – Berlin oder 
Köln – Frankfurt führte der HGV sogar 
ganz zur Einstellung des Flugverkehrs. 

Die Situation in Deutschland
Für den ehemaligen Bahn-Manager 
Andersen besitzt Deutschland noch 
kein zusammenhängendes Hochge-
schwindigkeitsnetz, sondern nur ein-
zelne, isolierte Streckenabschnitte, 
auf denen schneller gefahren werden 
kann. Deshalb seien die erzielbaren 
Reisegeschwindigkeiten trotz der Neu-
baustrecken (NBS) gering.1 Diese Hoch-
geschwindigkeitsstrecken wurden ohne 
umfassenden Plan – wie ihn etwa die 
Schweiz mit »Bahn 2000« hat – konzi-
piert. Der Streckenneubau in Deutsch-
land ist dagegen seit Jahrzehnten stets 
kapazitiv initiiert. »Der Gedanke folgt 
präzise der alten Staatsbahn-Logik: Erst 
wenn das schlechte Produkt sich unge-
wöhnlich großer Nachfrage erfreut, be-
lohnt die Bahn den Kunden mit einem 
besseren.«2 Theoretisch hätte ein opti-
mal ausgebautes Netz an durchgehen-
den HGS entlang der Hauptverkehrs-
achsen in Deutschland das Potenzial, 
einen Großteil des inländischen Flug-
verkehrs überflüssig zu machen. Hierfür 
wären jedoch erhebliche Investitionen 
in das Schienennetz notwendig, die die 
aktuell im Bundeshaushalt für Aus- und 
Neubau vorgesehenen Mittel um ein 
Vielfaches übersteigen würden.

Hinzu kommt noch, dass gerade bei 
Neubaustrecken des Schienenperso-
nenfernverkehrs nicht der erwartete 
betriebliche Nutzen entscheidend für 
ihre Errichtung ist, sondern politische 
Abwägungen eine erhebliche Rolle 
spielen. Beispiele hierfür sind Projekte 
wie Stuttgart 21, der Bau der Bahnhöfe 
Montabaur und Limburg-Süd oder die 
Trassierung der NBS Hannover – Würz-
burg über Göttingen. In letzterem Fall 
gaben Bahn und Bundesregierung den 
Forderungen des Landes Niedersach-
sen nach und entschieden sich gegen 
eine direktere Trassenführung. Länge-
re Fahrzeiten und bedeutend höhere 
Baukosten wurden in Kauf genommen. 

Im Ergebnis entstand eine Linienfüh-
rung die »man guten Gewissens nicht 
mehr als Hochgeschwindigkeitsstrecke 
bezeichnen kann«, in der Folge ist die 
Fahrzeit zwischen Hamburg und Mün-
chen deutlich zu lange, um Fluggäste 
zum Umstieg auf die Bahn zu bewegen.3 
Auch bei Stuttgart 21 ist der betriebli-
che Nutzen höchst umstritten. Tatsache 
ist jedoch, dass dieses Projekt wichtige 
Investitionsmittel bindet, die an ande-
rer Stelle weitaus sinnvoller eingesetzt 
werden könnten. 

Die gegenwärtigen politischen Ent-
scheidungen in Deutschland führen 
demnach nicht zu einer verstärkten 
Emissionsminderung im Flugverkehr 
durch Verkehrsträgerwechsel auf 
Hochgeschwindigkeitszüge. Dazu ist 
ein Politikwechsel notwendig.

 

 

 

  Christian Schwarzer und 
Manfred Treber

Christian Schwarzer ist Jugendbotschafter 
für die UN-Dekade zur biologischen Vielfalt 
und beschäftigt sich seit sieben Jahren mit 
Hochgeschwindigkeitsverkehr«. Manfred 
Treber ist Klima- und Verkehrsreferent bei 
Germanwatch.

1	 Sven Andersen: Ein Zielbedienungskonzept 
für den Hochgeschwindigkeitsverkehr in 
Deutschland. Eisenbahn Revue International 
7/2010, S. 370 −379.

2	 Tobias Hauswald: Technisch-wirtschaftliche 
Bewertung von Bahnprojekten des 
Hochgeschwindigkeitsverkehrs, 2009, S. 59.

3	 Sven Andersen: Ein Zielbedienungskonzept 
für den Hochgeschwindigkeitsverkehr in 
Deutschland. Eisenbahn Revue International 
7/2010, S. 370 – 379.

Die gesamte Studie kann unter folgendem 
Link kostenlos heruntergeladen werden: 
https://germanwatch.org/de/7155
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Publikationen

 

 

 

Problematische 
Entwicklungen bei 

der Landnutzung in 
Liberia: Palmölkonzerne 
verursachen Konflikte.

Studie
Die vom Autor Peter Gerhardt erstellte 
Studie nimmt den problematischen Ent-
wicklungen bei der Landnutzung in Liberia 
in den Fokus. Hierbei steht Liberias Palmöl-
boom stellvertretend für ähnliche Entwick-
lungen in den benachbarten Staaten: Mul-
tinationale Plantagenkonzerne versuchen 
möglichst viel von der Ressource Acker-
land unter Ihre Kontrolle zu bringen. Peter 
Gerhardt beschreibt die aktuelle Proble-
matik der Landnutzung auch anhand von 
Interviews und vermittelt dabei die Sicht-
weise eines Umweltaktivisten, von Plan-
tagenarbeitern und eines Entwicklungs-
helfers. Von der betroffenen Bevölkerung 
wird die Ausweitung der Plantagenflächen 
nicht als Beitrag zur nachhaltigen Entwick-
lung betrachtet. Dabei gibt es auch Kon-
zepte zur Lösung derartiger Konflikte.

Bezug:  Download unter: http://www.forumue.
de/publikationen/publikationen2/publikation/
problematische-entwicklungen-bei-der-landnut-
zung-in-liberia/

 

 

 Die Neue Allianz für 
Ernährungssicherheit in 
Afrika – Ist die Initiative 
der G8-Länder geeignet, 

die Armut zu bekämpfen? 
Positionspapier

Die Initiative »New Alliance for Food Secu-
rity and Nutrition« (G8NA) wurde auf dem 
G8-Gipfel im Mai 2012 in Camp David auf 
Initiative der US-Regierung gestartet. Das 
erklärte Ziel ist es, 50 Millionen Menschen 
in Sub-Sahara Afrika bis zum Jahr 2022 aus 
der Armut zu befreien. Mehr private Inves-
titionen in die Landwirtschaft sollen dies 

möglich machen. Die G8NA umfasst die 
G8-Regierungen, die Privatwirtschaft und 
afrikanische Regierungen. Bislang wur-
den Partnerschaftsabkommen (Country 
Cooperation Frameworks) mit sechs afri-
kanischen Staaten abgeschlossen: Äthio-
pien, Burkina Faso, Elfenbeinküste, Ghana, 
Mosambik und Tansania. Neu dazukommen 
werden dieses Jahr voraussichtlich Benin, 
Nigeria, Malawi und Senegal. Die Inhalte 
der Partnerschaftsabkommen zeigen, dass 
es vorrangig darum geht, investitions-
freundliche politische Rahmenbedingun-
gen in afrikanischen Ländern zu schaffen 
und Investitionen der Privatwirtschaft zu 
befördern. Kriterien oder Indikatoren zur 
Armutsbekämpfung sucht man vergeblich. 
Die Kleinbauern und Kleinbäuerinnen, die 
von der Initiative profitieren sollen, wurden 
bisher nicht aktiv in die Ausgestaltung der 
Initiative eingebunden. Es ist zu befürch-
ten, dass die Initiative eher der Öffnung 
afrikanischer Märkte für den Ankauf von 
Agrarrohstoffen, den Zugang zu Land und 
den Vertrieb von kommerziellem Saatgut, 
Düngern und Pestizide dient. Das Forum 
Umwelt und Entwickelt fordert daher die 
Initiative entweder radikal zu reformieren 
oder komplett zu beenden.

Bezug:  Download unter: http://www.forumue.de/
publikationen/positionspapiere/positionspapier/
die-neue-allianz-fuer-ernaehrungssicherheit-in-
afrika/

Was ist moderne 
Landwirtschaft? Eine 

kritische Frage für die 
Welt von morgen.

Neue Verleihausstellung
Drei farbige Poster zum Aufhängen nen-
nen Problembereiche des derzeitigen 
Agrarmodells und den negativen Umwelt-
wirkungen und beschreiben mögliche Al-
ternativen. In den Bereichen Klimawandel, 
Stickstoffkreislauf und Biodiversitätsver-
lust haben die Aktivitäten des Menschen 
dazu geführt, dass die Tragfähigkeit der 
Erde bereits überschritten wurde. Den 
größten Anteil an dieser Entwicklung hat 
die landwirtschaftliche Produktion, weil sie 
in die Ökosysteme am weitesten eingreift 
und sie verändert.
Moderne Landwirtschaft muss gleichzei-
tig den Herausforderungen Klimawandel, 
Biodiversitätsverlust und Welternährung 
gewachsen sein und kommenden Genera-
tionen eine Zukunft ermöglichen.
Die Ausstellung zeigt Alternativen in der 
Landwirtschaft, die die Bezeichnung mo-
dern verdienen.

Die Poster können ausgeliehen werden  gegen 
Leihgebühr ( 50€) und Versandkosten und re-
gen zur Diskussion an. Anschauen unter: http://
www.agrarkoordination.de/ausstellungen.html

Gebrauchsanweisung 
für einen gesunden 

Planeten
Ergänzend zur Ausstellung  

»Was ist moderne Landwirtschaft?«  
oder als Diskussionsgrundlage.

Unsere Erde ist großen Belastungen aus-
gesetzt. Besonders das derzeitige Ag-
rarmodell überbeansprucht zahlreiche 
Erd-Ressourcen und führt zu weltweiten 
Umweltproblemen. In den Bereichen Kli-
mawandel, Stickstoffkreislauf und Biodi-
versitätsverlust haben die Aktivitäten der 
Menschen dazu geführt, dass die Trag-
fähigkeit der Erde bereits überschritten 
wurde.
Innerhalb unseres Projekts „Was ist moder-
ne Landwirtschaft? – Eine kritische Frage 
für die Welt von morgen“ haben wir 3 Ge-
brauchsanweisungen für einen gesunden 
Planeten gefertigt:
1)	 Innerhalb der Grenzen der Erde arbeiten
2)	 Fruchtbaren Boden schützen
3)	 Stickstoffkreislauf entlasten

Sie zeigen Krankheitsbilder der Erde, be-
schreiben deren Ursache und Folgen und 
stellen mögliche Heilungsmethoden dar.
Moderne Landwirtschaft muss die Gren-
zen der Erde respektieren und zu ihrer Ge-
sundung beitragen.
Der Wirkstoff der Arzneimittel ist Vernunft 
und nicht verschreibungspflichtig.

3 mal 4 Seiten farbig, in einer Schachtel.  
Abgabe gegen Spende. ansehen:  
www.agrarkoordination.de

Veranstaltungen

Vom Winde verweht?!  
Bodenschutz zwischen 
Ernährungssicherheit 

und Klimawandel 
SOIL DAY im Vorfeld der Global Soil 

Week, Vorträge und Podiumsdiskussion, 
Freitag, 25. Oktober 2013, 

Heinrich Böll Stiftung Berlin 
Gesunde Böden zu unseren wichtigsten 
Lebensgrundlagen. Sie sind nicht nur 
Nahrungsmittelproduzent, sondern auch 
Wasserspeicher, Wasserreiniger und Kli-
maregulierer Nummer Eins und beher-
bergen einen großen Teil der weltweiten 
Artenvielfalt.
Dennoch wird gerade in Zeiten hoher Prei-
se für Nahrungsmittel und knapp einer 
Milliarde hungernder Menschen der Ruf 
nach Intensivierung und einem schnellen 
Anstieg der landwirtschaftlichen Produk-
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tion immer lauter. Was liegt da näher, als 
den Boden noch intensiver zu nutzen und 
mehr zu Düngen? In den letzten Jahren 
aber sind die zum Teil verheerenden Aus-
wirkungen von Dünger auf die Böden im-
mer mehr zu Tage getreten. Zudem haben 
sich die Preise für Mineraldünger in den 
vergangenen Jahren mehr als verdreifacht, 
sodass sich viele Kleinbauern im globalen 
Süden die Dünger entweder nicht leisten 
können oder in der Schuldenfalle landen.
Moderne und nachhaltige Landwirtschaft 
muss auf den Schutz des Bodens und 
seiner Fruchtbarkeit allerhöchsten Wert 
legen, denn der Boden selbst liefert die 
Ernährungsgrundlage für kommende Ge-
nerationen und lässt sich nicht vermehren. 
Wie kann die moderne Landwirtschaft die 
Böden schützen? Welche Veränderungen 
mit Blick auf die bisherigen Produktions-
weisen muss es geben? Wie kann man 
Bodenschutz und Ernährungssicherung 
effektiv kombinieren? Welche Art des 
Bodenmanagements entspricht den be-
sonderen Herausforderungen, denen 
kleinbäuerliche Produzenten im globalen 
Süden gegenüberstehen? Welche politi-
schen Rahmenbedingungen bedarf es, um 
Bodenschutz besser in die landwirtschaftli-
che Produktion zu integrieren? 
Die Heinrich-Böll-Stiftung und die Ag-
rarkoordination laden Sie ein, diese und 
weitere Fragen im Vorfeld der Global Soil 
Week zu diskutieren.
Für die Teilnahme an den Vorträgen ist 
eine Anmeldung erforderlich!

Weitere Informationen und Anmeldungen: 
Agrar Koordination: info@agrarkoordination.de; 
Tel.: 040/39 25 26. 

 

 

 
(K)ein Platz für Klima- 

und Umweltschutz – eher 
für Fracking-Gas und 

Kohle?
Das EU-USA-Freihandels- und  
Investitionsabkommen (TTIP),  

Außenwirtschaftsforum,  
Montag, 14. Oktober 2013, Berlin

Mit dem EU-USA Freihandels- und Inves-
titionsabkommen (TTIP) versprechen Wirt-
schaftsvertreter beiderseits des Atlantiks 
mehr Wachstum und Arbeitsplätze. Sie 
wollen mehr Handelsströme, mehr Markt-
freiheiten und neue Klagemöglichkeiten 
für Unternehmen. KritikerInnen aus der 
Zivilgesellschaft befürchten ein Aushöhlen 
wirtschafts-, umwelt-, verbraucher-, agrar-, 
kultur- und arbeitspolitischer Regulierun-
gen. Das Abkommen ermöglicht klima-
schädliche Frackinggas- und Kohlexporte 
aus den USA nach Deutschland. Der Um-

stieg auf eine klimafreundliche Energie-
versorgung im Rahmen der Energiewende 
ist durch neue Klagerechte für Konzerne 
in Gefahr! Aus diesem Anlass soll auf dem 
1. zivilgesellschaftlichen Außenwirtschafts-
forum in Berlin parallel zu den offiziellen 
Verhandlungen eine Diskussion zwischen 
NGOs und klima- sowie handelspolitischen 
Entscheidungsträgern ermöglicht werden.

Weitere Informationen: www.forumue.de

Anmeldung: Alessa Hartmann,  
hartmann@forumue.de 

EU-Klimaziele: Wie geht 
es nach 2020 weiter und 
was bedeutet das für die 

UN-Klimaverhandlungen? 
Veranstaltung, Freitag, 08.11.2013, 

Brot für die Welt, Caroline-Michaelis-
Str. 1, Berlin

Noch sind die vereinbarten Klima- und 
Energieziele nicht erreicht und schon dis-
kutiert Europa, was nach den 2020-Zielen 
kommt. In wenigen Wochen trifft sich die 
Welt in Warschau, um ein neues Klimaab-
kommen vorzubereiten. Im März 2014 wol-
len wollen Staats- und Regierungschefs 
über ein neues Klima- und Energiepaket 
und über Klimaziele für 2030 entscheiden. 
Unter den Vorzeichen der Wirtschaftskri-
se steht in Europa die Stimmung für neue 
Klimaziele schlecht, so wollen u.a. Polen 
und Italien keine neuen Klimaziele und 
Großbritannien z.B. nur ein Ziel für CO2-
Reduktion, nicht aber Ziele für Erneuer-
bare Energie und Energieeffizienz. Wie 
wollen Kirchen und Sozialverbände die 
Debatte begleiten? Was muss die EU 2015 
bei den Klimaverhandlungen in Frankreich 
vorlegen? Wie kann es gelingen, in Europa 
verbindliche und ausreichend hohe Ziele 
für CO2, Erneuerbare Energien und Ener-
gieeffizienz zu verabschieden?

Weitere Informationen: www.klima-allianz.de

Die Zukunft der Meere 
Umwelt und Entwicklung 

auf See
Tagung,  

Freitag, 07.12.2013, 10.00-18.00 Uhr
Konsul-Hackfeld-Haus, Birkenstraße 34, 

Bremen
Auf der Tagung werden das Hauptgut-
achten 2013 »Menschheitserbe Meer« des 
Wissenschaftlichen Beirats der Bundesre-
gierung Globale Umweltveränderungen 
(WBGU) und die Positionen der AG Meere 
des Forums Umwelt und Entwicklung zum 
SDG-Prozess vorgestellt und diskutiert. 
Damit soll die meerespolitische Debatte 
in Deutschland in einen internationalen 

Kontext gestellt werden und zugleich ein 
integrierter Ansatz in der Betrachtung des 
Themenfeldes unterstützt werden. Die 
Vorträge und Diskussionen auf der Tagung 
dienen dazu einen Informationsaustausch 
und Gespräche über aktuelle Entwicklun-
gen und unterschiedliche Positionen in der 
Meerespolitik zu initiieren. Als inhaltliche 
Schwerpunkte dienen beispielhalt die Fi-
scherei und der Meeresumweltschutz.

Organisiert von Brot für die Welt − Evangeli-
scher Entwicklungsdienst, Fair Oceans, Forum 
Umwelt und Entwicklung

Anmeldung und weitere Informationen: 
Fair Oceans, Tel.: 0049-(0)152-295 170 04  
Web: www.fair-oceans.info

Pupusas erobern 
Europa – Das 

Assoziierungsabkommen 
EU-Zentralamerika

Entwicklungsalternativen für El Salvador?
Veranstaltungen und Wochenendseminar: 

5. November – München, 6. November – 
Stuttgart, 7. November – Bonn, 8. bis 9. 
November – Wochenendseminar, 11. No-
vember – Eschborn, 12. November – Mar-
burg, 13.November – Berlin, 14. November 

– Leipzig, 15. November – Halle/Saale 
Das Ökumenische Büro für Frieden und 
Gerechtigkeit e.V. organisiert im Novem-
ber wieder eine Rundreise mit zwei Re-
ferenten, Saúl Antonio Baños und Roger 
Blandino Nerio, aus El Salvador. Themen 
sind das Assoziierungsabkommen zwi-
schen der EU und Zentralamerika, der Ein-
fluss  europäischer Wirtschaftsinteressen 
in Zentralamerika und die Frage nach den 
wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und 
politischen Spielräumen eines kleinen Lan-
des wie El Salvador zwischen Freihandel, 
Dollarisierung und Privatisierung.
Saúl Antonio Baños ist Rechtsanwalt und 
langjähriger Mitarbeiter der Menschen-
rechtsorganisation FESPAD. Er leitet dort 
die Abteilung für wirtschaftliche, kulturelle 
und soziale Rechte sowie Umweltrechte.
Roger Blandino Nerio war Bürgermeister 
der zu Groß-San Salvador gehörenden 
Stadt Méjicanos und ist derzeit in der Füh-
rung der Regierungspartei FMLN zustän-
dig für deren Beziehungen zu den sozialen 
Bewegungen.

Genaue Orte und Zeiten unter www.oeku-buero.
de



Montag, 14. Oktober 2013
18:30–21:00 Uhr
Magnus-Haus
Am Kupfergraben 7,
10117 Berlin
Anmeldung: info@forumue.de

VeranstalterInnen:
Forum Umwelt und Entwicklung, 
PowerShift e. V., 
Sierra Club, 
Allianz der öffentlichen Wasserwirtschaft, 
BUND für Umwelt und Naturschutz

P wer
Shift  

 

1. zivilgesellschaftliches Außenwirtschaftsforum 

Freihandel mit Kohle 
und Fracking-Gas? 
Das EU-USA Handels- und Investitionsabkommen TTIP


